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Blick In die Geschichte 

Historische Katastrophen Im Spiegel der Zelt 

Ein Schlachtfeld 
mitten im Frieden 
Heute: Die Panikkatastrophe anlaßlich der Krönung des Zaren Nikolaus 11. 
,m Jahre t 896 

26. Mal 1896 - ein großer Tag lür das 
russische Weltreich . Der lunge Zar Niko­
laus 11 setzt sich In der Moskauer Kathe­
drale die Krone au!'s Haupt Das prachtvol­
le Zeremoniell nimmt seinen programmge­
maßen Verlauf, auf die Kronung folgt die 
Salbung. Am nachsten Tag schließt sich ein 
Ball Im Kreml an. 

Am dritten Tag beginnen sich die Volks­
rnassen zu sammeln. Sie sollen von dem 
neuen Herrscherpaar In althergebrachter 
Welse mit Gedenkbechern und Lebensmit­
teln bedacht werden . 

Schon bel der Krönung Alexander 111 hatte 
sich eine Menschenmenge von 400000 
Burgern versammelt Wie heule kamen sie 
aus allen Teilen Rußlands Alle SIraßen und 
Wege Sind voll von Menschen Fasl 
800000 wollen diesmal an den Feierlich­
keiten lellnehmen. Die SIraßen und Platze 
Moskaus gleichen Fluchtllngslagern. Da 

das Wetter sehr mild iSl, slrömen immer 
neue Menschenrnassen heran. 

Als kaiserliche Geschenke sollen an leden 
ein Tuch und ein Becher verteilt werden, 
dazu Speisen und Gelranke. Besonders 
der Becher 151 begehrt, da er die Initialen 
des Kaiserpaares Iragt und mit der Krone, 
dem Reichswappen und der Jahreszahl 
geschmuckt ISI 

400000 Bundel wurden vorbereitei, mll 
mehr Besuchern hai man nlchl gerechnet 
Gelagert werden die Geschenke auf einem 
Tell eines abgesperrlen großen Feldes. 
Auch fur Belusligungen aller Art wurde 
gesorgt; die Kronungslelerlichkellen sollen 
ja ein wahres Volksfesl werden. 

Mit großer Sorge sieht der verantwortl iche 
HofmInister, wie ungeheuerlich die Menge 
anwächst Dennoch Wird keine milItarIsche 
Hilfe angefordert ZWischen dem Irelen 
Feld, auf dem die riesige Menschenrnasse 

STELLENAUSSCHREIBUNG 

Bei der Katastrophenschutzschule Bayern kann In nachster Zelt die Stelle 
eines 

Verwaltungsangestellten 

(Verg -Gr. IVa BAT mit Bewahrungsaufstieg nach 111 BAT; 
wahrend der Probezeit IVb BAT) 

Im Führungsd ienst neu besetzt werden. 

Das Aulgabengeblet umfaßt Insbesondere das Vorbereiten und Durchluhren 
von Aus- und Fortbildungslehrgangen lür den Fuhrungsdlenst Im Katastro­
phenschutz. 

Bewerber sollten 

• Fachhochschulabschluß oder gleichwertige Fahlgkelten und Erlahrungen, 

• Kenntnisse In Führung und Einsatz taktischer Einheiten und 

• Eignung lur d,e Erwachsenenbildung 

haben 

Bewerbungen mit handgeschrIebenem Lebenslauf, lichtbild, beglaubigten 
Zeugnlsabschrllten über Ausbildung und bisherige Tatlgkelten, NachweiS 
besonderer Fachkenntnisse werden bis zum t Mal t 984 erbeten an 

Katastrophenschutzschule Bayern 
Sudetenstraße 81 , Postfach 870 

8192 Geretsried 

Personllche Vorstellung nur nach Aufforderung , 

lagert, und dem Tell des Feldes, aul dem 
die Vergnügungsbuden aufgebaut Sind, 
befindet sich ein großer Graben. Von hier 
aus sollen von t 0.00 Uhr abends ab die 
Menschen gruppenweise ZWischen die 
Buden hereingelassen werden, um die 
Bündel In Empfang zu nehmen. 

Man rechnet aber nicht mit der D,SZiplin­
lOSigkeit der Masse, die gierig auf Ihr Ge­
schenk wartel. Das Warten dauerte schon 
eine volle Nacht. und die Ungeduld steigt 
von Stunde zu Stunde. Vergebens versu­
chen POlIZeibeamte, die Menschen zu be­
ruhigen. Das Gedränge wird immer großer, 
die PolIZei ISt machtlos. Langsam, aber 
unaulhaltsam Wird die vordere Reihe ge­
gen den Graben gedrangt 

Plötzlich ruft lemand hysterisch: .. Man 
sagt, es 'Sind nur 400000 Becher da, Wir 
Sind aber doppelt so Viele: drangt vor ' " Die 
Menschenrnasse setzt Sich In Bewegung, 
Seile reißen, PolIzeibeamte werden ver­
trieben Ein unbeschreibliches Chaos setzt 
ein. Die Menge sturmt die Buden, verlangt 
lautstark nach den Geschenken. Das abge­
sperrte Feld ISt voll von tobenden und 
schreienden Menschen. Die erschrocke­
nen Beamten Sind hilflos, geben nach, wer­
len die Bundel In die Menge. Die Men­
schen ,n den hinteren Reihen sehen dies 
und drangen rückSichtslos nach. Wahrend 
vorne um ledes Bundel erbarmungslos ge­
kamplt Wird, tobt hinten eine schimpfende 
Menschenmenge. Die Katastrophe ISt per­
fekt - uber 3000 Menschen werden zer­
trampelt und zu Tode gedruckt 

Schon bel den Vorbereitungen hatte die 
PolIZei Fehler begangen. Man hatte von 
dem Feld, auf dem die Volksrnassen lager­
ten, den Kies genommen, um damit die 
Straßen fur den Einzug des Zaren zu streu­
en. Die entstandenen Gruben und Graben 
wurden aber nicht mehr verfüllt und so zu 
Todesfallen . Schon bel dem ersten Ge­
drange stolpern und sturzen die Menschen 
In die Graben und werden von den nach­
drängenden Massen zu Tode getreten. 

Der ganze Kampf dauert nur eine Viertel­
stunde. Kurz danach ergießt Sich die Men­
schenmenge zuruck In die Stadt und be­
richtet von dem entsetzlichen Geschehen. 
Der rieSige Platz Sieht fürchterlich aus ein 
Schlachtfeld mitten Im Frieden. Manner, 
Frauen, Greise und Kinder liegen In Ihrem 
Blut . .. Es ist ein Anblick, so grauenerre­
gend, daß Viele In Ohnmacht fallen oder 
einen Schreikrampf kriegen. 

Obgleich dem Zar von dieser entsetzlichen 
Katastrophe Bericht erstattet Wird, laßt er 
das Fest nicht abbrechen, sondern zeigt 
Sich auf dem Felde In dem fur diesen 
Ehrentag erbauten Pav,ll,on den wenigen, 
die unverletzt geblieben Sind 

Vier Tage braucht man, um die endlose 
Reihe der mehr als 3000 Toten auf Leiter­
wagen In die Stadt zuruckzubmigen . 
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Umschau 

40000 Lehrgangsteilnehmer 
an der Katastrophenschutz­
schule Bayern 

Im Februar konnte die Katastrophen­
schutzschule Bayern In Geretsried ihren 
40000sten Lehrgangsteilnehmer begrü­
ßen. Er wurde von Schulleiter Willy 
Schütz durch Aushandigung emer Erin­
nerungsurkunde und eines Zinntellers 
besonders geehrt. 

Die Katastrophenschutzschule wurde 
1959 durch das Innenministerium ins 
Leben gerufen. In der Katastrophen­
schutzschule Bayern, die 1984 ihr 
251ähriges Jubiläum feiern kann, werden 
In eln- bzw. zwei wöchigen Lehrgangen 
die AngehÖrigen von Führungsstäben 
und die fre iwilligen Helfer aus Katastro­
phenSChutzeInheiten für Führungsaufga­
ben und für die besonderen Aufgaben 
des Katastropheneinsatzes ausgebildet. 
Die Schule führt jährlich durchschnittlich 
hundert verschiedene Fachlehrgänge 
durch, die von ca 2000 Lehrgangsteil­
nehmern besucht werden. Sie ist die 
einzige Schule dieser Art in Bayern. 

Unser Foto zeigt den 40000sten Lehr­
gangsteilnehmer, den Helfer Gerd Huf­
nagel aus dem Bergungszug der Stadt 
Würzburg (Mitte). 
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Mehrzweckanlage an die 
Stadt Tübingen übergeben 

"Im Ernstfall 1600 Schüler in den Bun­
ker" - Mit dieser Schlagzeile berichtete 
die regionale Presse von der am 1. Fe­
bruar 1984 erfolgten Übergabe des 
Großschutzraumes "Feuerhägle" an die 
Verwaltung der Stadt Tübingen. Es han­
delt sich um die erste derartige Anlage, 
die von der Verwaltung der Stadt über­
nommen wurde. 

Die als Tiefgarage genutzte Mehrzweck­
anlage konnte nach eineinhalbjähriger 
Bauzeit fertiggestellt werden. Die Mehr­
kosten für den zivilschutzbedingten Aus­
bau beliefen sich auf 1500000,- DM, 
von denen ca. 50000, - DM auf die 
Stadt Tüblngen entfielen. 

Der technische Teil der Anlage besteht 
im wesentlichen aus dem Lüftungssy­
stern mit Luftkanälen, Raumfiltern, 
Schutzlüftungsgeraten und drei Schleu­
sen. Die sensiblen Gerate und Einrich­
tungen sind über schocksichere, elasti­
sche Befestigungen mit dem Bauwerk 
verbunden. Bei Stromausfall übernimmt 
ein mit Dieselkraftstoff betriebenes Not­
stromaggregat die Notversorgung. 

84000 Einsätze in 25 Jahren 

Seit 1958 nehmen die SAR (search and 
rescue)-Hubschrauber der Bundeswehr 
die Aufgaben des Luftrettungsdienstes 
wahr. Die Verantwortlichkeit für diesen 
Such- und Rettungsdienst, bel dem Sich 
alle Unterzeichnerstaaten der ehlcagoer 
Konvention des Weltdachverbandes der 
Luttfahrt verpflichteten, bel Luft- und 

Den Schutzraumbetriebsdlenst und die 
Wartung der Anlage, soweit sie dem 
Schutzraum dienen, übernimmt der 
Ortsverband des Technischen Hilfs­
werks. 

Unser Foto zeigt eines der Schutzluf­
tungsgeräte vom Typ L 15/3, mit denen 
die Mehrzweckanlage ausgerüstet ist. 

Seenotfällen kostenlose Hilfe zu leisten, 
liegt beim Bundesminister für Verkehr. 
Es begann mit 45 Einsätzen im Jahre 
1958, die damals von den Hubschrau­
bern des Typs Bristol "Sycamore" ge­
flogen wurden. Waren die SAR-Flieger 
zunächst nur fur die Suche nach ver­
mißten oder verunglückten Luh- oder 



Seefahrzeugen zuständig, so wurde ihr 
Aufgabengebiet in den darauffolgenden 
Jahren auf die dringende Nothilfe bei 
Unfällen, den Transport von Verletzten 
und Kranken, die schnelle Beförderung 
von Medikamenten und Transplantaten 
und den Einsatz bei Katastrophen aus­
geweitet. 

Im vergangenen Jahr flogen die Bell 
UH-1 D der Luftwaffe und die West land 
Mk.41 "Seaking "-Hubschrauber der 
Marine insgesamt 7 445 Einsätze, bei 
denen 4 612 Personen transportiert wur­
den. 6745 Einsätze wurden im Rahmen 
ziviler Hilfeleistungen geflogen. 

Besonders in Gebieten der Bundesrepu­
blik, in denen keine Notarztwagen vor­
fahren und kein "Christoph" -Hub­
schrauber landen kann, kommen die 
SAR-Hubschrauber von Luftwaffe und 
Marine immer wieder zum Einsatz . Un­
ser Foto zeigt eine SAR-Maschine der 
Luftwaffe bei einer Rettungsaktion im 
Gebirge. 

Foto: Wegemann 

Jahresfachtagung der VFDB 

Vom 17. bis 20. Juni 1984 findet in 
Ludwigshafen die Jahresfachtagung der 
Vereinigung zur Förderung des Deut­
schen Brandschutzes e. V. (VFDB) statt. 
Neben Sitzungen des Beirats der Feuer­
wehren oder des VFDB-Vorstandes gibt 
es interessante Diskussionsveranstaltun­
gen zu den Themen "Brandsicherheit 
bei der Lagerung großer Mengen flüssi­
ger Mineralölprodukte ", "Gefahren beim 
Transport gefährlicher Güter" und "Ge­
fahrenabwehr im Verkehrsbereich" . 

Zahlreiche Referenten werden zu diesen 
Themen Stellung nehmen. Die Anmel­
dungen sind bis zum 15. April 1984 an 
die Geschäftsstelle der VFDB, Buchen­
allee 18, 4417 Altenberge, zu richten. 

Schweres Erdbeben 
in der Sowjetunion 

Die mittelasiatische Sowjetrepublik Us­
bekistan wurde von einem Erdbeben er­
schüttert, das die Stärke acht bis neun 
auf der nach oben offenen Richterskala 
erreichte. Das Beben war damit etwa 
hundertmal so stark wie das von Lüttich 
vom November 1983. 

Wie die amtliche sowIetische Nachrich­
tenagentur TASS meldete, richtete das 
Beben entlang einer 800 Kilometer lan­
gen linie von der Hauptstadt Usbeki-

stans, Taschkent, bis zur Stadt Aschka­
bad an der sowjetisch-iranischen Gren­
ze schwere Schäden an. Angaben über 
Tote oder Verletzte machte die Agentur 
nicht. 

Das Epizentrum der Erdstöße lag im Ge­
biet der 200000 Einwohner zählenden 
Stadt Buchara, 2300 Kilometer südöst­
lich vOQ Moskau. Zerstört worden seien 
Wohnhäuser, Krankenhäuser und Ge­
schäfte. 

Die sowjetische Zeitschrift "Komsomols­
kaja Prawda" berichtete, daß 2 800 Zelte 

für Obdachlose aufgeschlagen und 48 
Feldküchen aufgestellt wurden. Der Um­
fang der Schäden sei so groß, daß unter 
anderem Wohnhäuser für 9000 Fami­
lien, rund zwei Dutzend Schulen und 
16 Kindergärten neu gebaut werden 
müßten. 

Usbekistan wurde seit Anfang dieses 
Jahres schon oft von Erdstößen unter­
schiedlicher Stärke heimgesucht. In der 
Moskauer Erdbebenwarte wurden bisher 
etwa 1 500 schwache bis mittlere Beben 
in dieser Region registriert. 

Brandstifter ließ Möbelhaus in Flammen aufgehen 

Ein Sachschaden in Höhe von 50 Millio­
nen Mark entstand beim Großbrand des 
Verkaufs- und Auslieferungslagers eines 
schwedischen Möbelhauses in Wallau 
bei Frankfurt. Der Brand war kurz vor 
Geschäftsschluß im Lagerbereich ent­
deckt worden, worauf man die mehrere 
hundert Kunden, die sich in den Ver­
kaufsräumen aufhielten, per Tonband 
aufgefordert hatte, wegen einer "techni­
schen Störung" das Gebäude zu verlas­
sen. Wie ein Unternehmenssprecher er­
klärte, sei das ohne Hast geschehen, so 
daß Menschen nicht zu Schaden kamen. 

Die Flammen breiteten sich so rasend 
aus, daß der Kampf der rund 300 Feuer­
wehrmänner aus dem Großraum Frank­
furt-Wiesbaden von vornherein aus­
sichtslos war. Die Feuerwehr mußte sich 
darauf beschränken, den 22000 Qua­
dratmeter großen Komplex nur noch 

"kontrOlliert niederbrennen" zu lassen. 
Die ganze Nacht über mußten riesige 
Wassermassen eingesetzt werden, um 
das Inferno wenigstens eindämmen zu 
können. Um die Wasserversorgung zu 
gewährleisten, wurden kilometerlange 
Schlauchleitungen In die Nachbarorte 
verlegt. 

Am nächsten Morgen wurde deutlich, 
daß die Flammen nicht viel von dem 
Komplex übriggelassen hatten. Das ge­
samte Lager und das Verwaltungsge­
bäude waren bis auf die Grundmauern 
niedergebrannt. 

Wie die Ermittlungen der Kriminalpolizei 
ergaben, war der Brand von einem 
31 jährigen Arbeiter des Unternehmens 
gelegt worden. Als Motiv gab der Mann 
an, er sei über die Behandlung durch 
Vorgesetzte "verärgert" gewesen. 
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Aufruf an alle THW-Helfer: 

ge~ht! 
Bundesanstalt Tecllnisches Hilfswerk schreibt Plakatwettbewerb aus - Schone Preise winken 

Die Bundesanstalt Technisches Hilfswerk 
beabsIchtigt, neue Plakate mit werbenden 
Aussagen für das Technische Hilfswerk 
herauszubringen. Um eine möglichst gro­
ße Auswahl von Themen zu finden, er­
scheint der Weg über einen Wettbewerb 
am wirkungsvollsten. 

Wer kann mitmachen? 

Der Wettbewerb soll in zwei Stufen durch­
geführt werden. Die erste Stufe Wird intern 
für den THW-Bereich ausgeschrieben und 
verfolgt den Zweck, den ehrenamIlichen 
Mitarbeitern des THW die Möglichkeit zur 
aktiven Mitwirkung bei der Gestaltung der 
neuen THW-Plakate zu geben. Personen, 
die nicht dem THW angehören, können 
sich an der ersten Wettbewerbsstufe nicht 
beteiligen. 

Was ist zu beachten? 

Die Entwürfe müssen noch nicht als druck­
reife Reinzeichnungen ausgeführt sein, es 
genügen Rohentwürfe in den Formaten 
DIN A4 oder DIN A3 Hoch- oder Querfor­
mat. Dabei ist lediglich zu berücksichtigen, 
daß aus drucktechnischen Gründen nur bis 
zu vier Farben verwendet werden sollten. 
Weitere Einschränkungen bestehen nicht, 
so daß vom reinen Textplakat über die 
Verwendung von Fotos und Fotomontagen 
bis zur Schwarzweißzeichnung oder farbi­
gen Darstellung in technischer und gestal­
terischer Hinsicht bei der Anfertigung der 
Entwurfe ein breiter Spielraum möglich ist 
Das THW-Emblem oder die bekannten kur­
siven THW-Buchstaben sollten jedoch im­
mer integriert sein. 

Jeder Teilnehmer kann einen oder auch 
mehrere Entwürfe einreichen, ebenso kön­
nen mehrere THW-Angehörige ein Ar­
beltsteam bilden. Jeder Entwurf muß auf 
der Rückseite mit vollem Namen, Anschrift, 
THW-Ortsverband oder THW-Dienststelle 
gekennzeichnet sein. Die Entwürfe müs­
sen spatestens bis zum 1. Juni 1984 In der 
Dienststelle des zuständigen THW-Lan­
desbeauftragten eingegangen sein. Die 
Landesverbände senden die Entwürfe un­
mittelbar nach dem Einreichungstermin an 
den Direktor der Bundesanstalt Techni­
sches Hilfswerk. 
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Was winkt als Lohn? 

Hier werden die termingerecht abgegebe­
nen Plakatentwürfe anschließend von einer 
Jury ausgewertet. Diese Jury setzt sich 
zusammen aus THW-Bundessprecher Pe­
ter Merck, THW-Landessprecher Reiner 
Skaletz und dem Leiter des Referates Öf­
fentlichkeitsarbeit des Bundesverbandes 
für den Selbstschutz, Dr. Bruno Schneider. 
Den Vorsitz der Jury Wird THW-Dlrektor 
Hermann Ahrens ubernehmen. Im Falle 
der Verhinderung eines der Jurymitglieder 
wird Dietrich Otto vom Referat THW 2 als 
Ersatzmann zur Verfügung stehen. 

Aufgabe der Jury ISt es, die zehn besten 
Entwürfe auszuwählen und von diesen 
wiederum drei bis fünf Entwürfe für die 
zweite Stufe des Plakatwettbewerbs vorzu­
schlagen. Die zehn besten Plakatentwürfe 
der ersten Wettbewerbsstufe werden mit je 
DM 250, - als Anerkennungspreis ausge­
zeichnet. Die Entscheidung der Jury ist 
unanfechtbar, der Rechtsweg ist ausge­
schlossen. Für die eingesandten Entwürfe 
wird keine Haftung übernommen. 

Die zweite Wettbewerbsstufe 

Bei der zweiten Wettbewerbsstufe handelt 
es sich um einen beschrankten Wettbe­
werb, zu dem eine begrenzte Anzahl T eil­
nehmer eingeladen Wird. Zu den vorge­
schlagenen drei bis funf THW-Teilnehmern 
aus der ersten Stufe kommen noch drei bis 
funf bekannte deutsche Grafikdesigner 
und drei biS fünf Grafikdesignstudenten 
von Fach- oder Gesamthochschulen hinzu. 
Die Teilnahme an der zweiten Wett be­
werbsstufe wird honoriert, außerdem wer­
den von einer aus Fach- und Sachpreis­
richtern zusammengesetzten Jury drei 
Preise in Höhe von 4000, -, 3000, - und 
2000, - DM vergeben. Die zweite Wettbe­
werbsstufe beginnt nach dem Abschluß 
der ersten Stufe und soll noch in diesem 
Jahr zu Ende geführt werden. Diese zweite 
Stufe wird gesondert ausgeschrieben. 
• Es ist vorgesehen, das Ergebnis des Wett-

bewerbes in einer Ausstellung im Bundes­
amt für Zivilschutz der Öttentlichkeit vor­
zustellen. Außerdem können die THW­
Landesverbande die Ausstellung für ihre 
Öttentlichkeitsarbelt nutzen. 

Der 
Wettbewerb 
auf 
einen 
Blick 

Teilnehmer 

Jeder ehrenamtliche THW-Helfer 
oder hauptamtliche Mitarbeiter Im 
THW kann Sich an der ersten Wettbe­
werbsstufe beteiligen. 

Plakatentwürfe 

Größe DIN A4 oder DIN A3, Hoch­
oder Querformat, biS zu vier Farben, 
Techniken nach Belieben. Die Aus­
führung muß nicht druckreif sein. Je­
der Teilnehmer kann mehrere Entwur­
fe einreichen, es können Arbeits­
teams gebildet werden. Jeder Entwurf 
muß auf der Rückseite mit vollständi­
ger Anschrift und THW-Ortsverband/ 
Dienststel le gekennzeichnet sein. 

Termin 

Spätestens bis zum 1. Juni 1984 an 
die Dienststelle des zuständigen 
THW-Landesbeauftragten. Die THW­
Landesverbande liefern die Plakatent­
würfe unmittelbar nach Ablauf des 
Termins an die Bundesanstalt Techni­
sches Hilfswerk. 

Jury 

Auswertung der termingerecht einge­
gangenen Plakatentwürfe durch eine 
Jury. Auszeichnung der zehn besten 
Entwürfe, davon Auswahl von drei biS 
fünf Entwurfen fur die zweite Wettbe­
werbsstufe. 



Dorothee Boeken 

In Berlin steht die Bundeslehr- und Forschungsstätte 
der DLRG 

Bei 
Tauchtauglichkeit 
geht's in 150 Meter 
Wassel tiefe 

Druckkammerbehandlungen und 
Taucherausbildungen füllen den Stundenplan 
der Hilfsorganisation 

"Sie werden sich jetzt ungefähr zehn Minu­
ten in der unten liegenden Arbeitskammer 
aufhalten; die Atemluft bekommen Sie von 
Ihrem Preßlufttauchgerät. Sie sind nicht 
alleine unten, Sie tauchen jeweils zu fünft . " 
- Professor Siegfried JOhn, Präsident der 
Deutschen Lebens-Rettungs-Gesellschaft 
(DLRG), gleichzeitig ärztlicher und wissen­
schaftlicher Leiter der Bundeslehr- und 
Forschungsstätte der DLRG in Berlin, gibt 
letzte Anweisungen, bevor die Studenten 
durch eine schmale Luke in den zwölf 
Meter hohen Tauchturm steigen, in dem 
per Überdruck Wassertiefen bis zu 158 
Meter simuliert werden können . Der 
Tauchturm und die Druckkammern sind 
das Herzstück der Bundeslehr- und For­
schungsstätte (BLFS) in Berlin, in ihrer 
Konstellation einzigartig auf der Welt. 

"Dieses Haus, Am Pichelssee in Berlin­
Spandau, ist keine Rettungsstation im übli­
chen Sinne. Dieser Bau ist nicht nur rich­
tungsweisend für unser Land, sondern 
auch über die Grenzen hinaus" - Worte 
des Berliner Bürgermeisters bei der 
Grundsteinlegung der Bundeslehr- und 
Forschungsstätte 1969. Schon der äußere 
Eindruck, den das architektonisch auffällige 
Gebäude beim Betrachter hinterläßt, weist 
auf etwas Besonderes hin, das sich 
schließlich denn auch im " Innenleben " des 
Hauses verbirgt. Hier treffen sich DLRG­
Aktive, Berufstaucher und Tauchclubs, 
Wissenschaftler und Praktiker, um neue 
Wege der Erfahrungen und Erkenntnisge­
winnung zu beschreiten. 

Wie dieses Innenleben der Bundeslehr­
und Forschungsstätte aussieht, was in dem 

Berliner Haus gelehrt und geforscht wird, 
wollte das Zivilschutz-Magazin genau WIS­

sen und schaute sich dort um. 

Ein Schiff mit Decks und 
Kojen 

"Das ,Haus der DLRG' ist die Zentralsta­
tion für den Wasserrettungsdienst an der 
Ober- und Unterhavel, medizinische Un­
tersuchungsstelle für die Rettungsschwim­
mer, Ausbildungsstätte und Geschäfts­
stelle" - so wird der "schiefe Turm von 
Pichelsdorf " in einer DLRG-Broschüre 
vorgestellt. Den Namen trägt das im Berli­
ner Stadtteil Spandau, Am Pichelssee, ge­
legene Haus im Volksmund mit Recht: Wie 
ein großes Schiff ist das Gebäude konzi­
piert; an der zur Scharfen Lanke liegenden 
Schrägseite ist ein Aufzug angebracht, mit 
dem Boote in die entsprechenden Decks 
gehievt werden können. Etagen heißen 
hier Decks, Fenstersind Bullaugen, Schlaf­
räume heißen Kojen und das verwinkelte 
Treppenhaus erinnert an "Traumschiff"­
Stiegen. Jährlich kommen mehr als 3000 
Gäste "an Bord" der BLFS. 

"Erster Offizier" ist BLFS-Verwaltungslei­
ter Jürgen Wagner, gleichzeitig Lehrbeauf­
tragter für Professor John an der Freien 
Universität Berlin. Er kümmert sich um die 
gesamte Technik und Organisation. Dritter 
im Team ist die "gute Seele" des Hauses, 
Hans-Joachim Wedell, Haus- und Maschi­
nenmeister. 

Grob läßt sich das" Schiff zu Lande" in vier 
Bereiche unterteilen: Da gibt es den Lehr-

und Forschungsbereich mit wissenschaftli­
cher und medizinischer Ausstattung ; er 
nimmt einen weitaus größeren Raum ein 
gegenüber dem Unterkunfts- und Verpfle­
gungsteil für die Hausgäste. Dann sind in 
dem Haus noch die Verwaltung sowie die 
Berliner DLRG-Zentralstation mit Werk­
stattbetrieb, Einsatzleitstelle und Bootsla­
gerung untergebracht. 

Ein zwölf Meter hoher Stahl· 
turm zum Tauchen 

Ein junger Mann, seit Jahren Tauchwart bei 
der DLRG in Rheinland-Pfalz, ist zufällig in 
Berlin. Er ist einfach mal vorbeigekommen 
und würde gerne das Haus kennenler­
nen . .. " Aber sicher, kommen Sie!" -
Jürgen Wagner geht voraus durch enge 
Flure, treppauf, treppab, zeigt den Hörsaal, 
wo seit einiger Zeit auch Gamma-Kamera 
und Computeranlagen untergebracht sind, 
er zeigt die ehemaligen Bootsdecks, wo 
heute während der Winterzeit nur noch 
einige Boote gelagert werden, weil die ein­
zelnen Ortsgruppen kaum eigene Räum­
lichkeiten haben. Wagner erklärt das Prin­
zip des "Schiffbaus" und schildert die Ein­
maligkeit der Konstellation "Tauchturm! 
Druckkammer " . Er führt den Gast von 
Deck A bis zu Deck L, durch die Schlafräu­
me respektive Kojen, zeigt die Sauna und 
den Werkstattraum . .. Fasziniert bleibt 
nicht nur dieser Besucher schließlich vor 
der Tauchturmanlage stehen. 

Die Tauchturmanlage besteht aus einem 
etwa zwöf Meter hohen Stahlturm, der mit 
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31 Kubikmeter Wasser gefüllt 1St. Der 
Turmeinstieg tiegt in der Höhe von Deck 0 
des Hauses; die Taucher können hinab­
steigen bis In die Höhe von Deck A, wo sich 
an der Basis des Turmes die horizontat 
tiegende sogenannte Arbeitskammer an­
schließt. Hier können sich einige Personen 
in aufrechter Haltung bewegen. Die Ar­
beitskammer hat einen Durchmesser von 
2,30 Meter und eine Länge von vier Meter. 
Der Tauchturm kann bis zu einer Höhe von 
acht Meter mit Wasser gefüllt werden. "Das 
ganze System", so Professor John, "kann 

Die Elnsatzleftltelle 
der DLRG-Zentral· 
Ilalion. 

mit Preßlu« bedrückt werden bis zu einem 
maximalen Druck von 15 bar. Dies ent­
spricht einer Wassertiefe von 150 Meter. " 

In Höhe des B-Decks befindet sich ein 
Röntgen-Blister: Hier können Taucher un­
ter Druckverhältnissen geröntgt werden. 

Von außen werden die 
Tauchgänge gesteuert 

Der Tauchkammer, mit Einstieg auf dem 0-
Deck, angeschlossen ist eine Druckkam-

Skizze d •• Tauchlurml mit der Taucher-Dekompresslonlkammer. 
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mer für sechs Personen mit sechs Sauer­
stoffatemsteIlen sowie der Möglichkeit, mit 
Mischgas (Helium-Sauerstoff bzw. Trimix) 
zu arbeiten. Diese Druckkammer dient als 
Taucher-Dekompressionskammer sowie 
für medizinische Forschungen, Vorsorge­
und Nachsorgeuntersuchungen. 

Professor John: "Bei Simulationsversu­
chen werden die Taucher in der Druckkam­
mer ,vorgedrückt' und dann im Turmele­
ment auf die realen Wassertiefen gebracht. 
Nach den Tauchgängen kehren die Taucher 
in die Druckkammer zurück und werden 
nach Austauchtabellen wieder in die atmo­
sphärischen Druckverhältnisse zurückge­
führt. Von dem Schaltpult aus werden die 
Tauchgänge gesteuert." 

Genesung nach Drucktherapie 

Zwei Männer kommen in das Haus, es ist 
gegen 14 Uhr. Zielstrebig gehen die bei den 
auf Deck 0, wo die große Druckkammer 
steht. Beide haben einen Grund, in die 
BLFS zu kommen: Der eine leidet unter 
Schwindelgefühl, der andere hat eine 
Schwerhörigkeit, vermutlich wegen zu ge­
ringer Durchblutung des Innenohrs. "Das 
kann man mit klinischen Methoden kurie­
ren, aber auch durch hyperbare Oxygena­
tion", erklärt Jürgen Wagner, der dann 
ausführt, daß es sich dabei um Sauerstoff­
atmung in Überdruck handelt. Durch eine 
mehrfache Anwendung, die jeweils eine 
halbe Stunde dauert, atmen die Patienten 
in 1,5 bar Überdruck reinen Sauerstoff ein. 
Mittlerweile sind sie in der Druckkammer 
eingeschlossen. 

"Druckausgleich herstellen, nicht verges­
sen!" - immer wieder spricht Hans-Joa­
chim Wedell von seinem Platz am Schalt­
pult aus über Sprechverbindung in die 
Kammer hinein. Die Männer nicken: Sie 
halten sich dann wieder die Nasen zu und 
versuchen, Luft dadurch zu pressen. "So­
lange, bis es in den Ohren knackt", erklärt 
Wagner. Das müssen die Männer fortwäh­
rend machen, solange Wedel den Druck in 
die Kammer "fährt" . 

Die Erklärung : In zehn Meter Wassertiefe 
herrscht bereits ein Druck von zwei bar, in 
20 Meter drei bar usw. Ein Taucher aber, 
dem es nicht gelingt, einen vollen Aus­
gleich herzustellen zwischen dem ihn um­
gebenden Druck und demjenigen in seinen 
Körperhöhlen (z. B. den Nasenhöhlen, 
dem Mittel- und Innenohr) kommt keine 
fünf Meter tief. 

Jetzt ist der Druck exakt auf 1,5 bar. Nun 
harren die belden Männer eine halbe 
Stunde in der Kammer aus. Wir beobach­
ten sie per Fernsehkamera. Was mögen sie 
denken? Ob sie keine Angst bekommen? 
Keine Klaustrophobie? "Nee, da kann ja 
nischt passieren", berlinert einer der bei­
den beim Aussteigen aus der Kammer 



• Wenn die Mehrfachanwendungen abge-
schlossen sind, habe ich mindestens ein 
Jahr lang Ruhe." Er meint, schon jetzt nach 
der zweiten Behandlung besser hören zu 
können. 

Dekompressionspausen sind 
erforderlich 

Es geht nicht nur um die Herstellung des 
Druckausgleichs bei den Tauchern, son­
dern auch z. B. um die strikte Einhaltung 
der Dekompressionspausen, kurz" Deko­
pausen" , beim Auftauchen aus großen 
Wassertiefen. 

Diese Pausen sind notwendig, damit der 
Körper die unter Druck in seinem Gewebe 
gespeicherten Gase wieder abbauen kann. 
Ansonsten würden sie als Blasen sich da 
festsetzen, wo sie nicht abzubauen sind: in 
Blutbahn, Rückenmark, Hirn und Gelen­
ken. Wenn es aber zu einem solchen Un­
glück gekommen ist, besteht die Möglich­
keit - je nach Voraussetzungen - mit 
Überdruck, durch den eine noch größere 
Wassertiefe simuliert wird als die beim Un­
fall erreichte, die festgesetzten Blasen wie­
der zu lösen. 

Jürgen Wagner schildert einen aufsehen­
erregenden Fall eines 1Sjährigen jungen 
Mannes, der nach einem Tauchgang mit 
Lähmungserscheinungen ins Boot geholt 
worden war und erst nach einer achttägi­
gen Behandlung in der Druckkammer unter 
Leitung von Professor John als geheilt ent­
lassen werden konnte. 

Professor John hatte als Therapie die Re­
kompression vorgenommen, bei der er den 
Patienten innerhalb weniger Minuten per 
Druck auf eine Tiefe von SO m brachte. Das 
erfordert spezielle Atemgasgemische und 
geschultes Personal. Professor John ist -
so schrieb eine Fachzeitschrift - "in der 
Bundesrepublik zur Zeit der einzige, der 
über beides verfügt". 

Eine transportable 
Ein·Mann·Druckkammer 

Der Präsident der DLRG und Leiter der 
Bundeslehr- und Forschungsstätte erklärt 
die Tauchturmanlage mit Druckkammer im 
weiteren: "Schließlich kann an die Druck­
kammer noch eine transportable Ein­
Mann-Druckkammer angeflanscht werden, 
die es erlaubt, Druckverunfallte zu trans­
portieren und in die große Druckkammer zu 
bringen. Es erfolgt eine Umschleusung des 
Verunfallten in die große Druckkammeroh­
ne Druckunterbrechung, so daß anschlie­
ßend eine Dekompression durchgeführt 
werden kann. In der Hauptdruckkammer 
befinden sich eine lungenautomatische 
Sauerstoffatemanlage sowie eine Wech-

Blick in den Hörsaal mtt Druckkammer, Gamma-Kamera und (oben) der Computeraniage zur Auswer­
tung der Untersuchungen. 

sei sprechanlage, Heizung, Medikamen­
tenschleuse und andere Einrichtungen, die 
es erlauben, einen Verunfallten zu retten. " 

Mittwochs wird geforscht 

Mittwochs ist Forschungstag . Der steht fest 
im Wochenplan von Professor John. So 
führt er u. a. auch die Tauchtauglichkeits­
untersuchung durch. Die Menschen, die zu 

Ein Patient In der 
Druckkammer: 
In 1,5 bar Oberdruck 
wird er eine halbe 
Stunde lang reinen 
Sauerstoff einatmen. 

Hans..Joachlm Wedell, 
Haus- und Maschinen­
meister der BlFS, 
kontrolliert am Schalt­
putt und hält Sprech­
kontakt zu den In der 
Druckkammer ein­
geschlossenen 
Patienten. 

ihm kommen, lassen die Herz-Lungen­
Funktionsprüfung über sich ergehen, las­
sen in ihre Ohren sehen oder lassen ihre 
Belastbarkeit testen. Schließlich werden 
sie für" tauchtauglich " - oder auch nicht -
erklärt. Für diese Tauchtauglichkeitsunter­
suchungen stehen moderne Geräte für Er­
go- und Spirometrie sowie Röntgen zur 
Verfügung . 

Für die tauchmedizinischen Forschungen, 
Vorsorge- und Nachsorgeuntersuchungen 
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Trlmlx-F1atchen tilr die Behandlung unter hohem Druck. 01. Belaslungs1ählgkelt wird während der TauchtauglIchkeitsuntersuchung 
get •• tet. 

werden zwei Gamma-Kameras, eine dazu­
gehörige Computereinrichtung sowie eine 
an flansch bare medizinisch nutzbare 
Druckkammer eingesetzt. 

Geforscht wird in der BLFS in vielen Gebie­
ten. So zum Beispiel soll herausgefunden 
werden, wie es mit der Veranderung der 
Knochen bel Tauchern aussieht. Die näm­
lich kann man mit der stationären Großfeld­
Gamma-Kamera feststellen, lange bevor 
ein Röntgen-Gerät Veränderungen sicht­
bar macht. In dieser Arbeit bemüht sich 
Professor John gemeinsam mit seinem 
Kollegen, Professor Klaus Koppenhagen, 
DLRG-Landesverbandsarzt und Professor 
am Klinikum Berlin-Steglitz. 

• 
o 
--..;. 

000 
•• • 
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"Karibische Verhältnisse" 

Es ISt 18.00 Uhr. Rund 25 Studenten der 
Freien Universität Berlin kommen in die 
BLFS. Es sind angehende Sportlehrer, die 
hier freiwillig das Tauchen lernen möchten. 
Mit Preßluftgerät und spater mit Schnor­
chel, Maske und Flossen geht es in den 
Tauchturm, begleitet von den Aufmunte­
rungen Professor Johns und des Ausbil­
ders : "Das Wasser ist warm. Die Verhält­
nisse Im Innern des Turmes sind karibisch 
zu nennen. Nur Mut! " 

Zaghaft gehen die Studenten auf die Ein­
stiegsluke zu und blicken hinab durch das 
klare Wasser in scheinbar unergründbare 

Tiefen. Doch nachdem der erste Trupp 
wieder heil nach oben gekommen ist, ver­
geht bei den anderen die Schwellenangst. 
Wir beobachten durch Bullaugen, die in 
jeder Deckhöhe am Turm angelegt sind, 
die Froschmänner und -frauen von außen. 
Professor John ist begeistert: "Das ma­
chen die Studenten alle ganz freiwillig, 
ganz ohne Zwang . Das ist doch toll!" 

Seit der Fertigstellung der Tauchturmanla­
ge 1974 wird sie genutzt für das Training 
und die Ausbildung für Sport-, Berufs- und 
Rettungstaucher, für die Behandlung ver­
unfallter Taucher und Caisson-Arbeiter, für 
Druckkammertests bei Tauglichkeitsunter­
suchungen, für Forschungsarbeiten auf 

m. Gamma-Kamera Im Einsatz. 



----

Neben der Gamma-Kamera die medizinische Druckkammer. 

dem Gebiet der Unterwassermedizin und 
für die Erprobung technischer Gerate unter 
Druck. 

"Kein übermäßiger Luxus" 

Wenn jährl ich rund 3000 Gäste in die BLFS 
kommen, können sie " an Bord " auch über­
nachten. "Auf übermäßigen Luxus haben 
wir bewußt verzichtet ", heißt es im DLRG ­
Hausprospekt. Insgesamt werden 54 
Schlafplätze angeboten, unterteilt in vier 
Drei-Bett-Kojen , vier Sechs-Bett-Kojen 
und einen Schlafraum mit 18 Schlafkojen . 
Alles ist sehr eng angelegt, und beim Ein­
schlafen meint man fast, das sanfte Schau­
keln eines großen Dampfers zu spüren .. 

Ein großer Gemeinschaftsduschraum 
schließt sich den Schlafkabinen an, ein 
gemütlicher Clubraum bietet Gelegenheit, 
am Abend in der Gruppe " Seemannsgarn " 
zu spinnen. Frühstück, Mittag- und Abend­
essen können im Haus eingenommen wer­
den. Der Hörsaal dient als Speisesaal, und 
so ist es schon passiert, daß, während die 
einen ihre Mahlzeit eingenommen haben, 
die anderen im Einsatz waren, um bei einer 
Druckkammerbehandlung auszuhelfen . 

Als Mitarbeiter für die Bundeslehr- und 
Forschungsstelle sind von der DLRG fest 
angestellt ein Verwaltungsleiter, eine Se­
kretärin, ein Haus- und Maschinenmeister, 
zwei Hausreinigungskräfte , eine Küchen­
kraft und eine medizinisch-technische As­
sistentin. Der DLRG-Landesverband hat 
drei hauptamtliche Halbtagskräfte. Alle an­
deren Tätigkeiten , auch im Hause, werden 
ehrenamtl ich durchgeführt. 

Wie eine "SchiHscrew" 

Die vielen Gäste, die jährlich in die Bundes­
lehr- und Forschungsstätte kommen, um 
sich ausbilden zu lassen oder einfach das 
Haus einmal kennen lernen möchten, leben 

Fertigmachen zum 
Tauchgang mit Preß­
lufttauchgerät. 

Hier und da helfen die 
Ausbilder noch nach. 

in Gemeinschaft wie eine "Schiffscrew". 
Viele Taucher der Deutschen Lebens-Ret­
tungs-Gesel lschaft aus dem gesamten 
Bundesgebiet lassen sich in Berl in 
schulen. 

Auch die Berliner Polizei kommt regelmä­
ßig mit ihren Einsatztauchern in den Tauch­
turm . Sie führen im Rahmen ihres Trai­
ningsprogramms in verschieden simulier­
ten Tiefen Arbeiten aus, die, so erklärt 
Jürgen Wagner, "in den ansonsten 
schmutzigen Gewässern Berl ins von den 
Ausbildern nicht beobachtet werden kön­
nen. Hier im Tauchturm ist die Möglichkeit 
gegeben, Metall- und Holzarbeiten durch­
zuführen sowie verschiedene Geräte und 
Anzüge auszuprobieren. Auch werden die 
Taucher in regelmäßigen Abstanden auf 
ihre Tauchtauglichkeit in der Druckkammer 
überprüft. Ohne die großzügige Unterstüt­
zung durch die Taucher der Technischen 
Einsatzabteilung der Berliner Polizei sind 
besonders langwierige Druckkammerbe­
handlungen kaum durchführbar. " 

Eine weitere Ein-Mann:Druckkammer wur­
de der Berliner Feuerwehr zur ständigen 
Nutzung übergeben. So kann sie auf einem 
Feuerwehrnotfallwagen an jeden Ort eines 
Taucher- oder Caissonunfalles die Druck­
kammer transport ieren und einsetzen . Die 
dementsprechend notwendige Einweisung 
in die Handhabung der Druckkammer so­
wie die Ausbi ldung für die Taucher der 
Berliner Feuerwehr erfolgen bei der BLFS. 
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Dankschreiben von den 
Gästen 

Von den Hausgästen kommen eine ganze 
Menge Dankschreiben zurück an die 
BLFS. So zum Beispiel vom Deutschen 
Unterwasser-Club Hamburg: ..... der Be­
such und die Tauchgänge In Eurem Tauch­
turm waren für alle Taucher des DUC Ham­
burg ein unvergessenes Erlebnis ... ". 
Oder der Leiter des Instituts für Arbeitsme­
dizIn der Freien Universität Berlin, Prof. Dr. 
med Gustav SChäcke, schrieb: _ Gleich­
zeitig möchte ich mich bedanken für die 
große Hilfe, die Sie mir mit der Durchfüh­
rung von Exkursionen in Ihrem Betrieb 
geleistet haben, damit den Medizinstuden­
ten ein kle iner Einblick in die Arbeitswelt 
verschafft werden konnte." 

Berliner DLAG auch im 
Katastrophen-Hilfsdienst 

Die Feuerwehr Ist in Berlin federführend für 
den Katastrophen-Hilfsdienst (KatHD), 
denn die HIlfsorganisat ionen Im KatHD 
sind alle unter Leitung der Feuerwehr zu­
sammengeschlossen . Eine der im Kata­
strophenschutz vertretenen Hilfsorganisa­
tionen ist die DLRG. In Berlin wirkt sie -
als einzige DLRG-Stelle im Bundesgebiet 
- auch im erweiterten Katastrophen­
schutz, im Katastrophen-Hilfsdienst, mit. 
Der Berliner DLRG-Landesverband hat ei­
nen ABC-Zug und zwei Verpflegungs­
trupps aufgestellt. Die freiwilligen Helfer 
nehmen an Lehrgangen in der Katastro-
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Oben: In der Arbelt.kammer .ollen die Studenten da. MundstOck entfernen und wJeder 
,n..aen. 
Unke: Eln.Ueg durch die lehme'e Luke In den Tauchturm. 

phenschutzschule des Bundes teil, wo sie 
von Fachkräften für ihre speziellen Aufga­
ben in den Einheiten ausgebildet werden. 

Den 42 Helfern des ABC-Zuges in Berlin 
stehen Spezialfahrzeuge zur Verfügung, 
darunter auch das Dekontaminations­
Mehrzweck-Fahrzeug, erklärte Horst Arn­
hold, ABC-Zugführer 

Mtt Schnorchet und 
M.lke wird der zweit. 
Tauchgang gemacht 

Ein 8,5-Millionen·DM·Projekt 

Die Grundsteinlegung für das Haus Am 
Pichelssee war bereits 1969 erfolgt, ein 
Jahr später wurde der Richtkranz hochge­
zogen, und 1971 war das Haus der DLRG 
fertiggestellt. Zunächst war das .. Schiff zu 
Land " als Domizil für den Landesverband 



Der Gemelntchatta­
dUlChraum. 

Die Drel-88tt-KoJen In 
der BLFS. 

Au sbildung an der 
transportablen EIn­
Mann-Druckkalmmer. 

(Fotol : Sera 15, 
Wagner ' ) 

der DLRG gebaut worden, doch dann wur­
den zur Vervollständigung auf dem tauch­
medizinischen Gebiet weitere Einrichtun­
gen angeschafft. Finanziert wurde das gan­
ze Projekt zum größten Teil über die Deut­
sche Klassenlotterie Berlin und aus Eigen­
mitteln der DLRG. 

Die Tauchturmanlage mit dazugehöriger 
Druckkammer wurde erst später, nämlich 
1973/74, installiert. Der Berliner Senator 
für Jugend und Sport hat im vergangenen 
Jahr rund 350000 Mark an Mittel für die 
BLFS bereitgestellt. Insgesamt hat das 
Projekt 8,5 Mill ionen Mark gekostet, zwei 
Millionen davon allein die Tauchturmanla­
ge. Bis auf eine Million DM DLRG-Eigen­
mittel wurde der Rest des Geldes wieder­
um von der Klassenlotterie aufgebracht. 

Heute finanziert sich das Haus Am Pichels­
see aus DLRG-Mitgliedsbeiträgen, aus Zu­
wendungen des Senators für Jugend und 
Sport, aus Spenden und aus Einnahmen, 
die die BLFS aus Übernachtungen, Nut­
zung der Anlagen und Verpflegungen ge­
winnt. 

Ein Zweck für die Zukunft 

Den Sinn und Zweck der Lehr- und For­
schungsarbeiten im Berliner DLRG-Haus 
sollte der Besucher und Beobachter im 
großen Zusammenhang sehen. Und der 
wiederum wird erklärt in einer interessan­
ten Stellungnahme der BLFS: 

"Abschließend muß gesagt werden, daß 
durch die Errichtung der Bundeslehr- und 
Forschungsstätte eine Lücke auf einem 
Gebiet geschlossen wurde, das in Zukunft 
von immer größerer Bedeutung sein wird: 
Im Jahre 2000 werden auf der Erde ca. 8 bis 
10 Milliarden Menschen leben. Die Mög­
lichkeiten zur Ernährung dieser Menschen 
müssen im Meer gesucht werden. Schon 
heute gibt es Forschungsanlagen, die auf 
dem Meeresboden nichl nur Edelmetall 
gewinnen, sondern Anbauten von Algen­
feldern sowie Aufzucht von Wassertieren 
gestatten. Zu diesen Anlagen gehören 
selbstverständlich auch die Menschen. 
Diese Menschen sind Taucher. Da die 
Tauchunfälle von Jahr zu Jahr zunehmen, 
auch bei Berufstauchern, wird es immer 
mehr nolwendig, die bisherigen Erfah­
rungswerte durch wissenschaftlich abgesi­
cherte Erkenntnisse- zu ersetzen. Diesem 
Zweck dienen ein~rseits die Lehrgänge 
und die Ausbildung in diesem Haus, zum 
anderen die Forschungsarbeiten auf dem 
Gebiet des Ertrinkungstodes und der Tau­
cherkrankheiten. 

Dankenswerterweise haben in Berlin die 
zuständigen Siellen und Behörden den 
Nutzen und die Notwendigkeit für die Zu­
kunft erkannl und gewähren jede mögliche 
Unterstützung .• 
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Aufbau und Ausbildungsstand des Kata­
strophenschutzes in der Bundesrepublik 
Deutschland und die partnerschaftliche Zu­
sammenarbeit mit Katastrophenschutz-Or­
ganisationen In anderen Ländern haben zu 
einem regen Gedankenaustausch in Fra­
gen des Zlvll- und Katastrophenschutzes 
geführt . 

Zum Mittelpunkt dieses Erfahrungsaustau­
sches hat sich die KatastrophenSChutz­
schule des Bundes (KSB) entwickelt. 
Fachleute In Sachen Katastrophenschutz 
aus dem Ausland versaumen es kaum, 
auch die Einrichtungen und die Ausbil­
dungserfahrungen der Schule kennenzu­
lernen. 

Im letzten Quartal des Jahres 1983 war die 
Katastrophenschutzschule des Bundes 
wiederholt AnlaufsteIle für namha~e aus­
ländische Besucher, die zum Zivil- und 
Katastrophenschutz in enger Beziehung 
stehen. 

So besuchte der Präfekt der Italienischen 
Provinz Lecce (Apulien), Enzo Coccia, am 
20. Oktober 1983 die Schule. 

Die Ihn besonders Interessierenden Pro­
bleme der Trinkwasserversorgung konnten 
zusammen mit dem Dozenten Baudirektor 
Wolfram Such vom Wahnbach-Talsperren­
verband - der zu diesem Zeitpunkt ein 
Zivilschutz-Seminar mit gleicher Thematik 
an der KSB durchführte - erörtert werden. 

Im Rahmen einer Informationsreise warder 
Leiter des israelischen Zivilschutzes, Ge­
neral Dalan, Gast des Bundesamtes für 
ZIvilschutz (BZS). Ein Abstecher zur Schu­
le war am 20 Oktober 1983 vorgesehen. In 
seiner Begleitung befanden sich zwei 
StabsoffiZiere sowie Botschaftsrat Dr. Nir 
von der Israelischen Botscha~. Nach Be­
grüßung und einem Einführungsreferat 
durch den Schulleiter, Leitenden Regie­
rungsdirektor Ferdinand Ständer, galt sein 
besonderes Interesse den Ausbildungs­
möglichkeiten und den Schulkapazitäten. 
Er erhielt einen Einblick in die Stabs- und 
Führungsarb8ll. Im Rahmen einer Lehr­
demonstration wurde Ihm die Wirkungs­
weise des Dekontamlnations-Mehrzweck­
Fahrzeuges (DMF) im ABC-Zug sowie 
der Helßwasser-Dekontamlnatlonsanlage 
(HDA) vorgestellt. Mit Unterstützung der 
THW-Ortsverbände Ahrweiler und Mayen­
Koblenz konnten außerdem Einsatzfahr­
zeuge des Bergungs- und Instandset­
zungsdienstes vorgeführt werden. General 
DaJan zeigte sich sehr angetan von den 
MögliChkeiten und Leistungen hinsichtlich 
der Ausstattung und der Ausbildung und 
bedauerte, daß für diesen Teil seiner Reise 
nur so wenig Zeit vorgesehen war. 

Am 23. November 1983 stattete der Leiter 
der Schweizerischen Zentralstelle für Ge­
samtverteidigung, Direktor Dr. Wyser, der 
Schule einen Besuch ab. Er wurde beglei­
tet von den Minlsterialrälen Dr. Andrews 
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Reger Erfahrungsaustausch - Gezleltes Interesse an der Organisation, 
Ausbildung und Ausstattung des Zlvll- und Katastrophenschutzes 
der Bundesrepublik Deutschland 

und Dr. Diekmann aus der Abteilung Zivile 
Verteidigung im BundesmInisterium des 
Innern. Nach einem angeregten Meinungs­
und Informationsaustausch zu aktuellen 
Fragen des Zivil- und Katastrophenschut­
zes, sowie über Führungs- und Ausbil­
dungsorganisationen in beiden Ländern 
schloß sich eine BeSichtigung der Ausbil­
dungseinrIchtungen an der KSB an. 

Auf Einladung des BZS waren am 25. No­
vember 1983 zwei Experten des dänischen 
Warndienstes aus Kopenhagen Gäste der 
Schule. 

Fuhrungskonzepte für Katastrophenereig-

Die Gist, .uf der 
TrümmeratraBe (von 
link.): Fachlehrer Kar­
'e (KSB), Regierungs­
direktor Seraphln 
(BlS), Botlchan'rat 
0,. Nlr, Schulleiter Lid. 
Aeglerunglc:Urektor 
Ständer, General Da· 
}an, Oberstleutnant 
Nlr, Ober.t Shakuw, 
SI.Uv. SchulieHer 
1letT • . 

GroBe. Inter •••• zeig­
ten die Gilte an den 
Elnaatzfahrzeugen dei 
Instandsetzungs- und 
Bergungsdienste • . 

'n einer Lehrdemon­
alr.tlon wurde die Wlr­
kung.wel .. des Oe­
kontamlnallona-Mehr­
zweck-Fahrzeuge. g. 
zeigt. (Fotol : Heß) 

nisse (Stabsmodell), Ausbildungsgänge 
sowie die Zusammenarbeit zwischen 
Warndienst und Behorden wurden vorge­
stellt und diskutiert. 

Den Abschluß dieses Besucherreigens bil ­
dete am 15. Dezember 1983 ein Erkun­
dungsteam der größten lapanischen Fern­
sehgesellschaft unter Leitung des Redak­
teurs, Alda. Die Gesellschaft beabsichtigt, 
eine Sendereihe über den .Zivil- und Kata­
strophenschutz in Europa· herauszubrin­
gen und ISt auf der Suche nach geeigneten 
Drehorten. Hiertiel soll auch die Katastro­
phenschutzschule des Bundes als Drehort 
dienen. 



-
Dorothee Boeken 

Die THW-Helfervereinigung übernahm Trägerschaft für ein HilfsproJekt 

Weg von der Straße -
'rein in die THW-Werkstätten 
In Bremen und Bremerhaven erfahren 45 arbeitslose Jugendliche ein Jahr lang den Berufsalltag 

"Das ist ja beachtlich, was Ihr da zustande 
gebracht habt!" Gisela Nischelsky, Lan­
desvorsitzende der THW-Helfervereini­
gung Bremen, betrachtet mit großem Inter­
esse den Kleinbus. Der junge Mann neben 
ihr strahlt stolz . Er ist einer der insgesamt 
45 Jugendlichen, die in Werkstätten des 
Technischen Hilfswerks in Bremen und 
Bremerhaven im Rahmen der "Arbeitsbe­
schaffungsmaßnahmen" (ABM) des Ar­
beitsamtes geschult werden in den Berei­
chen Metallverarbeitung, Kraftfahrzeugwe­
sen und Holzbearbeitung . Hier in Bremen­
Neustadt hat eine Gruppe die ersten Arbei­
ten vorgenommen, um einen ehemals 
schrottreifen Wagen wieder fit zu machen. 

Die 17- bis 21 jährigen Mädchen und Jun­
gen finden das Projekt, für das die THW­
Helferverein igung die Trägerschall über­
nommen hat, " prima": " Hier lernen wir 
was und haben so viel leicht bessere Chan­
cen, einen Ausbildungsplatz zu bekom­
men" , - so erklärt es ein junger Mann. Und 
das Technische Hil fswerk profitiert eben­
falls : " Schließlich ist diese Maßnahme 
auch eine Aufwertung des THW" , erklärt 
Landesbeauftragter Dirk GÖbe!. Die Ge­
schäftsstellen des THW Bremen und Bre­
merhaven übernehmen die administrat ive 
Abwicklung der Arbeitsbeschaffungsmaß­
nahmen. Dazu gehören Verwaltungsaufga­
ben wie z. B. Einkauf und Verwaltung von 
Materialien und Werkzeugen, Inventarisie­
rung von langlebigen Wirtschattsgütern, 
Erstellung einer Gesamtrechnung. 

Das Projekt läuft seit Oktober 

Die vor knapp zwei Jahren in Bremen und 
Bremerhaven gegründete "Vereinigung 
der Helfer und Förderer des Technischen 
Hilfswerks e. V." sieht ihre vordring liche 
Aufgabe in der Förderung der Jugend- und. 
Sozialarbeit im Technischen Hilfswerk. So 
griff der Vorstand der Helfervereinigung, 
die rund 300 Mitg lieder zählt. die Anregung 
des THW-Landesbeauttragten für Bremen, 
Dirk Göbel, auf, Räumlichkeiten des Tech­
nischen Hilfswerks für die Berufsorientie­
rung zu nutzen. Seit dem 15. Oktober 1983 

wird in Bremen in drei Werkstätten gearbei­
tet und einige Wochen später auch in einer 
Werkstatt in Bremerhaven. 

Theorie und Praxis 
für die Jugendlichen 

Alle Jugendlichen, die in den Werkstätten 
der THW-Ortsverbände Bremen-Hastedt, 
Bremen-Neustadt, Bremen-Osterholz und 
Bremerhaven arbeiten, waren schon lange 
bei den Arbeitsämtern gemeldet. Sie alle 
suchen eine Ausbildungsstelle und sind 
zum Teil schwer vermitte lbar. Schon vie le 
Bewerbungen hatten die Jugendlichen los­
geschickt, um einen Ausbildungsplatz zu 
bekommen. Doch ohne Erfolg. Ohne Arbeit 
und deswegen demotiviert " hingen wir zu 
Hause herum, und al les kam uns so ziem­
lich sinnlos vor " , - so schildert ein Jugend­
licher seine Situation, bevor er über die 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahme wenig­
stens für ein Jahr " weg von der Straße" 
war. 

Die Maßnahme ist zunächst in Bremen und 
Bremerhaven auf ein Jahr befristet. In die­
ser Zeit erwerben die Jugendlichen Kennt­
nisse in den verschiedenen Bereichen , 
üben erste Handgriffe und den Umgang mit 
technischen Geräten ; sie löten, feilen, 
schweißen, schnitzen, leimen und, und, 
und ... " Da wir ganz vorzügl iche Fachleu-

Vom THW-landesbe­
auftragten Dirk Gäbel 
(rechts) kam die Idee. 
die Hetferverelnlgung 
unter VorsHz von GI­
sela Nischeisky (links) 
übernahm die Träger-
8ehaft und Horst Wer­
ner (mitte), THW-Ge­
schäftsführer In Bre­
men-Neustadt, Ist ver­
antwortlich für die 
Arbeitsbeschaffungs­
maßnahmen in Werk­
etätten des Techni­
schen Hilfswerkes. 

te als Ausbilder vom Arbeitsamt bekom­
men haben, klappt die Arbeit hervorra­
gend" , erklärt Gisela Nischelsky. Neben 
der 20stündigen praktischen Arbeit erhal­
ten die Jugendlichen in der Woche eine 
19stündige berufsbegleitende theoreti­
sche Ausbildung, für die die Arbeiterkam­
mer beziehungsweise die Berufsschule 
verantwortlich ist. In Bremerhaven sind von 
den 40 Wochenstunden zehn Stunden für 
den theoretischen Unterricht eingeplant. 

Eine Arbeitsgruppe 
entwickelte die Bedingungen 

Bevor die Idee, Jugendliche in den THW­
Werkstätten auszubilden , realisiert werden 
konnte, waren viele Vorarbeiten und Über­
legungen notwendig. " Nur durch das eh­
renamtl iche Engagement vieler Helfer aus 
dem THW ", so betont die Landesvorsit­
zende der Helfervereinigung, " konnten 
diese Maßnahmen in Gang gesetzt und 
durchgeführt werden. " 

So galt es zunächst, Verständnis zu wek­
ken für den Plan. Einige Helfer hatten Sor­
ge, weil sich in ihren Werkstätten schließ­
lich Millionenwerte befinden: Geräte, Ma­
schinen, Werkzeuge und andere Dinge, die 
von den Jugendlichen im Rahmen der Aus­
bildung benutzt werden sollten . Hinzu kam 
auch die Frage der Aufsichtspflicht, die 
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ebenfalls geklärt werden mußte. Von eh­
renamtlichen THW-Helfern wird die Auf­
sicht heute z. T. übernommen. 

Es wurde eine Arbeitsgruppe gebildet, in 
der die Bedingungen entwickelt wurden . 
Eine erste Bedingung stellt die Helferver­
einigung selbst : Es sollten Arbeitslose, die 
beim Technischen Hilfswerk sind, vorran­
gig berücksichtigt werden . So sind denn 
auch heute zwei THW-Helfer unter den 
vom Arbeitsamt für die Ausbi ldung der 
Jugendlichen Verpflichteten. 

In dem Arbeitskre is wurden auch die Ver­
handlungen mit dem Senator für Arbeit 
diskutiert, der ein Sonderprogramm zur 
Schaffung von zusätzlichen befristeten Ar­
beitsplätzen beschlossen hat. Der Arbeits­
kreis kam zu dem Ergebnis, daß die Träger­
schaft für die Arbeitsbeschaffungsmaß­
nahme von der THW-Helferverelnigung, 
die Administration von der jeweiligen THW­
Geschäftsstelle übernommen werden 
sollte. 

Weiter mußten auch Fragen der Haltung 
geklart werden. Schl ießlich waren die Plä­
ne ausgefeilt. Am t 5. Oktober startete man 
in Bremen, spater in Bremerhaven. Ange­
leitet von Meistern, Gesellen und betreut 
durch Sozialpädagogen erhalten die Ju­
gendlichen eine qualifizierte Einweisung in 
den Beruf. 

Einen Wagen vollkommen 
überholt 

Es ist Mittagspause. Sechs junge Manner 
sitzen um den Tisch, essen und plaudern 
über Erlebtes. " So, nun gehen wir wieder 
an die Arbeit ", beendet der Kfz-Meister die 
Pause. Die Arbeit ist in der THW-Werkstatt 
in Bremen-Neustadt gleich nebenan auf­
gebockt : Ein Kleinbus, der ursprünglich für 
die Schrottpresse bestimmt war, sol l wie­
der fahrbere it gemacht werden. 

Mit Eifer gehen die Jungen an die Sache. 
Sie haben unter Anleitung des Meisters 
und eines Gesellen bereits durchgerostete 
Bleche erneuert und geschweißt, die au­
ßen sichtbaren Bleche gespachtelt und 
glattgeschliffen . Die Bremsanlage wurde 
überholt, defekte Teile ausgewechselt. 
Den kompletten Motor haben die Jugendli­
chen ausgebaut, gründlich überholt und 
neu abgedichtet, die Kupplung wurde er­
neuert und die Antriebswellen bekamen 
eine neue Fettfüllung. 

Horst Werner, THW-Geschäftsführer in 
Bremen-Neustadt und für die Arbeitsbe­
schaffungsmaßnahme verantwortlich , be­
gutachtet gemeinsam mit Gisela Nischel­
sky und O,rk Göbel die Leistung der Ju­
gendlichen. "Das macht mir hier riesigen 
Spaß" , meint einer der sechs. Er möchte­
wIe die anderen Jugendlichen auch - auf 
jeden Fall im Kraftfahrzeugwesen eine 
Ausbildungsstelle bekommen. Er bewirbt 
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In Bremen-Neustadt 
arbeiten Jugendliche 
Im Kraftfahrzaugw .. 
ten. Sie lernen, mit 
Motoren umzugehen, 
Bremaanlagen aulZu­
bauen oder Bleche zu 
~hteln. 

sich fleißig und hofft, daß ihm die Erkennt­
nisse aus der einjährigen BerufSOrientie­
rung bei den Bewerbungen zugute 
kommen. 

Zum Schluß soll der Kleinbus auch noch 
lackiert werden . Insgesamt genießen die 
Jugendlichen, die unter t 8 im Monat 
531 DM und über 18 monatlich 571 DM 
verdienen, eine Ausbildung nach den 
Richtl inien des BundesinstItutes fur Be­
rufsbildung (BIBB) : Sie lernen , Metall zu 
bearbeiten, zu sägen, feilen, bohren, mei­
ßeln, Bleche zu formen , zu schweißen und 
zu löten. 

Der VW-Bul wird von 
unlen begutachtet. 
Schon fast fachmän­
nlICh gehen die Ju­
gendlichen unter An­
'eltung dei Ausbilder. 
an. Werk. 

Betreuung durch 
Sozialpädagogen 

Für zwölf arbeitslose Jugendliche wird eine 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahme im Metali­
bereich (Schlosser) Im THW-Ortsverband 
Bremen-Hastedt durchgeführt. Für die 
fachkundige Ausbildung stehen ein Ma­
schinenbau-Meister und ein Geselle zur 
Verfügung. Der Maschinenbau-Meister ISt 
selbst arbeitslos gewesen und seit 15 Jah­
ren ehrenamtl ich beim Technischen Hilfs­
werk, deswegen wurde er vorrangig für die 
Maßnahme vom Arbeitsamt verpflichtet. 



In der Halle haben die Jugendlichen schon 
vieles geordnet. Materialregale wurde ge­
baut, ein kleines Büro wurde ausgebaut, 
tapeziert und eingerichtet. Nach diesen 
Vorarbeiten wird nun fleißig gesägt, gefeilt 
und der Umgang mit Drehbank und ande­
ren Maschinen geübt. Den 16- bis 18jähri­
gen macht die Sache Spaß, aber es gibt 
auch einige, die ihre persönliche Situation 
als sehr schwierig bezeichnen: • Wenn die­
ses Jahr vorbei ist, habe ich zwar mögli­
cherweise bessere Voraussetzungen für 
eine erfolgreiche Bewerbung. Aber ich ha­
be jetzt schon rund 60 Bewerbungen los­
geschickt, alle ohne Erfolg. Was sollen wir 
denn nach einem Jahr machen? Dann ste­
hen wir ja wieder auf der Straße. " 

Hier und da gibt es auch Schwierigkeiten 
mit Jugendlichen - wie in jedem anderen 
Betrieb. Manche erscheinen unregelmäßig 
zur Arbeit, manche haben auch scheinbar 
überhaupt keine Lust mehr. Hier und auch 
im Förderunterricht bei Lernschwachen 
setzt die Arbeit des Sozialpädagogen, He­
rold Kienei, ein, der selbst ein Jahr arbeits­
los war, bevor er über das ABM-Programm 
beim THW eine Stelle gefunden hat. • Ei­
gentlich haben wir nur wenige Probleme", 
erklärt Geschäftsführer Horst Werner, • mit 
der Mehrzahl der Jugendlichen haben wir 
gute Erfahrungen gemacht. " 

Auch Mädchen sind mit von 
der Partie 

Eine ganz andere Atmosphäre herrscht in 
der Werkstatt des THW-Ortsverbandes 
Bremen-Osterholz: Hier riecht es nach 
Holz und Leim. 15 arbeitslose Jugendliche 
machen ihre ersten Erfahrungen in der 
HOlzbearbeitung (Ziel: Tischler) . Neun 
Mädchen sind mit von der Partie; von den 
zwei Gesellen ist einer weiblich: Lore 
Penske erklärt den jungen Leuten die 
Handgriffe, die schon gut beherrscht wer­
den. Schließlich haben die Jugendlichen 
unter Anleitung bereits die gesamte Werk­
statteinrichtung erstellt und schöne 
Übungsstücke wie z. B. Wandschränke und 
Regale angefertigt. Einer der Jugendlichen 
hat kürzlich eine Lehrstelle bekommen. 
Ihm werden die gesammelten Eindrücke 
und Erfahrungen aus der Arbeitsbeschaf­
fungsmaßnahme zugute kommen. 

Höherer Verdienst in 
Bremerhaven 

Im THW-Geschäftsführerbereich Bremer­
haven wird eine Arbeitsbeschaffungsmaß­
nahme für zwölf arbeitslose Jugendliche im 
Metallbereich durchgeführt. Fachlich be­
treut wird diese Maßnahme von einem Mei­
ster und einem Gesellen. F.ür die verwal-
tungsmäßige Abwicklung steht eine Halb-

In 

Lore Penske (rechts) 
bildet: die jungen 
Arbett,loHn In der 
HoLzbearbettung IU'. 

tagskraft in der THW-Geschäftsstelle zur 
Verfügung. 

Hier verdienen die Jugendlichen aufgrund 
einer außertariflichen Vereinbarung rund 
200 Mark mehr im Monat als ihre "Kolle­
gen" in Bremen. Horst Scheppelmann, Ab­
teilungsleiter im Arbeitsamt Bremerhaven 
und Entscheidungsbefugter für Arbeitsbe­
schaffungsmaßnahmen, erklärt, daß solche 
Jugendliche für das ABM-Programm ge-

Ihr. ersten Erfahrun­
gen al, Tischler ma­
chen Jugendlich. In 
Bremen-Otterholz. 
Recht, Im Bild Sozial­
arbeiter Herold KIenei. 

wählt wurden, die wegen ihrer Schulbil­
dung oder abgebrochenen Ausbildung 
zum Teil nur sehr schwer zu vermitteln 
sind . 

In Bremerhaven haben die jungen Männer 
schon viel getan. So haben sie einen So­
ziaJraum und ein Büro eingerichtet und 
gestrichen, zehn Bänke für das Sozialamt 
gebaut, die im Freien zum Ausruhen einla­
den, sie haben ein Hallentor neu gerichtet, 
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das vom Sturm weggeweht worden war, 
sie haben THW-eigene Geräte repa­
riert , ,. "Die Jugendlichen sind - diese 
Erfahrung haben wir gemacht - mehr für 
praktische Arbeiten zu motivieren als für 
die Theorie, " - so der Erste Vorsitzende 
des THW~Ortsverbandes Bremerhaven, 
Wolfgang Böhm. 

Aber die Theorie kommt auch nicht zu kurz. 
Zum Teil wird die THW-Ausbildung In den 
Unterricht integriert, hier halten sich die 
Fachleute an den "Elementar-Lehrgang 
Metall" als Grundlage. 

Die zwölf Jugendlichen haben auch schon 
einen Erste-Hilfe-Kursus beim Deutschen 
Roten Kreuz und - wie die Jugendlichen in 
Bremen auch - den Selbstschutz-Grund­
lehrgang des Bundesverbandes für den 
Selbstschutz absolviert. Darüber hinaus 
stehen BetrIebsbesichtigungen, Teilnah­
me an Bürgerschaftssitzungen oder Frel­
zeitmaßnahmen wie Schwimmen und 
Schlittschuhlaufen auf dem Programm. 
"Hier hat sich schon ein richtiges Team 
gebildet" , freut sich Wolfgang Böhm. 

Finanzen vom Senator 
für Arbeit 

In Bremerhaven hat der Senator für Arbeit 
im Rahmen der Arbeitsbeschaffungsmaß­
nahme die Grund- und Sachkosten ,n Höhe 
von bisher 55000 DM übernommen; das 
Arbeitsamt bestreitet die Lohnkosten und 
stellt auch die Arbeitskleidung. Für die 
Maßnahmen in den drei Werkstatten in 
Bremen hat der Senator für Arbeit rund 
200000 DM bereitgestellt. Insgesamt ko­
stet das Projekt In Bremen 750000 Mark 
und In Bremerhaven 300000 Mark. 

Dank des Senators an die 
Helfervereinigung 

Die Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen ha­
ben eines gemeinsam: Sie vermitteln den 
Jugendlichen zwar Grund- und erweiterte 
Kenntnisse In den verschiedenen Berei­
chen, sind aber eben keine anerkannte 
Ausbildung mit Abschlußzeugnis. Ob die­
ses Jahr noch auszudehnen ist auf eine 
weitere Zelt, ob Insgesamt die Unterrich­
tung und Einweisung nicht als Ausbildung 
mit Abschlußzeugnis anerkannt werden 
können, darüber wird man sich - so Gisela 
Nischelsky - noch einmal unterhalten. 

In einem Schreiben an die THW-Helferver­
einigung bedankt sich der Senator für Ar­
beit fur die Unterstützung. "Meine Bemü­
hungen, ein möglichst umfangreiches An­
gebot an Arbeitsplätzen für jugendliche 
Arbeitslose (im Land Bremen sind es z. Z. 
rund 2700- d. Red.) zu unterbreiten, erfol­
gen zwangsläufig unter dem Gesichts-
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Oie Werkzeugachrinke 
wurden von den .r­
beftslo •• n Jugendli­
chen, darunter auch 
Mädchen, sei bat ang .. 
fOt1Igt-

In Bremerhaven steht 
die THW-Werkstatt für 
Arbeitsbeschaffungs­
maßnahmen Im Metall­
bereich zur Verfügung. 
Hier wird L B. das 
Löten geübt 

Im Geaprl ch mit den 
Ausbildern: Glul. 
Nlachelsky, Horst 
Wemer I Dlrk Göbel 
und Wotfgang Böhm. 

(Fotol: O. Boeken) 

punkt einer Kostenminimierung . Einen ge­
eigneten Weg, zusätzliche Arbeitsgele­
genheiten zu schaffen, ohne daß Mietbela­
stungen damit verbunden waren, haben 
Sie mir dankenswerter Welse aufgezeigt." 

Und die Landesvorsitzende der THW-Hel­
fervereinigung ergänzt. "Nur mit dem ganz 
großen Engagement vieler ehrenamtlicher 
Helfer des THW war diese Sache uber­
haupt erst erreichbar. " 

-



Die Aufbau- und Ablauforganisation der zivilen Verteidigung, dargestellt am Beispiel der Stadt Kaiserslautern 

Ein Funktionsmodell auf kommunaler Ebene 

Ein Beitrag aus der Praxis für die Praxis - Unterstützung durch die Landesregierung 

"Zivile Verteidigung in der Bundesrepu­
blik Deutschland, dargestellt am Bei­
spiel der Stadt Kaiserslautern" heißt 
der Titel einer Broschüre, die Dr. Horst 
Schöttler, Beigeordneter der Stadt Kai­
serslautern, verfaßt hat. Die Ausführun­
gen geben die Erfahrungen des Autors 
als langjähriger Brand- und Katastro­
phenschutzdezernent einer kreisfreien 
Stadt wieder und berücksichtigen seine 
Erkenntnisse als Stabsoffizier der Re­
serve. Das Expose soll einen Beitrag 
leisten zu mehr Aufmerksamkeit für die 
Belange der zivilen Verteidigung und 
anregen, dieses Thema in das Zentrum 
der Bemühungen zur Vorsorge für den 
Bürger zu stellen. 

Dr. Paul Wilhelm Kolb, Präsident des 
Bundesamtes für Zivilschutz, geht in 
einem Vorwort zu den Ausführungen 
darauf ein, daß die zivile Verteidigung 
eine gesetzlich klar definierte und Im 
wesentlichen in Zuständigkeit der Krei­
se, Städte und Gemeinden zu vollzie­
hende Aufgabe ist. Der Grad ihrer Orga­
nisation und die Einsatzstärke der ihr 
zugeordneten HilIsdienste hängen des­
halb entscheidend davon ab, wie die 
Verwaltung den gesellschaftlichen Stel­
lenwert dieses Auftrages einschätzt 
und wieviel Energie und Sachkunde sie 
dafür einsetzt. Dr. Schöttler sei es ge­
lungen, im wesentlichen zwei Vorurteile 
abzubauen, daß die gesetzlichen Vor­
aussetzungen für den Ausbau der zivi­
ien Verteidigung zu dürftig seien und 
daß zivile Verteidigung in Ermangelung 
von Verwaltungs kraft der Aufgabenträ­
ger,insbesondere bei den kommunalen 
Gebietskörperschaften, nicht machbar 
sei. 

Die Broschüre gliedert sich in die Kapi­
tel "Zivile Verteidigung im Spiegel von 
Recht und Meinung", "Das Kaiserslau­
terner Modell" und "Zivil-Militärische 
Zusammenarbeit". Wegen der generel­
len Bedeutung veröffentlicht das "Zivil­
schutz-Magazin" den Beitrag " Das Kai­
serslauterner Modell" . Diese Aufbau­
und Ablauforganisation der zivilen Ver­
teidigung in Form eines Funktlonsmo­
delis ist ein gutes Beispiel für vergleich­
bare Verwaltungen. 

Beigeordneter Dr. Horst SChöttlet, Brand- und 
Zlvlllchutzdezernent der Stadt Kaisers lautern. 

1. Organisation 

Die Stadt Kaiserslautern ist mit rd. 100000 
Einwohnern eines der fünf Oberzentren 
des Landes Rheinland-Pfalz. Die Landes­
gesetzgebung schreibt für den Brand­
schutz für Städte über 90000 Einwohner 
zwingend eine Berufsfeuerwehr vor, die 
nach den allgemein gültigen Organisa­
tionskriterien die AmtSbezeichnung Brand­
schutz, Stadtamt 37, trägt. Außerdem be­
stand ais selbständige Dienststelle das 
Katastrophen- und Zivilschutzamt (Stadt­
amt 38), das wie in vielen anderen Fällen 
bis zum 1. 1. 1979 dem Hauptamt zugeord­
net war. Ab diesem Zeitpunkt wurden beide 
Ämter miteinander vereinigt in das Brand­
und Zivilschutzamt der Stadt Kaiserslau­
tern . Die Berufsfeuerwehr hat z. Z. 71 Be­
rufsfeuerwehrleute; gegenüber dem Stel­
lensoll sind vier Stellen unbesetzt. Der 
Katastrophen- und Zivilschutz umfaßt ne­
ben dem in Personalunion tät igen Amtslei­
ter einen Sachbearbeiter für Zivilschutz 
und einen Sachbearbeiter für Katastro­
phenschutz. Fallweise werden zur Aufga­
benbewältigung geeignete Bedienstete 
der Berufsfeuerwehr zur Unterstützung 
und Zuarbeitung abgestellt. Der Gesamt­
haushaltsansatz im Jahre 1983 betrug rd . 
4983000 DM beim Brandschutz und hierin 
5000 DM für Aufgaben des Zivilschutzes, 
wobei die Personalansätze für das Gebiet 
des ehemaligen Stadtamtes 38 Im Brand-

schutz enthalten sind. Darüber hinaus steil­
te der Bund für 1983 rd. 55000 DM an 
Selbstbewirtschaftungsmitteln für den 
Katastrophenschutz zur Verfügung. Über 
80 % der Ausgaben betreffen die Personal­
aufwendungen, die sich seil 1980 aus­
schließlich unter dem Aspekt der Tarifver­
einbarungen im öffentlichen Dienst verän­
dert haben. Neben der Berufsfeuerwehr 
besteht eine Freiwillige Feuerwehr mit ins­
gesamt 236 aktiven Feuerwehrmännern, 
die in vier Innenstadt- und sieben Stadtteil­
züge gegliedert ist. 

Zu den eigentlichen Katastrophenschutz­
einheiten und -einrichtungen der Stadt Kai­
serslautern zählen innerhalb der Fachdien­
ste die Einheiten des Technischen Hilfs­
werks (Fernmeldezentrale, zwei Ber­
gungszüge, Bergungsräumzug und In­
standsetzungszug mit 155 Helfern), der 
Freiwilligen Feuerwehr (zwei Löschzüge 
Rettung, Löschzug Wasser, Deka-Gruppe, 
Verbrauchsgüter-, Materialerhaltungs- und 
Verpflegungstrupp mit 97 Feuerwehrmän­
nern), des Deutschen Roten Kreuzes (zwei 
Sanitätszüge, Verbandplatzzug mit 128 
Helfern) und der AMAST (Melde- und Aus­
wertestelle) mit acht Helfern der Stadtver­
waltung Kaiserslautern. 

Gemessen am Gesamthaushaltsansatz 
des städt. Verwaltungshaushaltes wird für 
den Zivil- und Katastrophenschutz (ohne 
Personalausgaben) ein Betrag von. 5000 
DM erbracht, der prozentual kaum ins Ge­
wicht fällt. Mit dieser Situation hat sich auch 
der zuständige Dezernent abzufinden, da 
die Erhöhung des Ansatzes bei den Haus­
halts plan beratungen weder bei der Käm­
merei noch im Rateine Unterstützung fand. 

Es mußte daher nach Wegen gesucht wer­
den, die auf der Grundlage des völlig unzu­
reichenden Etats eine Aktivierung des 
Zivil- und Katastrophenschutzes ermög­
lichten. 

2. Aufbau des 
Katastrophenschutzes 

Obwohl das Katastrophenschutzgesetz 
vorschreibt, daß der Hauptverwaltungsbe-
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amte einen Stab aus AngehÖrigen der im 
Katastrophenschutz mitzuwirkenden Or­
ganisationen zu bilden hat, wurde auch 
noch in naher Vergangenheit bundesweit 
diese Bestimmung gerne übersehen. 
Schließlich war Ja auch "noch nichts pas­
siert·! Erst nach der Waldbrandkatastrophe 
in Niedersachsen Im Jahre 1975 und in 
Erkenntnis der hier aufgetretenen Mängel 
an Organisation und Kooperallon, wurde 
bewußt, daß ein SchadensereignIs größe­
ren Umfangs ohne ein Führungsgremium 
nicht zu bewältigen 1St. 

In Kaiserslautern wurden 1976 Versuche 
zur Einrichtung eines Stabes unternom­
men, die Jedoch erfolglos blieben. Seitens 
des Landes wurden erste Modelle entwik­
kelt, wie ein solcher Stab aussehen könnte. 

Die Stabsarbeit in Kaiserslautern nahm ab 
September 1979 mit der Zustandigkeit von 
Beigeordneten Dr. SchottIer erstmals rich­
IIge Formen an. Für die Besetzung des 
Stabes wurden verbindlich aus der Stadt­
verwaltung und den Organisationen Perso­
nen benannt, die für Führungsaufgaben im 
Stab des HVB vorgesehen waren. / 

"Startschuß" war ein umfangreicher Pres­
seartikell 

-Im Juni 1980 Grundsatzveröffentlichung 
in der "Kaiserslauterner Rundschau" als 
örtliche Ausgabe mit der Überschri~ .Im 
Bewußtsein der Öffentlichkeit ist für Zivil­
schutz wenig Platz" . In diesem Artikel wur­
de Wert auf Information und Problemsensi­
bilislerung gelegt. 

- Im Stadtvorstand (Bürgermeistergre­
mium) wurde auf Antrag des Dezernenten 
Im September 1980 die dezernatsüber­
schreitende Aufstellung des Katastrophen­
schutzstabes beantragt und beschlossen. 

- Vom 23. 2. bis 28. 2. 1981 übte der Kader 
dieses Stabes als erste rhelnland-pfälzl­
sche Großstadt an der Katastrophen­
schutzschule des Bundes in Bad Neuen­
ahr-Ahrweller. Bel der Besetzung wurde 
besonders darauf Wert gelegt, 

a) In DIenststeIlung und entsprechender 
Planstelle "angesledel!"e" Mitarbeiter zu 
berufen und 

b) von Anfang an die HIlfsorganisationen 
des Katastrophenschutzes in die Zusam­
menarbeit einzubinden und In den Stab zu 
Integrieren 

Vor allem die unter a) getroffene Entschei­
dung war von besonderer WIchtigkeit, weil 
der Katastrophenschutz 

• nicht auf subalterne Kräfte abgewälzt 
werden sollte, 

• Mitarbeiter mit entsprechender Qualifi­
kation und Position für den Katastrophen­
schutz gewonnen und gegenüber den Mit­
arbeitern als Multiplikatoren wirken sollten 
und 
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• die in höheren Positionen geringere Per­
sonalflukluation eine StabiliSierung im Stab 
gewährleisten sollte. 

Dieses PrinzIp ist als erfolgreich zu be­
zeichnen, da die damals ausgebildeten Mit­
arbeiter noch heute. bis auf drei Personen, 
im Katastrophenschutzstab aktiv mitar­
beiten. 

Im Rahmen dieses Lehrgangs erhielten dre 
StabsmitglIeder eine Übersicht über die 
Einheiten und Einrichtungen des Katastro­
phenschutzes, die Führungssysteme, des 
Informations- und Pressewesens und der 
Fernmeldemittel. Zudem wurde die Men­
schenführung mit Verhaltens- und Konflikt­
training erläutert, das mit einer abschlie­
ßenden Stabsrahmenübung in schwierigen 
Lagen und unter Einsatz- und Zeitdruck 
schloß. 

Mit diesem Lehrgang war der Grundstock 
für eine gedeihliche Zusammenarbeit im 
Stab geschaffen worden. Der Katastro­
phenschutzschule des Bundes in Bad 
Neuenahr-Ahrweller muß an dieser Stelle 
bescheinigt werden, daß die Ausbildung 
zIelgerecht durchgeführt worden ist. Die 
Arbeit der Dozenten fand bei den Lehr­
gangsteilnehmern Anerkennung und führ­
te dazu, daß sich der Stab als "Einheit" 
empfand. 

- Veröffentlichung In allen am Ort vorhan­
denen Presseorganen uber die Ausbildung 
in Wort und Bild. 

- Seit dieser Zelt Fortbildung der Mitglieder 
des Katastrophenschutzstabes (KatS­
Stab) in einmonatigem Rhythmus (halbtags 
bis ganztags) durch das Stadtamt 37. 

- Erste gemeinschaftliche Weiterbildungs­
veranstaltung im Februar 1981 in Katastro­
phenschutz- und Sicherheitsfragen von 
Bundeswehr, Polizei und ReserveoffIZie­
ren. Dazu wurden aus dem Bereich der 
Polizei nicht nur das fur die Stadt zuständi­
ge Polizeipräsidium sondern auch die Lei­
ter der VollzugspolIzei benachbarter Land­
kreise und die Führung der in der Region 
zuständigen Bereitschaftspolizei, insge­
samt über 40 Beamte des gehobenen und 
höheren Dienstes, eingeladen - sie waren 
auch präsent. 

- Durchführung der Bundeswehrausstel­
lung " Unser Heer" vom 6. bis 1 O. 5. 1981 
und Erläuterung des Zusammenhangs zwi­
schen militärischer und ZiViler Verteidigung 
als Säulen der Gesamtverteidigung wäh­
rend der Ausstellung sowie In der Presse. 

- Oktober 1981 Herausgabe der Broschü­
re " Dienstim Kataslrophenschutz" zur Un­
terrlchlung interessierter Bürger bzw. von 
am Dienst in Hilfsorganisationen interes­
sierten jungen Mannern. 

- Vorstellung dieser Broschüre im Dezem­
ber 1981 als Gemelnschaftsakllon aller in 
der Stadt vertretenen HIlfsorganisationen. 

Diese Zusammenkunft von Berufsfeuer­
wehr, Freiwilliger Feuerwehr, ASB, DRK, 
DLRG, THW und BVS fand zum erstenmal 
überhaupt seit Bestehen der Organisatio­
nen statt und sollte neben dem Sich Ken­
nenlernen vor allem dem Abbau von Kon­
kurrenzdenken dienen. Seit diesem Ze.t­
punkt treffen sich die HIlfsorganisationen 
mit dem Dezernenten In unregelmäßigen 
Abständen und informieren sich über an­
stehende eigene Probleme gegenseitig. 

- Ausbildungs- und Informationsgespräch 
auf Einladung der Stadt zwischen den Ver­
tretern der deutschen Polizeien, der Feuer­
wehren und französischen Militärpolizei 
bzw. dem französischen Standortkomman­
danten im Februar 1982. 

- Im April t 982 Durchführung eines Semi­
nars "Zivilschutz", veranstaltet durch den 
KommunalpolItischen Arbeitskreis im Re­
gierungsbezirk Rhelnhessen-Pfalz als 
Klausurtagung mit über 40 Teilnehmern. 
Referenten waren neben den Vertretern 
der Bundeswehr (VBK 45, VKK 451) auch 
der für den Zivilschutz In seiner Fraklion 
zusländige damalige Bundestagsabgeord­
nete, Dr. Jentsch, Wiesbaden, der zustän­
dige Referent Im Innenministerium und der 
Dezernent der Stad I Kaiserslautern. 

- Diese gegenseitige Unterrichtung wurde 
im Februar 1983 durch eine Zusammen­
kun~ der Standortkommandanten der fran­
zösischen und amerikanischen Streitkrä~e 
(Heer und Luflwaffe) und unter Anwesen­
heit des Vorsitzenden der Teilslreitkra~ 

Heer im Deutschen Bundeswehrverband 
fortgesetzt. 

- Im Juni 1982 Abstimmung der Katastro­
phenschutzorganlsallon mit den zustand '­
gen Dienststellen der Freien und Hanse­
stadt Hamburg. 

3. Bildung des 
Zivilverteidigungsstabes 

Nach dem Aufbau des Katastrophen­
sChutzstabes, dessen Weiterbildung und 
Präsentation In der Öffentlichkeit wurde in 
einem nunmehr zweiten Schritt die Bildung 
des ZIvilverteidigungsstabes (ZV-Stab) 
und die Organisation der kreisfreien Stadt 
im Verteidigungsfall (sog. angepaßte oder 
umgestellte Verwaltung) in Angriff ge­
nommen. 

Hierzu wurden berufen ab Mitte 1982: 

- Die Amtsle iter und Stellvertreter sowie 
Sachgebietsleiter des Ernahrungsamtes, 
des Wirtschaftsamtes und des ZIvilverteidI­
gungsbaustabes. Außerdem wurden im 
Bereich der Sozial-, Gesundheits-, Wirt­
schafts- und Versorgungsverwaltung die 
Abschnitte Betreuung Sozialwesen, Kran­
kenhaus, Wassersicherstellung. Energie-



Sicherstellung und öffentlicher Personen ­
nahverkehr aufgebaut. 

Letztlich wurde in Zusammenarbeit mit 
dem Technischen Hilfswerk die Fernmel­
dezentrale sowie der gesamte Fern­
schreib- und Funkverkehr gerätemäßig be­
schafft, installiert und mit Bedienungsper­
sonal funktionsfähig gemacht. 

Die Ausbildung und Ausweitung der Gerä­
tekapazität hält in diesem Bereich an. 

- Die Einführung in die Aufgaben der vor­
genannten Ämter wird durch Entsendung 
der Mitarbeiter dieser Dienststellen zu allen 
möglichen Weiterbildungsveranstaltungen 
auf Landes- und Regierungsbezirksebene, 
aber auch auf Bundesebene insoweit 
durchgeführt, daß die normalen Dienstob­
liegenheiten nicht beeinträchtigt werden. 

Der weitaus größte Teil der Mitarbeiter, 
dies zeigt die nunmehr vieljährige Erfah­
rung, widmet sich den ZV-spezifischen Zu­
satzaufgaben mit Nachdruck und kontinu­
ierlichem Interesse. 

4. Großübung des 
ZY· und KatS·Stabes 

Innerhalb des bisher geSChilderten Zeitab­
laufs war vor allem die Entscheidung der 
Stadt Kaiserslautern, auf Vorschlag des 
Dezernenten, an der Übung WINTEX/ 
CIMEX '83 mit großer Besetzung teilzu­
nehmen, ein Motivations- und Ausbil­
dungsfaktor von größter Bedeutung. Die 
Stadt Kaiserslautern mit 1 800 Mitarbeitern 
in der allgemeinen Verwaltung beabsichtig­
te mit rd. 120 Bediensteten an dieser 
Übung mitzuwirken, wobei sich die Mit­
übenden in den Hauptverantwortungsberei­
chen aus Amtsleitern, aus der Leitung der 
Stadtwerke und anderen qualifizierten Füh­
rungspersonen zusammensetzten. Sämtli­
che entscheidenden Positionen waren mit 
Vertretern in den Besoldungsgruppen A 13 
bis B 2 bzw. vergleichbaren Vergütungen 
des BAT besetzt. 

Zur Vorbereitung dieser Übung wurde im 
Stadtvorstand im Dezember 1982 nach 
wochenlangen Gesprächen die Bildung 
des ZV-Stabes beschlossen und die 
Übungs mitwirkung akzeptiert. Dabei war 
sich der Stadtvorstand darüber im klaren, 
daß während der einwöchigen Übung 
(Dienstzeit von 7.00 bis 21.00 Uhr und über 
das Wochenende) die tägliche Arbeit so­
weit als möglich auf Kollegen übertragen 
werden mußte bzw. nicht durchgeführt 
werden konnte. 

Die Übung wurde folgendermaßen vorbe­
reitet: 

- Zusammenziehung sämtlicher Mitarbei­
ter zur generellen und speziellen Einwei­
sung an insgesamt fünf Tagen. 

- Sicherheitsbelehrung sowie Ermächti­
gung und Verpflichtung bis VS-Geheim 
nach entsprechenden notwendigen Vorbe­
reitungen. 

- Information der Bevölkerung über Sinn, 
Zweck, Umfang und Bedeutung der 
Übung. 

- Koordination der Zusammenarbeit im 
zivil-militärischen Bereich zwischen allen 
an der Übung beteiligten Dienststellen in 

Der abgeschirmte 
Raum dei Kataltro­
phenschutzstabes mtt 
der Lagekarte. 

Ein Blick In die Eln­
lat:u:entrale des HVB 
unter der Hauptfeuer­
wache der Stadt 
Kaiserslautern. 

Die ABC-Maß- und 
Auswertesteil. 
(AMAST) In der 
BefehlssleUe. 

der Westpfalz (Bundeswehr, Justiz, Polizei 
usw.). 
Zum Übungsverlauf selbst soll nur festge­
stellt werden, daß die Übung mit großer 
Disziplin und entsprechendem Erfolg aller 
Mitarbeiter durchgeführt wurde, kein Aus­
fall zu verzeichnen war und bei einem 
hohen Maß von zusätzlicher Leistungsbe­
reitschaft weit über die Erfordernisse des 
Dienstplanes hinaus quasi von der 
Schreibkraft bis zum Werkleiter alle "an 
einem Strang zogen" . 
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lIglbelprechung ln 
der Elnu tzzentrale. 

Zusätzlich zu dieser Übung wurde die In­
formationsarbeit In der Presse fortgesetzt 
mit einer Serie über die Hilfsorganisatio­
nen. Hierzu wurde im Dezember 1982 das 
Technische Hilfswerk in Anwesenheit des 
Landesbeauftragten Rheinland-Pfalz nach 
Gliederung und Einsatzmöglichkeiten vor­
gestellt. Ein weiterer Artikel erschien im 
November 1983 über das Deutsche Rote 
Kreuz. 

Ein entscheidender Faktor Ist die Koopera­
tion aller für die innere Sicherheit zuständi- • 
gen Dienststellen und Organisationen. Da­
zu wurde erstmal im Oktober 1982 ein" Tag 
der offenen Tür" unter dem Molto "Feuer­
wehr, Polizei und Hilfsorganisationen in 
Kaiserstautern - fur den Bürger Hand in 
Hand" veranstaltet. Alle Hilfsorganisatio­
nen in gegenseitiger Abstimmung über 
Ausstellung und Programm sowie die Poli­
zei des Landes wirkten mit. Durch die gute 
UnterriChtung der Presse vor und nach der 
Veranstaltung konnten mehrere tausend 
Besucher auf dem Gelände der Feuer­
wache aus Stadt- und Landkreis begrüßt 
werden. Die Schlagkraft der Katastrophen­
SChutz-Organisationen und -Dienststellen 
wurde auch Im September 1983, diesmal 
unter dem Molto "Gefahrenabwehr, Si­
cherheit und Schutz ist unsere Aulgabe -
für den Bürger auch im Jahre 1983" durch­
geführt. Unter Würdigung der damatigen 
verschärften politischen Lage (u. a. Aktion 
gegen den Ftugtag Ramstein) Ist die erneu­
te Mitarbeit aller eingeladenen Dienststel­
len und Organlsallonen hervorzuheben. 

Teilnehmer: 
L Bereitschaftspolizeiabteilung und Poli­
zelschute Enkenbach-Alsenborn, 
Potizelprasidium Kaiserslautern, 
Technisches Hilfswerk, 
Deutsches Rotes Kreuz, 
Arbeiter-Samariter-Bund, 
Bundesverband für den Selbstschutz, 
Deutsche Lebens-Rettungs-Gesellschaft, 
Berufsfeuerwehr und Freiwillige Feuer­
wehr Kaiserslautern. 

Letztlich ISt eine gemeinschaftliche Erklä­
rung aller Hilfsorganisationen zu erwäh­
nen, die fur 1000 Hetfer durch die Unter-
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schriften aller Katastrophenschutz-Organi­
sationen eine Klarsteilung zur Übungsteil­
nahme WtNTEX/CIMEX '83 erreichte. Sie 
war die Antwort auf ungerechtlertigte und 
sachfremde Vorwürfe aus den Kreisen der 
Protestbewegung (DKP, Grüne, FrIedens­
gruppen usw.). 

Für das StaatsministerIum des Innern und 
für Sport des Landes Rhelnland-Pfalz hat 
der zuständige Staatssekretär, Dr. Uelhoff, 
am 25. 3. 1983 diese Erklärung nachdrück­
lich begrüßt und die weitere Unterstützung 
des Modellvorhabens "Zivilverteidigung 
Kaiserslautern" für die Landesregierung 
angekündigt. 

5. Ausbau der Befehlsstelle 

Abschließend muß noch auf den Ausbau 
der Elnsaizzentrale des HVB In der Feuer­
wache eingegangen werden, 

Ähnlich wie die Kommandostruktur der 
Streitkräfte die Führung von stationären 
und mobiten Befehlsstellen vorsieht, ist 
auch die EInsatzleitung Im Verteidigungs­
und Katastrophenfall unerläßlich. Vor Ort 
werden sog. Technische Einsatzleitstelten 
(TEL) verwendet, die als Kommando- und 
Funkzentraten mit den Sachgebieten S 2 
und 3 (Lagedarsteltung, Lagebeurteitung 
und Einsatz) und S 1 und 4 (Personal und 
Versorgung) besetzt sind. Die koordinie­
rende und überörtlIche Let1ung aller Fach­
dienste muß von einer stationären Befehls­
steile aus erfolgen, der sog. Befehtsstelle 
des Hauptverwaltungsbeamten. 

In der Im September 1981 neu erbauten 
Hauptfeuerwache der Stadt Kaiserslautern 
waren hierzu Räumlichkeiten im Keller un­
ter den technischen Bedingungen des 
Grundschutzes vorgesehen. 

Zwischen Aprit 1981 und August 1982 fan­
den Verhandlungen mit dem Innenminister 
des Landes, Herrn Staatsminister K. Böck­
mann, durch den Dezernenten der Stadt 
Kaiserstautern stalt, einen Zuschuß zum 
Ausbau zu erhatten. Desweiteren wurde 
mit der für die Pfalz zuständigen Landes-

brandversIcherungsanstalt (Bayerische 
Versicherungskammer) über einen weite­
ren Zuschuß gesprochen. Beide Zuschüs­
se waren angesichts der Mehrheiten Im Rat 
und der Einstellung von Ratsmitgliedern als 
Signat dringend notwendig, damit auch Im 
Haushalt die noch notwendige Restsumme 
bereitgestellt werden konnte. Als im Au­
gust 1982 das Land mit 50000 DM und d,e 
Landesbrandversicherungsanstalt mit rd. 
33000 DM Ihre MitWirkung erklärten, war 
auch der Rat der Stadt zu einem Haushatts­
ansatz von 40000 DM bereit. Da der Ge­
samtausbau der Befehlsstelle (Be- und 
Entlüftungsanlagen, Fernsprechverkehr, 
Sanitaranlagen, schall gedämpfte Räume 
usw.) auf etwa 200000 DM veranschlagt 
war, wurde eine Posilion Eigenteistung von 
rd. 80000 DM eingesetzt. Die Beamten der 
Berufsfeuerwehr, unterstützt durch freiwil­
lige Helfer des THW und der FreiWilligen 
Feuerwehr, bauten binnen drei Monaten 
von November 1982 biS Februar 1983 die 
Befehlsstelle aus. Sie hat sich wahrend der 
Übung WINTEX/CIMEX '83 im Wochen­
end- und Schicht betrieb hervorragend be­
währt. Hinsichtlich ihrer Funktionsfähigkeit 
sollen der Kommandeur des Verteidi­
gungsbezirkskommandos 45 in Neustadt 
und der Leiter der Katastrophenschutz­
schule des Bundes zu Wort kommen. VBK 
45: "Offensichtlich wirkt sich der Eindruck 
der gelungenen Anlage positiv auf das Ar­
beitsverhatten und Stimmung der dort Be­
schäftigten aus. Ich wünsche mir, für mei­
nen Stab einen nur annähernd so günsti­
gen Gefechtsstand zur Verfügung zu ha­
ben. " KatastrophenSChutzschule: "Die In­
frastrukturplanung der Befehlsstelle ist Im 
Vergleich zur ÜbungsbefehlssteIle der 
Schule erheblich optimiert, fast optimal. " 

Dies führte dazu, daß leitende Polizei be­
amte der Länder Bayern, Nordrhein-West­
falen und Rhelntand-Pfalz den Kaiserstau­
terner Stabs raum und das Organisations­
modell im Juni 1983 besuchten und daß Im 
selben Monat Vertreter von Feuerwehren 
aus Rheinland-Pfalz, dem Saarland und 
Hessen sowie der Stel,vertretende Be­
fehlshaber der Alliierten Luftstreitkräfte 
Europa-Mitte, Generalleutnant Noack, zu­
sammen mit den Repräsentanten des Ter­
ritorialheeres Anlagen, Stabsgliederung 
und Organisation im Verteidlgungs- sowie 
im Katastrophenfall begutachteten. 

Bei der zusammenfassenden Betrachtung 
der finanZiellen Betastungen von Bund, 
Land und Gemeinde muß zwar berücksich­
tigt werden, daß die Personalkosten der im 
Kaiserslauterner Modell Beteiligten ats ge­
geben angesehen werden, daß aber trotz­
dem bei einem Gesamtaufwand von nur rd. 
einer Viertetmillion DM in den vergangenen 
vier Jahren der Beweis geführt werden 
kann, daß zivite Verteidigung nicht eine 
finanzielle Frage, sondern eine gesell­
schaftliche Frage 1St. 



Dorothee Boeken 

Fachrelerenten tauschten sich aus über verschiedene Themenkreise 

Versorgungsmaßnahlnen in 
Vierter Internationaler Fachkongreß begleitete die Stuttgarter Messe" Sicherheit '83 " 

Parallel zur Internationalen Fachmesse 
"Sicherheit '83 " in Stuttgart (das Zivil­
schutz-Magazin berichtete in Heff 11 /83 
bereits ausführlich darüber) wurde der 
4. Internationale Fachkongreß durchge­
führt . Hier ging es an vier Tagen um elf 
verschiedene Themenkreise, zu denen 
zahlreiche Fachreferenten Vorträge 
hielten. 

Aus dem breiten Spektrum wurden einige 
Referate ausgewählt, die sich mit dem The­
ma Zivilschutz, mit Versorgungsmaßnah­
men in Krisenzeiten , mit Brandschutz oder 
mit Katastrophenschutz befassen. Im fol­
genden werden die Referate kurz um­
rissen . 

Ölversorgung 
in Krisenzeiten 

Dr. Rose, Direktor bei ESSO, Hamburg, 
sprach über " Nationale Vorsorgemaßnah­
men für die Ölversorgung in Krisenzeiten " . 
Der Referent zeigte zunächst Vorgaben 
und Prinzipien auf, die aus internationalen 
Übereinkommen für die nationale Ölkrisen­
Bewältigung übernommen werden. 

Die marktwirtschafflich orientierte Wirt­
schaftspolitik der Bundesrepublik hat die 
weitgehend auf Freiwilligkeit und Selbstre­
gulierung basierenden Prinzipien ohne Sy­
stembruch in die nationalen Maßnahmen­
kataloge übernehmen können, d. h. sie be­
trachtet Vorratshaltung und Krisenbewälti­
gung vorrangig als Selbsthilfe-Aufgabe der 
Mineralölwirtschaft. Die entsprechenden 
Verordnungen geben Lösungen mit markt­
gerechten Mitteln den Vorzug und stellen 
staatliche Eingriffe als letztes Mittel dar. 

Bei der VorratShaltung wurde der Wirt­
schaff in der Form der öffentlich-rechtl i­
chen Körperschaff des Erdöl-Bevorra­
tungs-Verbandes (EBV) der entsprechen-

de Rahme gegeben, in dem die laufenden 
Kosten einer Vorratspflicht von 65 Tagen 
des EBV ohne Wettbewerbsverzerrungen 
und ohne Finanzierungslasten für die Wirt­
schaft letztlich vom Verbraucher getragen 
werden . Darüber hinaus haben Raffinerie­
Geseilschaffen 25 Tage Vorratspfl icht auf 
die Produktion. Der Bund ergänzt diese 
beiden Elemente durch die Bundesrohöl­
Reserve von derzeit 7,3 Mill ionen Tonnen. 
Verbraucher-Vorräte sind - außer bei den 
Kraftwerken - nicht vorgeschrieben, aber 
empfohlen und vorhanden. 

Für Verbrauchseinschränkungen gibt es 
bereits Vorstellungen über sogenannte 
Maßnahmen der " leichten Hand" als erste 
Stufe sowie die Kraftstoff- und Heizöl­
Lieferbeschränkungs-Verord nungen fü r 
eventuell notwendig werdende einschnei­
dendere Maßnahmen. 

Gasversorgung 
in Krisenzeiten 

Der Direktor der Gasversorgung Süd­
deutschland GmbH, Dipl.-Volkswirt Leß­
ner, ging in seinem Referat auf die Gasver­
sorgung in Krisenzeiten ein, wobei er die 
Schwierigkeit betonte, die ein rohstoff- und 
energiearmes Land wie die Bundesrepu­
blik Deutschland hat. Leßner erklärte, daß 
die Gasversorgung in Krisenzeiten also 
insbesondere eine Frage der Sicherheit 
von Erdgasimporten, des internationalen 
Erdgashandels, sei. 

Von den weltweiten Erdgasvorräten wer­
den in den nächsten Jahren erst zwei Fünf­
tel verbraucht sein . Die deutsche Gaswirt­
schaft hat im internationalen Erdgashandel 
eine starke Position; immerhin ist sie welt­
weit größter Erdgasimporteur. Es gibt lang­
fristige Lieferverträge über 20 bis 25 Jahre, 
wobei die Vertragssicherheit durch hohe 

. 

eigene Projektinvestitionen der Förderlän­
der gewährleistet ist. 

Als rechtliche Grundlagen für die Bewälti­
gung von Krisenzeiten nannte Leßner das 
Energiesicherungsgesetz von 1975, die 
Gassicherungsverordnung vom Mai 1982 
und das Wirtschaftssicherstellungsgesetz 
von 1963 sowie die Gaslastverteilungsord­
nung von 1976. 

Auch die Notwendigkeit und MögliChkeiten 
der Mitarbeit industrieller Energieverbrau­
cher bei Krisenvorsorge und -bewältigung 
wurden aufgezeigt. Dazu gehören eine Ri­
sikominderung durch anhaltende Anstren­
gungen zur Energieeinsparung, die BereIt­
schaff zur Investition in moderne betriebli­
che Energieversorgungsanlagen sowie die 
Sicherung des organisatorischen und tech­
nischen Ablaufs von Umschaltungsprozes­
sen für den Fall, daß alternative Energien 
gefahren werden können. Als Fazit zog der 
Vortragende, daß eine wirksame Krisen­
vorsorge und Versorgungssicherheit nur 
durch die Zusammenarbeit aller Marktpart­
ner gewährleistet seien. 

Stromversorgung 
in Krisenzeiten 

Dipl.-Ing . Gottwalt Brückner von der Ba­
denwerk AG, Karlsruhe, berichtete über 
die Stromversorgung in Krisenzeiten. Er 
führte aus, daß nach dem Energiewirt­
schaftsgesetz und ergänzenden Verord­
nungen die Elektrizitätsversorgungsunter­
nehmen (EVU) u. a. gehalten sind, die 
Energieversorgung so sicher wie möglich 
zu gestalten . Darüber hinaus gibt es Geset­
ze und Verordnungen zur Sicherung der 
Energieversorgung in Krisenzeiten, z. B. in 
Mangelsituationen oder für den Span­
nungs- und Verteidigungsfall. 
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Von echten Krisen in der Elektrizltatsver­
sorgung ist die Bundesrepublik Deutsch­
land in den letzten 35 Jahren verschont 
geblieben. Unterbrechungen der Strom­
versorgung waren In der Vergangenheit auf 
technische Storungen, durch Naturereig­
nisse, Matenalfehler und -ermüdungen so­
wie durch Gewaltanwendung, die durch 
Menschen verursacht wurden, zurückzu­
führen. 

Das elektnsche Versorgungssystem ist 
leicht verletzbar. Der betriebliche Katastro­
phenschutz in einem EVU schafft in organi­
satorischer, personeller und technischer 
Hinsicht die Voraussetzung, daß Knsen 
beherrscht werden können. Wesentlich 
hierbei ist die Zusammenarbeit mit Institu­
tionen und Behörden, die durch entspre­
chende Gesetze, Verordnungen und Ver­
einbarungen geregelt 1St. Ein ordnungsge­
mäßes Funktionieren der Zusammenarbeit 
setzt das Schulen, Informieren und ständi­
ge Üben unter EinbezIehung externer 
Hilfskräfte voraus. 

Dem Betnebspersonal, das rund um die 
Uhr bereitsteht, um bel Störungen unver­
züglich einzugreifen, steht eine umfangrei­
che technische Ausrüstung , wie Notstrom­
aggregate, Kabeltrossen, Spezialfahrzeu­
ge usw. zur Verfügung. In dezentralen La­
gern Wird speZielles Reparaturmaterial vor­
gehallen. 

Im Hinblick auf eine mögliche Krise in der 
Energieversorgung sind die EVU kraft Ge­
setz zur Bevorratung bestimmter Mengen 
fossiler Brennstoffe verpflichtet. 

Bestimmte Abnehmer können bereits von 
kurzen Unterbrechungen in der Elektrizi­
tätsversorgung empfindlich betroffen wer­
den. Als vorbeugende Maßnahme wird die­
sem AbnehmerkreiS die Installation von 
Notstromaggregaten empfohlen, die bel 
Aussetzen der offentlichen Versorgung, 
ggf. unterbrechungsfre i, den Elektrizitäts­
bedarf sicherstellen. 

Für alle Abnehmer gilt in einer Energiever­
sorgungsknse der Grundsatz : " Reduzie­
rung des Stromverbrauchs ", die notfalls 
zum Zweck der Energieeinsparung und zur 
Vermeidung von totalen Netzzusammen­
brüchen durch gezielte Abschaltungen er­
zwungen werden kann. 

Betriebliche Katastrophen­
schutz-Planung 

Dipl.-Ing . Werner Halpaap, Abteilung Ar­
beitssicherheit des Bayerwerks Leverku-
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sen, war der Referent, der über Elemente 
einer betrieblichen Katastrophenschutz­
Planung sprach . Er erläuterte die Verpflich­
tung der zustandigen Behörden durch die 
Katastrophenschutzgesetze der Länder, 
für besondere Oblekte Gefahrenbeschrei­
bungen zu erstellen. Es Sind dies Objekte, 
bei denen Ereignisse nicht auszuschließen 
sind, die den Einsatz von Einheiten und 
Einrichtungen des Katastrophenschutzes 
erforderlich machen könnten . Ungeachtet 
dieser Zuständigkeit bestehen Verpflich­
tungen des Betriebes oder des Werkes, 
Vorsorge zur Abwehr von Gefahren für das 
Leben und die Gesundheit seiner Mitarbei­
ter zu treffen . 

Am Beispiel der Bayerwerke erläuterte Hal­
paap die Aufgaben der Werkfeuerwehr, 
Inhalte des Sonderschutzplanes, Verein­
barungen zwischen Werk und Stadt und 
nannte Beispiele von SpeZIalausrüstungen 
der Werkfeuerwehr der Bayer AG. 

Betrieblicher Brandschutz 

Es schloß sich an Dr. Eberhard Merz, Leiter 
Zentrale Technik In der Landesstelle für 
Betriebsschutz, Stuttgart, zum Thema 
" Vorbeugender Betneblicher Brandschutz 
in der Praxis - dargestellt an einem betrieb­
lichen Beispiel ". Dieser Vortrag war als 
Einstieg zu sehen in den Gesamtkomplex 
"Betrieblicher Brandschutz ", denn an­
schließend referierte auch Dipl.-Ing. Ibing 
vom Haftpflichtverband der Deutschen In­
dustrie, Hannover, über "Risikoreduzie­
rung durch praxisorientierte Anwendung 
baulicher Brandschutzmaßnahmen ". 

Baulicher Zivilschutz 

Vier Referenten sprachen in Stuttgart zum 
Themenkreis "Baulicher Zivilschutz -
Hausschutzräume des Grundschutzes" : 
Dipl.-Ing. Kiehne, Baudirektor im Bundes­
ministerium für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau, Bonn; Dipl.-Ing. Bong, 
ebenfalls Bundesministerium für Raumord­
nung, Bauwesen und Städtebau, Bonn; 

Dipl.-Ing. Neckermann, Bundesverband 
für den Selbstschutz, Köln; und Dr. Müller, 
Ministerialrat im Innenministerium Baden­
Württemberg. 

Über Schutzbaukonzeption, Wirkungsan­
nahmen, Schutzumfang, Schutzgrad und 
Schutzbauprogramme der Bundesregie­
rung sprach Hinrich Kiehne, der auch die 
Unterschiede zWischen verstärktem 
Schutz, Teilschutz und Behelfsschutz auf­
zeigte . Ebenso erläuterte er die wichtigsten 
Teile des Schutzbauprogramms der Bun­
desregierung, den Bau von Hausschutz­
räumen, von Großschutzräumen als Mehr­
zweckbauten und die Nutzbarmachung 
vorhandener Bunker und Stollen aus dem 
Zweiten Weltkrieg. 

Die "Schutzraumbelü~ung - lüftungs­
technische Konzeption, Elemente und 
Funktionen der lüftungstechnischen Anla­
gen" war das Thema des Vortrags von 
Dipl.-Ing . Bong, der die technische Gestal­
tung der SChutzraumbelüftung erklärte. 

Von der Technik zur Praxis des Schutz­
raumbaus : Dlpl.-Ing. Neckermann gab in 
seinem Vortrag Hinweise für Planung und 
Ausführung von Hausschutzräumen, Ko­
sten und MögliChkeiten fachlicher Bera­
tung . 

Den "Verfahrensfragen " nahm sich Mini­
sterialrat Dr. Müller an, der die Beantragung 
von Zuschüssen, die steuerlichen Erleich­
terungen und die technische Abnahme der 
Schutzräume behandelte. 

Katastrophenschutz und 
Brandschutz 

Dr. med. Hans Schiller, Werksarztl icher 
Dienst Daimler-Benz AG, Stuttgart, sprach 
zum Thema "Katastrophenschutz in der 
Industrie ". Dabei wurde über die Alarmie­
rung und die personelle Aufstellung der 
verschiedenen Einheiten des betrieblichen 
Katastrophenschutzes in der Industrie be­
richtet. Auf die jährliChen Übungen mit 
Werkfeuerwehr, auf technisches Hilfsper­
sonal und Werksarztlichen Dienst wurde 
besonders hingeWiesen. 

Last not least wurde den Teilnehmern des 
Fachkongresses ein Vortrag von Dr. Min­
genbach geboten, Brand-Oberingenieur 
bei den Chemischen Werken Hüls AG, 
Mari, zum Thema" Die Brandschutzorgani­
sation in den Betrieben". Ausführlich wur­
den dabei z. B. Rechtsgrundlagen, Voraus­
setzungen, Gefahren für die Belegschaft 
oder Alarmpläne besprochen. 



In Münster wurde ein Feldschlachtereigerät getestet 

Im Emstfall wird im Freien geschlachtet 
Einige Probleme während der Übung machten notwendige Verbesserungen erkennbar 

Es war 1974, als der Ministerfür Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten des Landes 
Nordrhein-Westfalen der Stadt Münster ein 
Feldschlachtereigerät zuwies. Es handelte 
sich dabei um ein Gerät der Bundeswehr, 
das von der Bundeswehr benutzt worden 
war, bevor entsprechende Kompanien auf­
gelöst wurden. 1982 wurde das Feld­
schlachtereigerät, das von der Stadt Mün­
ster für den erweiterten Katastrophen­
schutz vorgesehen ist, aufgebaut, um Er­
fahrungen zu gewinnen und die Aggregate 
auf ihre Einsatzmöglichkeit zu überprüfen. 
Es mußten einige Auswechslungen und 
Erneuerungen vorgenommen werden. Die 
Umrüstung erfolgte durch die Hersteller­
firma; die Kosten beliefen sich auf rund 
13000 DM. 

Als städtische Regie-Einheit gibt es in 
Münster einen Veterinärzug, der allerdings 
bei einer großen Übung mit dem Feld­
schlachtereigerät am 28.129. Oktober 1983 
nicht eingesetzt wurde. Es wurden zehn 
Schlachter eines Schlachthofes für die 
Übung verpflichtet; der 1. Instandset­
zungszug des Technischen Hilfswerks 
(THW) übernahm den Aufbau des Feld­
schlachtereigerätes, in dessen Besitz die 
Stadt Münster mehr oder weniger zufällig 
gekommen war. 

Der geplanten Übung wurde der Ausfall 
des Schlachthofes Münster zugrunde ge­
legt. Es sollten Schlachtungen durchge­
führt werden, um den Einsatzwert des Ge­
rätes feststellen zu können . Die organisa­
torischen Vorbereitungen für die Katastro­
phenschutzübung wu rden vom Amt für Zivil­
schutz der Stadt Münster durchgeführt. 

Kleinere Probleme beim Aufbau 

Beim Aufbau des Feldschlachtereigerätes 
ergaben sich kleinere Schwierigkeiten wie 
z. B. die Notwendigkeit eines Gabelstap­
lers für die Verladung der Gerätekisten, die 
Bereitstel lung einer Flutlichtanlage oder 
der große Zeitaufwand der hierin nicht ge­
schulten Helfer für den Aufbau. Das für das 
Schlachten notwendige Wasser konnte 
wegen eines nicht vorhandenen Stand­
rohrs nicht aus einem Hydranten entnom­
men werden. Es wurde von einer Wasser­
zapfstelle des Schlachthofes geholt. Aller-

., 

0 .. Feldschlacht'rel­
gerät gehört. seiner­
zeit der Bundeswehr 
und wurde 1974 der 
Stadt Münster zuge­
wiesen. 

dings zeigte sich im Verlauf der Übung, daß 
die Wasserzapfstelle nicht ausreichend di­
mensioniert war. Es fehlten ferner Batterien 

Die Rinder werden 
geschlachtet. 

für den "Treiber" sowie Munition des 
Schußapparates. Insoweit wurde auf Gerä­
te des Schlachthofes zurückgegriffen. 

ZS·MAGAZIN 3/84 23 



24 ZS-MAGAZIN 3/84 

Anfang. ergaben .Ich 
Schwierigkeilen bei 
der Häulung der 
Rinder. 

Da, Wa • • er Im Brüh­
kess.1 mußle kon­
alanle Temperalur 
haben. 

Die Schweine wurden 
enlhaart. Die Roll­
lI.che waren nach 
AUI.age der Schlach­
ter zu niedrig. 

Zehn Schlachter Im Einsatz 

Am nächsten Morgen war es soweit. Gene­
rator und Dampferzeuger wurden'· durch 
THW-Helfer in Betrieb genommen; zehn 
Schlachter vom Schlachthof Münster ka­
men zum Einsatz. 

Geschlachtet wurden Rinder und Schwei­
ne Etwa 20 Minuten benötigten die Männer 
lür die Schlachlung und Zerteilung eines 
Rindes; bei einem eingespielten Team kä­
me man auf eine Leistung von vier Tieren 
pro Stunde. Vier Männer waren jeweils 
erforderlich, um die Tiere auf das Unterle­
gegesteIl zu hieven, von wo aus sie am 
Schlachtschragen hochgezogen wurden. 

Der erste Bulle wurde mit dem Messer 
enthäutet; später zeigte SIch, daß die Ent­
häutungsapparate, die zum Feldschlachte­
reigerät gehören, sauberer arbeiten als 
Messer. 

Verbesserungen sind notwendig 

Bei den Schlachtungen der Schweine er­
wies sich die Regulierung des Heißwas­
sers Im Brühkessel als problematisch. Der 
Einbau eines Thermostaten, der die Tem­
peratur konstant halt, würde allerdings rund 
2500 DM kosten. 

Auch das auslaulende Blut der Schweine 
verursachte Probleme, denn es lIoßz. T. auf 
den Dampfanschluß und brannte dort so­
fort fest. Die Rolltische, auf denen die 
Schweine enthaart werden, sind nach Aus­
sage der Schlachter zu niedrig. Die Enthaa­
rungsgeräte waren nicht mehr leichlläufig. 
Zahllose Kabel waren nur lose auf dem 
Boden verlegt und bildeten eine Unfallge­
fahr. Hier sind noch Verbesserungen ange­
bracht. 

Nach der Schlachtung wurden die Schwei­
ne solort von einem Veterinär unlersucht 
und anschließend verladen. 

Die Schlachtzeit für die ersten 13 Schwei­
ne betrug eine Stunde. In der nächsten 
Stunde wurden 22 Tiere geschlachtet. 
Nach Ansicht von Fachleuten kann es 
ein gut eingespieltes Team auf eine Dauer­
sChiachIleistung von 25 Schweinen le 
Stunde bringen . 

Für einen Einsatz geeignet 

In der anschließenden Übungsbespre­
chung waren sich die anwesenden Teil­
nehmer einig, daß das Feldschlachterelge­
rät nach der erfolgten Umrüstung für einen 
Einsatz geeignet 1St. Notwendig ist jedoch, 
daß der Untergrund eben und fest ISt und 
eine Wasserentnahmestelle sowie eine 
Abflußmöglichkeit vorhanden sind. 

Bei gleichzellIger Schlachtung von Rindern 
und Schweinen Sind neun Schlachter und 
sieben Hilispersonen für das Schlachten 
notwendig. Dazu kommt Personal für An­
und Abtransport der Tiere sowie fur die 
DarmrelOigung. 



Joachlm Müller 

Rechtsgrundlagen, Voraussetzung 
und Anwendung 

Die neue 
"VBG 4" 
vertangt 
Vel'Cll1twortung 
anI 
Initiativen 
Elektrofachkräften wird wesentl ich 
mehr Bedeutung beigemessen 

Die neue Unfallverhütungsvorschri~ VBG 4 
bringt einige Änderungen und Erweiterun­
gen mit sich . Im Folgenden soll näher dar­
auf eingegangen werden : Wann sie An­
wendung findet und was dabei zu beachten 
ist. Sicher ist, daß die neue VBG 4 viel 
Verantwortung und Initiative verlangt. 

Rechtsgrundlage In der RVO 

Die Unfallverhütungsvorschriften bilden 
neben den staatlichen Arbeitsschutzgeset­
zen und -verordnungen den zweiten öf­
fentl ich-rechtl ichen Vorschnftenkomplex 
auf dem Gebiet des Arbeitsschutzes. Sie 
haben ihre gesetzliche Grundlage in der 
Reichsversicherungsordnung (RVO), die in 
§ 537 Nr. 1 die Verhütung von Arbeitsunfäl­
len als eine der Aufgaben der gesetzlichen 
Unfallversicherung bezeichnet. In § 546 
Abs. 1 verpflichtet sie die Träger der Unfall­
versicherung , mit "allen geeigneten Mitteln 
für die Verhütung von Arbeitsunfällen und 
eine wirksame Erste Hil fe zu sorgen ". 

Träger der Unfallversicherung sind die Be­
rufsgenossenschaften . Die z. Z. 35 ge­
werblichen Berufsgenossenschaften sind 
fachlich - z. T. auch regional - gegliedert. 
Sie umfassen jeweils Unternehmen glei­
cher oder verwandter Gewerbezweige. 

Inhaltlich beziehen sich die Unfallverhü­
tungsvorschriften auf die in einem be­
stimmten Gewerbezweig gemachten Be­
triebserfahrungen. Sie sind Mindestnor­
men, die zur Vermeidung von Unfällen 
eingehalten werden müssen und dienen 
somit den Unfallversicherungsträgern als 
wesentliches Instrument zur Erfüllung ihrer 
gesetzlichen Aufgaben. 

Anwendung der VBG 4 schon bel einer 
Steckdose 

Im folgenden sol l die VBG 4 "Elektrische 
Anlagen und Betriebsmittel" vorgeste llt 

und auf wichtige Punkte und Neuerungen 
hingewiesen werden . Unfallverhütungs­
vorschriften für elektrische Einrichtungen 
gab es schon immer. Es ist bekannt, daß 
der Nicht-Fachmann keine Sicherungen 
flicken, keinen Haartrockner in der Bade­
wanne benutzen und keine Reparaturen an 
z. B. elektrischen Küchengeräten selbst 
durchführen darf. 

Die neue VBG 4 bringt eine Menge Prüfun­
gen, Überwachungen und Messungen an 
elektrischen Anlagen und Einrichtungen, 
die der Sicherheit in vielen Bereichen die­
nen. Die VBG 4 " Elektrische Anlagen und 
Betriebsmittel " findet schon dann Anwen­
dung, wenn eine einzige Steckdose im 
Raum vorhanden ist. 

Neuer Geltungsbereich 

Gegenüber der alten VBG 4, die nur für 
Starkstromanlagen und deren Betriebsmit­
tel galt, ist die neue VBG 4 wesentlich 
erweitert worden. So umfaßt der Geltungs­
bereich jetzt alle Arten und Einsatzzwecke 
elektrischer Anlagen und Betriebsmitte l in 
der Starkstromtechnik, Nachrichtentech­
nik, Informationstechnik und Meß- und Re­
geltechnik. Ebenso gilt die Vorschrift für 
Anlagen mit Kleinspannung. 

Weiterhin ist der Geltungsbereich ausge­
dehnt auf Arbeiten, die in der Nähe von 
elektrischen Anlagen ausgeführt werden . 
Hierzu gehören in erster Unie Erd-, Bau­
und Transportarbeiten, Ausbesserungs­
und Anstricharbeiten in der Nähe von elek­
trischen Anlagen und Einrichtungen. 

Weiterhin stellt die neue VBG 4 in Absatz 3 
des § 2 die Elektrofachkraft wesentlich 
mehr heraus als früher. Nur durch Elektro­
fachkräfte oder unter ihrer Leitung und 
Aufsicht dürfen elektrische Anlagen und 
Betriebsmitte l den elektrotechnischen Re­
geln entsprechend errichtet, geändert oder 
instandgehalten werden . So ist jeder Un­
ternehmer oder Dienststellenleiter ver­
pflichtet, sich der Elektrofachkraft zu bedie­
nen. Außerdem hat er dafür zu sorgen, daß 
Mängel an elektrotechnischen Anlagen un­
verzüglich behoben bzw. mängel be haftete 
Geräte nicht verwendet werden. 

Ständige Prüfung Ist Verpflichtung 

Die wohl wesentlichste Neuerung beinhal­
tet der § 5 derVBG, Prüfungen. Im Wortlaut 
heißt es : 

,, § 5. (1) Der Unternehmer hat dafür zu 
sorgen, daß die elektrischen Anlagen und 
Betriebsmittel auf ihren ordnungsgemäßen 
Zustand geprüft werden 

1. vor der ersten Inbetriebnahme und nach 
einer Änderung oder Instandsetzung vor 
der Wiederinbetriebnahme durch eine 
Elektrofachkra~ oder unter Leitung und 
Aufsicht einer Elektrofachkraft und 

2. in bestimmten Zeitabständen . 

Die Fristen sind so zu bemessen, daß 
entstehende Mängel, mit denen gerechnet 
werden muß, reChtzeitig festgestellt 
werden. 

(2) Bei der Prüfung sind die sich hierauf 
beziehenden elektrotechnischen Regeln 
zu beachten. 

(3) Auf Verlangen der Berufsgenossen­
schaft ist ein Prüfbuch mit bestimmten Ein­
tragungen zu führen. 

(4) Die Prüfung vor der ersten Inbetrieb­
nahme nach Absatz 1 ist nicht erforderlich, 
wenn dem Unternehmer vom Hersteller 
oder Errichter bestätigt wird, daß die elek­
trischen Anlagen und Betriebsmittel den 
Bestimmungen dieser Unfallverhütungs­
vorschrift entsprechend beschaffen sind ." 

Prüffrfsten sind einzuhatten 

Dazu der Wortlaut der" Durchführungsan­
weisungen " zur VBG 4 § 5 (Auszug) : 

"Diese Forderung gilt bei normalen Be­
triebs- und Umgebungsbedingungen -
z. B. bei folgenden elektrischen Anlagen 
und Betriebsmitteln - als erfüllt, wenn ent­
weder die elektrischen Anlagen und Be­
triebsmittel ständig durch eine Elektrofach­
kraft überwacht oder wenn folgende Prüf­
fristen beachtet werden : 

• Elektrische Anlagen und ortsfeste elek­
trische Betriebsmittel sind mindestens alle 
vier Jahre durch eine Elektrofachkraft zu 
prüfen . 

• Elektrische Betriebsmittel, Anschlußlei­
tungen mit Steckern sowie Verlängerungs­
und Geräteanschlußleitungen mit ihren 
Steckvorrichtungen sind, soweit sie be­
nutzt werden, mindestens alle sechs Mo­
nate durch eine Elektrofachkraft oder bei 
Verwendung geeigneter Prüfgeräte auch 
durch eine unterwiesene Person auf siche­
ren Zustand zu prüfen. 

• Fehlerstrom-Schutzschaltungen sind 

- bei fliegenden Bauten arbeitstäglich und 

- bei den übrigen nichtstationären Anla-
gen mindestens einmal im Monat durch 
eine Elektrofachkraft oder bei Verwendung 
geeigneter Prüfgeräte auch durch unter­
wiesene Personen auf Wirksamkeit zu 
prüfen . 

• Fehlerstrom- und Fehlerspannungs­
Schutzschalter sind auf einwandfreie Funk­
tion durch Betätigen der Prüfeinrichtungen 

- bei nichtstat ionären Anlagen arbeitstäg­
lich und 

- bei stationären Anlagen mindestens alle 
sechs Monate zu prüfen . 

• Isolierende Schutzbekleidung, soweit 
sie benutzt wird, ist mindestens alle sechs 
Monate durch eine Elektrofachkraft auf si­
cherheitstechnisch einwandfreien Zustand 
zu prüfen. Die Beschäftigten haben die 
isolierende Schutzbekleidung vor jeder 
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Benutzung auf augenfällige Mängel zu 
überprüfen. 

• Die Beschäftigten haben Spannungs­
prüfer, isolierte Werkzeuge, isolierende 
Schutzvorrichtungen und Betätigungs­
und Erdungsstangen vor jeder Benutzung 
auf augenfäl lige Mängel zu überprüfen. 

• Elektrische Anlagen zum Betrieb von 
Kraftfahrzeugen ohne elektromotorischen 
Antrieb bedürfen keiner wiederkehrenden 
Prüfung, wenn die Grenze der Kleinspan­
nung, ausgenommen in der Zündanlage, 
nicht überschntten wird ." 

Überwachte und ortsfeste 
Betriebsmittel 

Als ständig überwacht gelten elektrische 
Anlagen und Betriebsmittel, z. B. in statio­
nären Betrieben oder Elektrizitätsversor­
gungsunternehmen, die jeweils dauernd 
Elektrofachkräfte beschäftigen, deren Auf­
gabenbereich auch die Instandhaltung und 
Überwachung der elektrischen Anlagen 
und Betnebsmitte l umfaßt. 

Ortsfest sind Betriebsmitte l, wenn sie infol­
ge ihrer Beschaffenheit oder wegen me­
chanischer Befestigung während des Be­
triebes an ihren Aufstellungsort gebunden 
sind (s. VDE 0100/5.73 §3b 2) wie z. B. 
Fernschreibmaschinen, Kühlschränke, 
Heizungsanlagen, Waschmaschinen. 

Nicht ortsfest Sind Betriebsmitte l, wenn sie 
nach Art und üblicher Verwendung unter 
Spannung stehend bewegt werden (s. VDE 
0100/5.73 § 3b) wie z. B. Bohrmaschinen, 
Staubsauger, Hand-Elektroküchengeräte 
oder Handfaßpumpen. 

Stationäre Anlagen sind solche, die mit 
ihrer Umgebung fest verbunden sind , z. B. 
Installat ionen in Gebäuden und auf Fahr­
zeugen (Schaltanlagen, Schaltschränke, 
Verteilungen, Sicherungskästen usw.). 

Tarlf- und Sonderkunden 

Ein Tanfkunde ist jeder Abnehmer, der an 
das normale öffentliche Versorgungs netz 
angeschlossen ist. Dazu zählen grundsätz­
lich alle Haushalte und Grundstücke in der 
normalen Trassenführung der EVU . Als 
Sonderkunde zählt leder Abnehmer, der 
nicht an das normale öffentliche Versor­
gungsnetz angeschlossen ist. Dazu zählen 
grundsätzlich alle Grundstücke, die über 
eine eigene Transformatorenstation oder 
über ein gesondertes Zuleitungs kabel o. ä. 
versorgt werden . 

Der Status - Tarif- oder Sonderkunde -
kann jeweils dem maßgeblichen Stromlie­
fervertrag entnommen werden . Die Unter­
scheidung zwischen Tarif- und Sonderkun­
den ist deswegen von besonderer Wicht ig­
keit , weil in den dazugehörigen Stromlie­
ferverträgen die Verantwortung und Zu­
ständigkeit für die Errichtung, Erweiterung, 
Änderung und Unterhaltung der elektri-

26 ZS-MAGAZIN 3/84 

sehen Anlagen und Einrichtungen einer 
Dienststelle nach § 5 VBG 4 abgeleitet 
werden können. 

Der Anschlußnehmer Ist verantwortlich 

Für Tarifkunden gilt grundsätzlich die " Ver­
ordnung über Allgemeine Bedingungen für 
die Elektrizitätsversorgung von Tarifkun­
den" (AVBEltV) vom 21 . Juni 1979 
(BGBI. I, Seite 684). Hier ist die Verantwor­
tung und Zuständigkeit im § 12 geregelt: 

,,(1) Für die ordnungsgemäße Errichtung, 
Erweiterung, Änderung und Unterhaltung 
der elektrischen Anlagen hinter der Haus­
anschlußsicherung (mit Ausnahme der 
Meßeinrichtungen des Elektrizitätsversor­
gungsunternehmens) ist der Anschluß­
nehmer verantwortlich . Hat er die Anlage 
einem Dritten vermietet oder sonst zur 
Benutzung überlassen, so ist er neben 
diesem verantwortl ich. 

(2) Die Anlage darf außer durch das 
Elektrizitatsversorgungsunternehmen nur 
durch einen in ein Installateurverzeichnis 
eines Elektrizitätsversorgungsunterneh­
mens eingetragenen Instal lateur nach den 
Vorschnften dieser Verordnung und nach 
anderen gesetzlichen oder behördlichen 
Bestimmungen sowie nach den anerkann­
ten Regeln der Technik errichtet, erweitert , 
geändert und unterhalten werden . Das 
ElektriZItätsversorgungsunternehmen Ist 
berechtigt, die Ausführung der Arbeiten zu 
überwachen. " 

Bedingung für die Versorgung 
von Sonderabnehmern 

Für Sonderkunden gilt grundsätzlich die im 
Stromliefervertrag genannte "Bedingung 
für die Versorgung von Sonderabneh­
mern" . Hier wird die Verantwortung und 
Zuständigkeit wie folgt geregelt: 

"a) Das EVU ist berechtigt, jederzeit auf 
eigene Kosten die elektrischen Anlagen 
des Abnehmers auf ihren vorschriftsmäßi­
gen Zustand hin zu prüfen . Der Zutritt zu 
der Abnehmerstation ist nur den dazu 
schriftl ich ermächtigten Beauftragten bei­
der Vertragspartner unter eigener Verant­
wortung jederzeit gestattet . Jede Unregel­
mäßigkeit muß sofort den beiderseits zu­
ständigen Stellen mitgeteilt werden . 

b) Sämtliche vom EVU mit elektrischer 
Energie zu versorgenden Einrichtungen 
des Abnehmers müssen den jeweiligen 
Errichtungsvorschriften des VDE entspre­
chend betrieben und unterhalten werden . 
Dabei sind außerdem die Bestimmungen 
des EVU für die Errichtung von Hochspan­
nungsanlagen zu beachten. 

c) Die notwendigen Arbeiten an und in 
elektrischen Anlagen gem. Abs. b) dürfen 
nur von einem Betriebselektriker nach den 
,Bedingungen für die Zulassung als Be­
triebselektriker' ausgeführt werden. " 

Voraussetzung für die Maßnahmen 
nach § 5 VBG 4 In der Praxis 

Ausschlaggebend für die Durchführung 
der Maßnahmen nach § 5 VBG 4 in der 
Praxis sind also die Kritenen : 

- Tarifkunde 

- Sonderkunde 

- ständig überwachte und 

- nicht ständig überwachte Anlagen. 

Die Zuordnung der Dienststel len ist aus­
schlaggebend für den Umfang und die Zeit­
abstände der Maßnahmen nach § 5 VBG 4. 
Verantwortl iche müssen diese Zuordnung 
zu den vorgenannten vier Gruppen mit 
dem zuständigen EVU als erstes klaren. 

Durchführung der Maßnahmen 

In § 5 der VBG 4 werden dem Unternehmer 
bzw. Dienststel lenleiter zur Kontrolle und 
zur Aufrechterhaltung des ordnungsgemä­
ßen Zustandes Prüfungen auferlegt. Diese 
Prüfungen müssen vor der ersten Inbe­
triebnahme, nach Reparatur oder Ande­
rung sowie in bestimmten Zeitabstanden 
erfolgen. 

Die Arten der Prüfungen sind in den VDE­
Bestimmungen 0105 Teil 1 Abschnitt 6.1.3 
in Verbindung mit Abschnitt 12 vorge­
geben. 

Meßgeräte müssen vorhanden sein 

Die technis ierte Umwelt verlangt heute 
Fachkräfte von hoher Qualität , die vertraut 
sind im Umgang mit Meßgeräten. Zur Erfül­
lung der Maßnahmen nach VBG 4 ist das 
Vorhandensein bzw. die Beschaffung von 
Meßgeräten unumgängl ich. So wird auch 
ein EVU keine " Konzession" oder " Zulas­
sung als Betriebselektnker" erteilen, wenn 
nicht die Forderung nach entspreChenden 
MeBinstrumenten erfüll t und ein Mindest­
maß an Werkstattausrüstung vorhanden 
ist. 

Kosten und Hinweise 

Die Kosten für die Beschaffung der erfor­
derlichen Meßgeräte nach VBG 4 belaufen 
sich auf ca. 2500 DM. Zur Erlangung der 
Konzession beim EVU sind weitere Meß­
geräte Im Werte von ca. 2500 DM erforder­
lich ; hinzu kommen Werkstattausrüstun­
gen im Werte von ca. 5000 DM. 

Die Verantwortung für die Einhaltung der 
Prüflisten liegt beim Betreiber, d. h. er muß 
die Betriebsmittel termingerecht zur Prü­
fung bringen. Dies erfordert, daß die ge­
prüften Geräte ein unverlierbares Kennzei­
chen mit Verfalldatum erhalten. Nur so kön­
nen der Vorgesetzte, die Fachkraft für Ar­
beitssicherheit oder der Sicherheitsbeauf­
tragte bei Betriebsbegehungen an Ort und 
Stelle erkennen, ob noch mit vorschrifts­
mäßigem und sicherem Gerät gearbeitet 
wird. 



Dorothee Boeken 

Rettungshunde bei vielen Organisationen - Die Feuerwehr Wiesbaden verfügt über acht 
voll ausgebildete Hunde mit ihren Führern 

VIelbeinige HeUer 
leisten Beitrag Zl8' Menschenrettung 
Sinnvoller Einsatz der Rettungshunde ist nur in direkter Zusammenarbeit mit Bergungseinheiten möglich 

Gasexplosion plötzl ich in der Nacht. Keiner 
weiß, wie es passiert ist, keiner weiß, wie 
viele Menschen begraben wurden von den 
Trümmern des eingeknickten Dreifamil ien­
hauses. 

Eine fieberhafte Suche beginnt, ein Wett­
laul mit der Zeit. Wo sollen die Helfer mit 
der Suche beginnen? Rufe oder Klopfzei­
chen der Opfer sind nicht zu hören. Die 
schnelle Hilfe : Rettungshunde ! Dank ihrer 
guten Nase können die hilfreichen Vierbei­
ner die Verschütteten aufspüren. An den 
Stellen, wo die Menschen begraben liegen, 
bellen die Hunde, scharren wie wild und 
winseln . Gezielt können nun die Bergungs­
einheiten mit der Arbeit beginnen. Denn sie 
sind sicher, hier Verschüttete zu finden. 
Den Hunden darf man Glauben schenken, 
denn sie sind trainiert. 

Es gibt auch vierbeinige Helfer, die bei 
Katastrophen und anderen Unglücken ih­
ren Beitrag zur MenSChenrettung leisten : 
Gemeint sind die Rettungs- oder Such­
hunde, über die in der Bundesrepubl ik von 
verschiedenen Organisationen verfügt 
wird. 

Früher bildete der damalige Bundesluft­
schutzverband, der später umbenannt wur­
de in Bundesverband für den Selbstschutz, 
Rettungshunde aus. Doch 1974 gab der 
BVS diesen Aufgabenbereich auf. 

Heute haben -neben der Feuerwehr und 
dem Technischen Hilfswerk auch Sanitäts­
organisationen und Vereine vie lfach Ret­
tungshunde. Die Feuerwehr hat jüngst 
ihr " Placet " gegeben und damit die Ret­
tungshundestaffel auch offiziell aner­
kannt. 

Um zu erfahren, unter welchen Ausbil­
dungsbedingungen und nach welchen Kri­
terien die Vierbeiner trainiert werden und 
arbeiten, nahm das "Zivilschutz-Magazin " 
Kontakt auf mit der Wiesbadener Feuer­
wehr, die wie andere auch über eine Ret­
tungshundestaffel verfügt. 

Ihren jüngsten größeren Einsatz hatten die 
Hundeführer der Feuerwehr mit den Vier­
beinern bei der Erdbebenkatastrophe in 
Nordjemen, über die im "Zivi lschutz­
Magazin" ausführlich berichtet wurde. 

Auf dem Obungsge­
lände "Fort Btehler" in 
Wiesbaden: Hier wird 
die Suche nach einer 
vermißten Person In 
zwei Meter Tiefe 
trainiert. 

Hundeführer mit feuerwehrtechnischer 
Ausbildung 

Die Gründung der Rettungshundestaffel 
der Feuerwehr Wiesbaden erfolgte 1969; 
zur Zeit umfaßt die Einsatzstärke acht Hun­
deführer mit voll ausgebildeten Rettungs­
hunden. Alle Hundeführer sind Mitg lieder 
der Freiwill igen oder der Berufsfeuerwehr 
Wiesbaden . Dies ist eine unumstößliche 
Bedingung. Die Hunde selbst sind Privat­
eigentum der Hundeführer. 

Bevor ein Hundeführer zum Einsatzdienst 
kommt, muß er eine feuerwehrtechnische 
Grundausbildung absolvieren , die ihn dazu 
in die Lage versetzt, an der Schadensstelle 
Gefahren und Gefahrenschwerpunkte zu 
erkennen. Die Grundausbildung wird ge­
mäß der Fw DV 2/2 durchgeführt und dau­
ert mindestens 70 Stunden. 

Auch ein Hundeführerlehrgang , der etwa 
40 Stunden umfaßt, gehört zum festen Aus­
bildungsprogramm. Dabei sol len schwer­
punktmäßig die Erkennung der Gefahren 
der Einsatzstelle sowie einsatztaktisch 
richtiges Verhalten erlernt werden. Der Un­
terricht läuft in Theorie und Praxis ab und 
befaßt sich zum Beispiel mit Bau'kunde, 
Typen der Vertrümmerung oder mit dem 
Transport verletzter Personen. 

Leistungsfäh ige und 
nicht schreckhafte Hunde 

Natürlich gibt es auch Voraussetzungen, 
die die Hunde für die Eignung als Rettungs­
hunde erfül len müssen . Vierbeiner, die den 
verschiedensten Rassen angehören und 
Rüden oder Hündinnen sein können, müs­
sen gesund sein und eine körperl iche Lei­
stungsfähigkeit mitbringen . Neben einer 
guten Nasenveranlagung ist es für die 
spätere Arbeit erforderlich, daß die Hunde 
nicht schreckhaft sind. So müssen sie sich 
zum Beispiel unbeeindruckt lassen von 
Rauch, Feuer, Löschwasser oder starker 
Lärmbelästigung . Man denke nur, daß ein 
Hund während des Einsatzes sich von ei­
nem Martinshorn irritieren ließe - sofort 
müßte seine Arbeit abgebrochen werden. 
Diese Eigenschaften, die die Hunde haben 
müssen, werden in langer und mühevoller 
Arbeit bei der Feuerwehr Wiesbaden ge­
übt. Die Hunde werden an Rauch, Lärm 
und auch Feuer sowie an andere Einflüsse 
gewöhnt. 

Nicht zu jung und auch nicht zu alt dürfen 
die Tiere sein, die als Rettungshunde zuge­
lassen werden sollen. In Wiesbaden hat 
man sich auf das Mindestalter der Hunde 
von 14 Monaten und auf das Höchstalter 
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von sechs Jahren festgelegt. Neben die­
sen Kriterien muß das Tier die Rettungs­
hunde-Tauglichkeitsprüfung beziehungs­
weise die Schutzhundeprüfungen I, 11 oder 
111 ablegen. 

Die Ausbildung der Rellungshunde 

Grundsatzlich gl iedert sich die Ausbildung 
des Rettungshundes bel der Feuerwehr 
Wiesbaden In drei Abschnitte : 1. Rettungs­
hunde-Grundausbildung (RH I), 2. Ausbil­
dung fur die Rettungshundeprüfung (RH 11) 
und 3. Ausbildung für die Rettungshunde­
prüfung 111 (RH 111) . Zum Einsatz zugelas­
sen werden nur die Hunde, die mindestens 
die Prufung RH 11 abgelegt haben. 

In Wiesbaden hat die Feuerwehr ein großes 
Such- und Übungsgelande auf dem 
Ubungsplatz der Katastrophenschutzein­
heiten, auf dem " Fort Blehler· zur Verfü­
gung gestellt bekommen, um dort die Ret­
tungshunde ordnungsgemaß ausbilden zu 
können. Mindestens einmal im Jahr fährt 
die Wiesbadener Retlungshundestaffel 
darüber hinaus zur Katastrophenschutz­
schule des Bundes In Bad Neuenahr-Ahr­
weiler, um dort auf dem fremden Gelände 
die Leistungsfähigkeit der Tiere zu über­
prüfen . 

Bei der Feuerwehr Wiesbaden sind die 
Retlungshunde In der Lage, über schmale 
Laufbohlen als Brücke zu gehen, ohne sich 
von laulen und ungewöhnlichen Geräu­
schen wie Kanonenschläge, Hämmer, Sä­
gen, Motoreniarm und ähnl icher Einsatzge­
rausche irritieren zu lassen. Auch Rauch 
und Feuer beeindrucken die Tiere nicht. 
Sie sind fähig, im Trümmergelände unter­
schiedlicher Schichtung Personen In min­
destens 1,5 Meter Tiefe zu orten und zu 
verweisen Die Rettungshunde verweisen 
dabei durchschnittlich auf zwei Personen 
innerhalb von 20 Minuten. Die Anzeige 
einer Person - das "Herrchen" erkennt 
dieses Zeichen sofort - erfolgt dann durch 
Bellen, Winseln, Scharren oder Schwanz­
wedeln . 

Noch leistungsfähiger sind die Rettungs­
hunde, die die Prüfung RH 111 abgelegt 
haben. Sie namlich können vier Personen 
innerhalb von 20 Minuten orten, wobei sie 
auch auf die optische Wahrnehmung Ihrer 
Sucherfolge verZichten müssen, denn die 
Verstecke werden nicht aufgedeckt. Wird 
ein Versteck fa lsch verwiesen, ist übrigens 
die Prufung nicht bestanden. In der Regel 
Wird die Prüfung ,ahrlich einmal durchge­
führt 

In einer Staffel bel ragt die EInsatzstärke 
1/5, das bedeutet 1 EInsalzleiter, 5 Hun­
deführer und 5 Hunde. Die Hundeführer 
sind nicht austauschbar, denn Helfer und 
sein eigener, von ihm ausgebildeter Ret­
tungshund dürfen nie getrennt eingesetzt 
werden Hund und "Herrchen " kennen 
sich lange und haben eine Vertrauensbasis 
fur enge Zusammenarbeit geschaffen. 
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Vier Meter tief liegt 
hier - ebenfalls auf 
dem .. Fort BI,hler" -
eine versteckte Per­
son. Der Hund ver­
weist. 

Bel einem GroBeln •• tz 
lucht ein Rettungs­
hund nach v8ftchOtt .. 
t8n Feuerwehrkam. 
r.den. Das war 1971. 

(Fotol: Feuerwehr 
Wle.baden) 

Der Einsatz der Rellungshunde 

Die Feuerwehr Wiesbaden ist der Über­
zeugung, daß "der Einsatz von Rettungs­
hunden nur in direkter Zusammenarbeit mit 
den Bergungseinheiten Sinnvoll" ist. Dies 
scheint auch konsequent. Was nützt es 
nämlich, wenn Rettungshunde verweisen , 
die Stelle markiert Wird, aber keine Ber­
gungseinhelt unmittelbar mit der Arbeit be­
ginnt? Dies würde den Verschütteten keine 
sofortige Hilfe bringen und eher zur Verun­
sicherung wenn nicht zu unkontrolliertem 
Verhalten der "Zaungäste" führen. 

Ein Einsatz der Rettungshunde würde bei 
der Feuerwehr Wiesbaden wie folgt ausse­
hen beziehungsweise hat Sich In der Praxis 
bereits wie folgt bewahrt . Bel der Arbeit 
eines Suchtrupps wird jeweils ein Hund 
eingesetzt. Verweist der Hund, wird die 
Stelle markiert und der zw8Ite Hund zur 
Kontrollsuche angesetzt. Verweist auch der 
zweite Hund, werden umgehend Ber­
gungsmaßnahmen eingeleitet. Im negati­
ven Fall werden weitere Hunde zur Kontrol­
le eingesetzt. 
Die Such trupps nehmen erst dann Wieder 
die Arbeit auf, wenn die Bergungsmaßnah­
men beendet sind. So soll vermieden wer­
den, daß durch eine Vielzahl von Verweis­
stelle~ der Einsatz des Bergungsdienstes 
zersplittert Wird und damit der Einsatzwert 
dieser Einheit Insgesamt Sinkt. 

Der Einsatzleller der Hundeslaffel 

Der Technische Oberinspektor Bernd Wal­
ter ist bei der Feuerwehr Wiesbaden der 
Einsatzleiter der Rettungshundestaffel. Er 
muß aufgrund seiner Ausbildung In der 
Lage sein, das Einsatzgeschehen insge­
samt zu überblicken und zu beurteilen. 
Zwischen Hundeführer und Einsatzleiter 
muß ein Vertrauensverhältnis bestehen, 
um sinnvolle Einsätze möglich zu machen. 

In Wiesbaden Wird der Einsatzleiter in der 
Regel durch einen Beamten des gehobe­
nen feuerwehrtechnischen Dienstes ge­
steilt. 

Die Wiesbadener Rettungshunde waren 
mit ihren Fuhrern ,n füngster Vergangen­
heit neben verschiedenen Amtshilfeaktio­
nen für die Polizei beZiehungsweise die 
Staatsanwaltschaft - Waldsuche nach ver­
mißten Personen - nach Explosionen oder 
Hauselnstürzen In Bremen (1979: Explo­
sion in der Rolandmuhle), Wiesbaden 
(1981 : Einsturz eines Abbruchhauses, 
1982: Gasexplosion in einem Wohnhaus), 
Bruchköbel bei Hanau (1982 : Explosion 
eines Industriebetriebes) und in Nord­
jemen eingesetzt. Durch verschiedene 
Umstände - das "Zivilschutz-Magazin" 
berichtete - Sind die Rettungshunde in 
Nordjemen allerdings nicht in geWOhnter 
Form zum Einsatz gekommen. 



Gunnar Öhman, Generalsekretär a. D. der finnischen ZIvilverteidigungsorganIsation , Helsinki 

"Schutzräume für 2,3 Millionen 
Menschen" 
SIcherhei tspolitische Aspekte wirken auf die Motivierung des Zivilschutzes in nord ischen Ländern 

Der Zivilschutz als humanitäre Tätigkeit, 
der bauliche Schutz in den nordischen 
Ländern, die Einrichtung eines " Parlamen­
tarischen Zivilschutz-Komitees ' und seine 
Aufgaben sowie eine Umfrage zum Thema 
Zivilschutz sind einige Punkte, die von 
Gunnar Öhmann, Oberst und General­
sekretär a. D. der finnischen Zivilverteidi­
gungsorganisallon, Helsinki, erörtert wur­
den. Anlaß des Vortrags, der sinngemäß im 
folgenden veröffentlicht wird , war die Jah­
reshauptversammlung der Deutschen 
Schutzbau-Gemeinschaft e. V. in Bad Go­
desberg. 

"Auf die Motivierung des Zivi lschutzes in 
nordischen Ländern wirken entscheidend 
die sicherheits politischen, dabei vor allem 
die außen- und mil itärpolitischen Aspekte 
des jeweiligen Landes. Auf diese haben 
auch die Ereignisse während des Zweiten 
Weltkrieges Einfluß genommen. Auf die­
sem Hintergrund muß die Zugehörigkeit 
Norwegens und Dänemarks zur NATO, die 
auf Frieden ausgerichtete Außenpolitik 
Finnlands, der Vertrag über Freundschaft, 
Zusammenarbeit und Beistand mit der 
Sowjetunion sowie die strikte Neutralität 
Schwedens gesehen werden . 

Die Sicherheitspolitik Norwegens ist im 
Rahmen der globalen Strategie zu betrach­
ten : Die geographische Lage Norwegens 
im Norden ist besonders im Hinblick auf die 
See strategie wichtig. Es kommt hinzu , daß 
Ölfunde vor der Küste Norwegens in zu­
nehmendem Maße das Interesse der USA 
und SU für diese Gebiete geweckt haben. 

Die Sicherheits politik Dänemarks ergibt 
sich aus der Verteidigung der Meerengen 
und der oft außer acht gelassenen strategi­
schen Lage GrÖnlands. 

Die militärische Bedeutung der Färöer­
insein nimmt immer mehr zu , was in Däne­
mark das Interesse für das Kalottengebiet 
erhöht hat. Anschließend an die Verteidi­
gung Süd-Norwegens wird auch Däne­
mark in die Besprechungen über das Kal­
lottengebiet mit einbezogen. 

Viel Geld für die Verteidigung 

Schweden ist vor allem ein Staat der Ost­
see ; aber eine bedeutende Rolle spielt auch 
die Verteidigung des Kalottengebietes. Die 

strategisch wichtige Rolle, die der Nord­
Atlantik und vor allem das Barents-Meer 
spielen, reflektiert auch in Verteidigungs­
anordnungen Schwedens. Die Interessen 
Schwedens für den Nord-Atlantik sind vor 
allem Versorgungsfragen : Das internatio­
nale Geschäft ist sehr wicht ig für Schwe­
den. Alle Störungen auf dem Nord-Atlantik 
wirken sich unmittelbar in der Wirtschaft 
Schwedens, und damit auch in seiner Lan­
desverteidigung aus. 

Schweden sieht jedoch keinen Anlaß, die 
Grundsätze seiner Sicherheitspolitik zu än­
dern, obwohl die strategische Bedeutung 
des Kalottengebietes deutlich zugenom­
men hat. Schweden befolgt traditionell eine 
von Allianzen freie Neutralitätspolitik. Um 
diese Neutralität glaubhaft zu sichern , muß 
das Land viel Geld für seine Verteidigung 
aufwenden. Obwohl demnächst in der 
Armee einige Einschränkungen vorge­
nommen werden müssen, sind die Vertei ­
digungskosten pro Person in Schweden 
höher als in irgendeinem anderen Lande 
West-Europas. 

Die außenpolitischen Richtlinien der finni­
schen Präsidenten J. K. Paasikivi, Urho 
Kekkonen und nun Mauno Koivisto sind 
hauptsächlich gewesen, die Interessen der 

Ein Felsenschutzraum 
entsteht: Für die Ver­
legung von Leitungen 
werden Bolzen In den 
massiven Felsen ge­
trieben. 

SU in Finnland vor allem auf militärpoliti­
sche oder strategische Gegebenheiten zu 
beschränken; die ideologischen Aspekte 
bl ieben dabei unwesentlich . Bei Betrach­
tung der völkerrechtlichen Sicherheits­
aspekte der SU gibt die Haltung Finnlands 
zu keiner Befürchtung Anlaß. 

Beispiel freiwilliger Einheitlichkeit 

International betrachtet ist die nordische 
Zusammenarbeit ein einzigartiges Beispiel 
von freiwill iger Einheitlichkeit, die sich auf 
viele Lebensbereiche erstreckt. 

Finnland stützt die Charta der Vereinten 
Nationen und erstrebt, die Prinzipien und 
Ziele der Vereinten Nationen zu verwirkli­
chen. Finnland hat an beinahe allen Frie­
densoperationen teilgenommen, entweder 
Truppen gesandt oder Geld ausgegeben. 

Die wirtschaftlichen Ressourcen der ein­
zelnen Länder, die immer drohende Wahr­
scheinlichkeit von Katastrophen, das Aus­
blenden von Krieg und die Innenpolitik 
haben auf die Motivierung des Zivi lschut­
zes eingewirkt. Die Struktur des Staats­
wesens ist in großen Zügen in allen nor­
dischen Ländern gleich . 

ZS-MAGAZIN 3/84 29 



Zivilschutz - eine humanitäre Tätigkeit 

Die Grundlagen des Zivilschutzes sind in 
allen nordischen Ländern ähnlich : Schutz 
des Lebens und des Eigentums der Men­
schen im Kriege und anderen Katastro­
phen sowie Linderung der Folgen. Zivil­
schutz ISt eine waltenlose, humanitare Tä­
tigkeit, die fester Bestandteil der gesamten 
Landesverteidigung ist. 

In letzter Zeit wurden vom Zivilschutz auch 
Dienste In Friedenszeiten verlangt. Dem­
zufolge sollte Zivilschutz so viel wie mög­
lich mit den Verwaltungsämtern und Orga­
nisationen des Staatswesens verbunden 
sein. In Finnland ist diese Forderung be­
reits realisiert worden, In anderen nor­
dischen Landern werden Untersuchungen 
in dieser Sache vorgenommen, Neuregu­
lierungen sind zum Tell schon eingeführt 
worden. 

Die nordischen Lander gehen bel Ihren 
Schutz maßnahmen In erster Linie von der 
Annahme eines Krieges mit konventionel­
len Walten aus. Sie glauben, daß Kernwaf­
fen in einem universalen Krieg verwendet 
werden können . Würden Kernwalten in Eu­
ropa eingesetzt, waren die nordischen Län­
dern wahrscheinlich auch dann nicht Ziel­
gebiete. Dennoch wird dem Schutz vor 
radioaktivem Niederschlag große Aufmerk­
samkeit gewidmet. Der Schutz vor chemi­
schen Walten wird gleichfalls berücksich­
tigt. 

In allen nordischen Ländern ist der Zivil­
schutz gesetzlich vorgeschrieben . 

In Finnland begann die ZS-Tätigkeit auf 
freiwilliger Basis schon im Jahre 1927 Das 
ZS-Gesetz wurde 1939 eingeführt. 

Das zur Zelt gültige Gesetz ist vom Jahre 
1958 und die auf Ihm basierende Verord­
nung vom Jahre 1959. Der Staatsrat kann 
verordnen, daß leder finnische Staatsange­
hörige zWischen 16 bis 64 Jahren zu Zivil­
schutzaufgaben herangezogen wird. Dem 
Zivilschutzgesetz liegt die Auffassung zu 
Grunde, daß sich alle zuständigen Behör­
den und Organisationen für die ZS-Aufga­
ben vorbereiten sollen . 

ZS-Behorden ubernehmen die allgemeine 
Planung, Leitung, Überwachung und Koor­
dlnierung des Zivilschutzes. Der Staatsrat 
faßte am 24 . Januar 1973 einen Beschluß, 
wonach der Zivilschutz so organisiert wird, 
daß er auf der Verwaltung normaler Zelten 
und den Zustandigkeiten der betreltenden 
Behörden und Organisationen aufbaut, de­
ren Aufgaben und Pflichten auch ange­
sichts der Forderungen In Ausnahmever­
hältnissen und entspreChenden Situatio­
nen übernimmt. 

Baulicher Schutz 

Die Schutzraume sind In allen nordischen 
Ländern nach gesetzlich vorgeschriebe­
nen RIchtlinien, wlssenscha~lich-techni-
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schen Untersuchungen und Prüfungen so­
wie genauen Normen gebaut worden. 
Noch vor einigen Jahren war die Evaku­
ierung als eine mit dem baulichen Schutz 
gleichwertige Schutzmaßnahme betrachtet 
worden. Jetzt haben die Schutzräume Prio­
rität, obwohl die Evakuierung in den nor­
dischen Ländern viel leichter als In Mittel­
Europa wäre. 

Bel den gesetzlichen Voraussetzungen ha­
ben alle vier nordischen Länder einen 
hochstehenden Zivilschutz. Zivilschutz un­
tersteht grundsätzlich der Zivilverteidi­
gung; in Norwegen dem Justizministerium, 
in Dänemark und ,n Finnland dem Innenmi­
nisterium. Schweden macht in dieser Hin­
sicht eine Ausnahme; dort untersteht der 
Zivilschutz dem VerteidigungsministerIum. 
Das leitende Verwaltungsorgan ist in den 
nordischen Landern mit Ausnahme von 
Finnland das Zivilschutz-Amt. In Finnland 
werden die Zivilschutzaufgaben von der 
Rettungsabteilung des Innenministeriums 
wahrgenommen. 

Partamentarfsches Zivilschutz-Komitee 

In allen nordischen Ländern vollzieht sich 
die eigentliche Arbeit innerhalb sogenann­
ter Zivilschutzgebiete, welche wieder mit 
der Provinz- und Militärbezirksverteilung 
zusammenfallen. Der Gouverneur, unter­
stützt von der Provinzverwaltung, leitet den 
Zivilschutz, der grundSätzliCh in drei grö­
ßere Bereiche unterteilt ISI: allgemeiner 
Zivilschutz, selbsttätiger Zivilschutz sowie 
Schutz der Industrie und Betriebe. In Finn­
land gehört der letztgenannte zum selbst­
tätigen Schutz. Die kommunale Zivil­
schutzbereitschaftist In der Schlüsselposi­
tion. In Finnland ist sie am weitesten durch­
geführt, vor allem deshalb, weil die Ge­
meinden und Privatpersonen beinahe alle 
Kosten für Ihren Schutz selbst zu tragen 
haben. In anderen nordischen Ländern 
werden fast alle diese Kosten vom Staat 
übernommen. 

Der Selbstschutz ist in Finnland am besten 
innerhalb der sogenannten Schutzeinheit 
entwickelt worden. Das gilt auch für den 
Schutz der Industrie und Betriebe sowie für 
den Schutz der Wohnhäuser. In Schweden 
und Norwegen ist der Industrieschutz Sa­
che der Arbeitgeber, wahrend er in Dane­
mark von den Gemeinden besorgt wird. 

Das Neueste, das man Im Zivilschutz in 
Finnland durchgeführt hat, ist die am 
27 . Marz 1981 erfolgte Einrichtung des 
parlamentarischen Zivilschutz-Komitees 
für Entwicklung des Zivilschutzes. In der 
PraxIs kann dies auch kleine Veränderun­
gen in der Gesetzgebung zur Folge haben. 

Zum Vorsteher des Komitees wurde der 
Gouverneur der Provinz Mittel-Finnlands 
gewählt. Das Komitee hatte 14 Mitglieder 
aus sechs Parteien und sieben Sachken­
ner. Die Aufgabe des Komitees war die 

Klärung folgender Fragen, bezogen auf 
den Bedarf in den 80er und 90er Jahren: 

• Schutz der Provinzen und KleInhausge­
biete sowie Einteilung des Staatsgebietes 
in Schutzobjekt- und Kontrollgebiete. 

• Grundlagen des baulichen Schutzes und 
Verpflichtung zum Schutzraumbau unter 
Berücksichtigung des Entwicklungstandes 
in der Bautechnik. 

• Bedarf an persönlichen Schutzgeräten 
sowie Aufklärung über Kostenauswirkun­
gen gemäß EntWIcklungsplanungen und 
Finanzierungsbedurfnissen. 

• Ausarbeitung eines Vorschlages zur 
Durchführung notwendiger Maßnahmen. 

Die Arbeit des Komitees sollte bis 31. 12. 
1982 fertig sein; praktisch war sie jedoch 
erst am 31. 3. 1983 beendet. 

Schutzräume für rund 2,3 Millionen 
Personen 

Schutzräume sind In Finnland gesetzlich 
vorgeschrieben und nach dem Kriege vom 
Jahre 1955 an gebaut worden . Es gab 
Anfang 1982 Schutzräume insgesamt für 
etwa 2,3 Millionen Personen (mehr als 70 
Prozent der Bevölkerung) Die Verpflich­
tung, einen Schutzraum zu bauen, trifft 
jeden Besitzer eines mehr als 3000 cbm 
großen Stein- oder damit vergleichbaren 
Neubaues; außerdem bauen Staat und Ge­
meinden allgemeine Schutzräume. 

Die Schutzräume gehören der Klasse SI, 
S 3 und S 6 an. Der Schutzraum S 1 oder 
S 3 kann aus Stahlbeton sein oder in einem 
Felsenraum eingerichtet werden. Der 
Schutzraum S 6 ist im Felsen gebaut. 

Als Felsenräume SI , S 3 und S 6 werden 
solche Schutzräume betrachtet, deren 
Konstruktion außergewöhnlichen Bela­
stungen, und zwar auch Druckwellen von 
1 und 6 Atmosphären standhalten kann. 

Die Schutzräume S 1, S 3 und S 6 haben 
folgende Belegungskapazitäl: 

S 1 höchstens 150 Personen 

S 3 höchstens 750 Personen (im Schutz­
raum aus Stahlbeton) 

S 3 höchstens 1500 Personen (im Felsen­
schutzraum) 

S 6 unbegrenzte Anzahl von Personen. 

Die Kosten der Felsenschutzräume Sind 
bedeutend höher als dielenigen der ande­
ren Schutzraume, da deren Verwendungs­
möglichkeiten auch In der Friedenszeit viel 
größer sind. 

Aufgaben des Zivilschutz-Komitees 

Das Komitee hatte insbesondere folgende 
Aufgaben: 

• Schutz der Provinzen und Kleinhausge­
biete und Distrikte der Schutzoblekt- und 
KontrOllgebiete festzustellen, 



• Grundlagen für den Schutzraumbau 
festzusetzen unter Berücksichtigung der 
Entwicklung der Konstruktionstechnik und 

• Persönliche Schutzausrüstung zu be­
stimmen. 

Das Komitee hat seinen Bericht abgege­
ben und dabei die entsprechenden Kosten 
geschätzt. Dazu behandelte das Komitee 
die Bereiche Administration. Alarm-Sy­
stem. Schulung. Information. Untersu­
chung sowie Unterstützung der Provinzen 
im Zivilschutz. 

Im Hinblick auf den radioaktiven Nieder-

ParkmöglIchkeiten tür 
220 Fahrzeuge In eI­
nem Felsenschutz­
raum In Helslnkl. Für 
6000 Personen bietet 
er Im Verteidigungstall 
Schutz. 

schlag entschied das Komitee. daß der 
Schutz vor Strahlung so erweitert werden 
soll. daß er auch Provinzen zu decken 
vermag. Das Ziel ist. die Kosten abzusen­
ken. aber nicht das Schutzniveau. Es be­
deutet u. a .. daß die Baupflicht der Haus­
schutzräume gestärkt wird. Die jetzige 
Baupflicht bei einem Haus von 3000 cbm 
wird angesetzt bei einer Gesamtbodenflä­
che von 1000 m2. Die Benutzung der 
Schutzräume in Friedenszeiten wird er­
laubt. 

In Sachen Schutzausrüstung behandelte 
das Komitee nur die Schutzmaskenfrage. 

Ein Hallenschwlmrn­
bad im Felsenschutz­
raum - die Nutzung in 
Friedenszeiten. 

Ebenfalls friedensmä-
81g genutzt werden die 
TIschtennisanlagen, 
die sich in einem 
Felsenschutzraum 
befinden. 

Die Herstellung von 400000 benötigten 
Masken würde neun Jahre in Anspruch 
nehmen. 

Politik der Schutzbauten in Finnland 

Folgende Punkte müssen als sich auf die 
Sicherheitspolitik wirkende Faktoren be­
handelt werden: 

• Alle Einwohner sind zu schützen. 

• Das erforderte Schutzniveau. z. B. die 
Bombengröße. die Bedeutung der Kern­
waffen und anderer Massenvernichtungs­
waffen, muß geklärt werden. 

• Militärobjekte und im allgemeinen die für 
Landesverteidigung wichtigen Stellen sind 
zu schützen . 

• Der Schutz der Menschen zu Hause. in 
der Arbeit und in Bewegung muß gesichert 
sein. 

• Dauer der Krise. 

• Soll die Konstruktion der Schutzräume 
nur auf den Bau der neuen Häuser be­
grenzt sein? 

• Wie sieht die ökonomische Kapazität des 
Landes aus? 

• Wie sind die Kosten zwischen Staat. 
Provinzen. Verwaltung und Einzelnen ge­
teilt worden? 

Der Staat baut Schutzräume in Flugplätzen 
und Zentral bahnhöfen. Die Provinzen sind 
verpflichtet. Schutzräume in Häfen. Bus­
stationen. KommandosteIlen und Aufent­
haltsorten zu bauen. Die Teilung der Ko­
sten. Normen etc. sind von behördlichen 
Verordnungen und Beschlüssen der ent­
sprechenden Ministerien abhängig. 

Die Forderung. die Schutzräume aus öko­
nomischen Gründen in Friedenszeiten zu 
nutzen. ist ganz bedeutend geworden. In 
diesem Sinne bieten die Felsenschutz­
räume die besten Möglichkeiten. 

Wenn kollektive Schutzräume gebaut wer­
den, ist darauf zu achten, daß sie schon im 
Zusammenhang mit neuen Gebäuden ge­
baut werden. Werden sie erst nachträglich 
gebaut. führt die Verspätung zu steigenden 
Kosten. 

Es ist im Sinne der SiCherheitspolitik wich­
tig. in welcher Zeitspanne die Schutzräume 
ihrer eigentlichen Zivilschutzbenutzung 
zugeführt werden können. In Finnland be­
trägt die Zeit z. B. 24 Stunden. Es ist mög­
lich. daß in Zukunft diese Zeit viel kürzer in 
den Gebieten wird. wo Katastrophengefahr 
beständig existiert, wie in der Nachbar­
schaft von Kernkraftwerken. der chemi­
schen Industrie usw. 

Felsenschutzräume haben Priorität 

Evakuierung wurde früher für sehr wichtig 
erachtet. Nun hat der Felsenschutzraum 
Priorität bekommen. Es folgt daraus zu­
nächst. daß die Verteidigung kleiner Länder 
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mehr und mehr auf regionalen und lokalen 
Kampf basiert. 

Eine wichtige Frage ist, wie viele Menschen 
aus psychologischen, Unterhalts- und lei­
tungstechnischen Gründen in einem Raum 
gemeinsam geschützt werden können? 
Der größte Schutzraumkomplex in Helsinki 
umfaßt 11650 und in Tampere 16500 
Plätze. Eine Teilung solcher Schutzräume 
in Sektoren ist absolut notwendig . Der 
möglichst zweckdienliche Gebrauch des 
Schutzraumes in Friedenszeiten sollte 
sorgfältig betrachtet werden. 

Felsenschutzräume in Finnland werden 
meistens als Depot und Parkplatz in Stadt­
zentren gebraucht; in der letzten Zeit auch 
für Musikdarbietungen, Sport und ähnliche 
Zwecke. Einige wichlige Informations-, 
Leitungs-, Kommando-, Untersuchungs-, 
Hospital-Laboratoriumszentren , Rund­
funkstud ios, Industrieanlagen und ständige 
Ausstellungen sind ebenfalls in Felsen­
schutzräumen untergebracht. 

Eine interessante Anlage ist der Päijänne­
Tunnel für Wasserlieferung im Helsinki­
Gebiet. Dieser Tunnel ist der langste in der 
Welt : 120 km lang, 15,5 m2 groß und 
30-130 m unter der Erdfläche in PrimärteI­
sen. Eine wichtige Anlage ist auch die 
Metro-Linie im Helsinki-Gebiet: elf Kilome­
ter lang mit fünf Stationen für Zivilschutz­
zwecke, die 17000 Menschen aufnehmen 
können. Die Hekanlemi-Stalion z. B. hat 
4000 Schutz plätze. 

Umfrage zum Thema Zivilschutz 

Die Planungskommisson der Landesver­
teidigungsinformation hat etwa tausend 
Menschen ab 15 Jahre über Zivilschutz 
befragt. Mehr als die Häme der Antworten­
den glaubt nicht, daß starke Intensivierung 
der Zivilschutzaktivitäten Angst vor dem 
Krieg hervorrufen würde. Diese Meinung 
vertreten allerdings 42 Prozent. Über Drei­
viertel der Antwortenden bejahten die 
Mehraufwendungen für den Zivilschutz, 
,obwohl sie auf Kosten anderer Bedürf­
nisse' gehen. Jeder vierte der Antworten­
den betrachtet den Zivilschutz Im Kriegs­
falle als unnötig ; der Rest hat unterschied­
liche Ansichten. 71 Prozent meint, die Zivil­
schutztätigkeiten in Finnland selen unzu­
re ichend, 22 Prozent denken, er werde den 
Bedürtnissen gerecht. 60 Prozent der Be­
fragten halten den Hausnotvorrat für unnö­
tig und 36 Prozent für nötig. 

In einer Untersuchung derselben Kommis­
sion wurde im Dezember 1982 gefragt, ob 
das Land für Krisenzustände ausreichend 
vorbereitet sei. 28 Prozent der Antworten­
den vertraten die Ansicht, daß die einge­
setzten Mittel im Hinblick auf die ökonomi­
sche Kapazität des Landes und die Bedürt­
nisse des ZS passend verwendet worden 
waren; für drei Prozent war es zu viel; für 63 
Prozent zu wenig. 
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Überdruckventile und Notausstieg elnel Felsen­
Ichutzraumel. 

Einigkeit der Parteien 

Was die Stellungnahme der Vertreter der 
sechs Parteien im parlamentarischen Ko­
mitee angeht, waren sich die Rechts-, Zen­
trums- und Linksparteien in allen großen 
Fragen einig, also auch in der Schutzraum­
frage. Ubereinstimmung herrscht auch 
darin, daß Zivilschutz ein Teil der Sicher­
heitspolitik ist und demzufolge die aktive, 
auf die Erhaltung des Friedens ausgerich­
tete Verteidigungspolitik unterstützt. 

Die Parteien waren sich über ein mäßiges 
Ansteigen der Kosten einig . Besonders 
wurde die Erhöhung des Anteils des Staa­
tes unterstrichen. Von den neuen Ausga­
beposten kann man u. a. die Aufklärung 
über die Schutzraumlage, die Erweiterung 
des Schutzraumbauplanes (geschützte 
Räume 100000-200000 jährlich), die Er­
gänzung des Alarmsystems und Material­
anschaffungen erwähnen. Die Gesamtzu­
nahme beträgt über 100 Mio. FmK jährlich. 

Einstellung der Ärzte 

Die Absicht der ,Ärzte gegen Atomkrieg' 
ist, den Militärgroßmächten zu zeigen, wie 
verderblich die Folgen eines Atomkrieges 
für die Gesundheit sind, und wie Ineffektiv 
die Sanitätssysteme sind, den im Krieg 
Überlebenden Hilfe zu leisten. Auch in 
Finnland ist ein gemeinsamer Ausschuß 
der Ärztevereinigungen in dieser Richtung 
tätig. Seine Auffassung hat sich in Finnland 
weit verbreitet, aber leider nicht rein und in 
der ursprünglichen Absicht. In einigen In­
formationsorganen hat man wiederholt dar­
zulegen versucht, daß sich die Tätigkeit der 
finn ischen ,Ärzte gegen Atomkrieg' in der 
Hauptsache auch gegen die ZS-Organisa­
tion richte. 

Es ist daher nötig, klar festzustellen, daß 
der gemeinsame Ausschuß der Ärztever­
einigungen sich von Anfang an von Einstel­
lungen gegen nationalen ZS, Landesver­
teidigung und friedliche Anwendung der 
Kernkraft losgesagt hat. Diese Entschei­
dung wurde getroffen, um die ganze Ärzte­
schaft für diese Sache zu gewinnen. Dies in 
der Öffentlichkeit darzustellen, scheint je­
doch schwer. Es gibt Kreise, die die fal-

schen Informationen hartnäckig aufrecht­
erhalten wollen. 

Die finnische Ärzteschaft hat sich bel der 
Unterzeichnung des Kommuniques über 
den Atomkrieg praktisch vollkommen ein­
heitlich beteiligt. Es enthielt kein Wort, das 
sich gegen Zivilschutz und gegen Landes­
verteidigung ausgesproc en hat. 

Demonstration alleine Ist kein 
ausreichender Schutz 

Im gerade fertig gewordenen Bericht des 
parlamentarischen Komitees ist erwähnt, 
daß die sicherheitspolitische Lage auf die 
Entwicklung des ZIVilschutzes einWirkt. 
Das einzige effektive Mittel, die Bevölke­
rung vor dem Atomtod zu schützen ist, den 
Atomkrieg von vornherein zu verhindern. 
Erhaltung des Friedens und Verhinderung 
der Anwendung von Massenvernichtungs­
waffen sind Ziele, die die offizielle Sicher­
heitspolitik des Landes und auch die öffent­
liche Meinung im Hinblick auf unsere allge­
meine Sicherheit für wichtig halten. 

Wenn die Bemühungen um die Sicherheit 
des Frieden jedoch scheitern, ist das Ziel 
der Sicherheitspolitik das Bewahren der 
Selbständigkeit, die Verteidigung des Lan­
des und die Schaffung der Überlebens­
möglichkeiten seiner Bürger. Die militärpo­
litisch wichtigen Gebiete Lappland und 
Süd-Finnland sind auch Schwerpunkte des 
Zivilschutzes. Die von Finnland anerkannte 
Verteidigungsdoktrin - das lerrltoriale Ver­
teidigungssystem - hat den Zivilschutz vor 
ganz neue und anspruchsvolle Aufgaben 
gestellt. 

Die Verteidigungskraft Finnlands kann man 
nicht so dimensionieren, daß ein mit Kern­
waffen geführter Angriff abgewehrt werden 
könnte. 

Einsatz von Atomwaffen nur gegen unser 
Land ist nicht wahrscheinlich . Beim Aus­
bruch eines globalen Krieges muß die 
Situation jedOCh unter einem anderen Ge­
sichtswinkel betrachtet werden, da es in 
der Nähe der Grenzen viele strategisch 
wichtige Ziele gibt. 

Im Zweiten Weltkrieg wurden Kampfgase 
nicht verwendet, Ende 1944 an der Ost­
front aber erwogen. Wahrscheinlich ISt aus 
Furcht vor einem Vergeltungsangriff davon 
Abstand genommen worden. Trifft dies 
heute auch für den Einsatz der Atomwaffen 
zu? Die Zukunft wird es lehren. 

Es ist jedoch Tatsache, daß es Kern- und 
chemische Waffen gibt, die jederzeit einge­
setzt werden können. Nur Zuversicht und 
Hoffen darauf, daß diese Waffen auf Grund 
ihrer großen Vernichtungskraft nicht ver­
wendet würden, ist kein ausreichender 
Grund für die Vernachlässigung des Schut­
zes. Auch die Demonstration allein gegen 
diese Waffen ist keine ausreichende Maß­
nahme." 
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Bundesverband für den Selbstschutz 
Zwischen Nord· und Ost see 

Eu!ln. Der Landrat von Ostholstein, 
Dr. Wolfgang Clausen, stellte in Eutin 
die vom Bundesministerium für Ernäh­
rung , Landwirtschaft und Forsten her­
ausgegebene neue Broschüre "Empfeh­
lungen für den Selbstschutz in landwirt­
schaftlichen Betrieben" vor. Dr. Clausen 
unterstrich dabei die Notwendigkeit, 
durch Selbstschutz auch in landwirt­
schaftlichen Betrieben Vorsorge zu tref­
fen für Katastrophen oder einen Vertei­
digungsfall. Vorsorge sei keine Panikma­
che, sondern verantwortungsbewußtes 
und vorausschauendes Handeln. Zwar 
würden Gedanken an Notfälle gern ver­
drängt, sie träfen aber die unvorbereitete 
Bevölkerung dann um so überraschen­
der. Das hätten die Sturmflut- und 
Schneekatastrophen vergangener Jahre 
gezeigt. 

Staat und Kommunen könnten, so 
Dr. Clausen, zwar die notwendigen Vor­
aussetzungen für einen wirksamen 
Schutz der Bürger schaffen, ohne die 
eigene Vorsorge des Bürgers, ohne sei­
ne Selbsthilfe seien die staatlichen Maß­
nahmen jedoch nicht ausreichend. Der 
Landrat empfahl nachdrücklich, die in 
der Broschüre gegebenen Anregungen 
aufzugreifen. 

Über Einzelheiten des Selbstschutzes in 
der Landwirtschaft informierten BVS­
Landesstellenleiter Dr. Heinrich Sahlen­
der und BVS-Mitarbeiter Peter Schütt 
die Landwirte Schleswig-Holsteins in 
einer fast zehnminütigen Sendung im 
Landfunk des NDR. 

Berichte aus Hamburg 

Hamburg. Vier Titel bei den Deutschen 
Meisterschaften, dreimal Gold bei einer 
Weltmeisterschaft, zweimal Silber, drei­
mal Bronze und dazu ein Weltrekord: 
Das ist eine Erfolgsbilanz, die eine kom­
plette Mannschaft auszeichnen würde. 
Doch alle diese sportlichen Triumphe 
hat 1983 eine Hamburger Hausfrau ge­
sammelt - im Rollstuhl! 

Die ehrenamtliche BVS-Fachlehrerin 
Monica Bartheidel hat ihr schweres 
Schicksal mit Bravour gemeistert. Vor 
sechs Jahren hatte sie einen Arbeitsun­
fall : Querschnittslähmung. "Nach zwei 
Jahren fiel mir die Decke auf den Kopf. 
Ich mußte etwas unternehmen", sagt sie 
heute. 

Zuerst spielte sie Tischtennis. Dann ver­
suchte sie sich auch in leichtathletischen 

Disziplinen und stellte mit 7,02 Meter 
einen Weltrekord im Kugelstoßen auf. 
Jetzt ist Monica Bartheidel Mitglied des 
Vereins für Therapeutisch-Sportliches 
Reiten und Rollstuhlsport. Im Juni fliegt 
sie zu den siebten "World Wheelchair 
Games" nach IIlinois (USA). 

Nachrichten aus Bremen 

Bremen. Eine 13köpfige RedakteUls­
gruppe der" Bremer Jugend-Presse· in­
formierte sich beim BVS über Aufgaben 
und Ziele des Zivilschutzes. BVS-Lan­
desstellen leiter Diethelm Singer vermit­
te lte den Jugendlichen auch umfangrei­
che Informationen über Möglichkeiten 
und Grenzen des Selbstschutzes in der 
Bundesrepublik. 

Oie Aufgaben und Ziele des ZIvIlschutze. - ein 
interessantes Thema für 13 Redakteure der 
.. Bremer Jugend·Presse". (Foto: Woltemath) 

Singer wies in seinem Vortrag unter an­
derem darauf hin, der Selbstschutz um­
fasse sowohl die Vorsorge vor Katastro­
phen als auch vor einem möglichen, 
aber hoffentlich nie eintretenden Vertei­
digungsfall. Zwar sei ein hundertprozen­
tiger Schutz aller Bürger nicht möglich, 
doch sollten die einzuleitenden Maßnah­
men ein größtmögliches Maß an Schutz 
und Sicherheit gewährleisten. "Dazu ist 
es erforderlich, daß nicht nur die Mitar­
beiter und freiwilligen Helfer in den Ka­
tastrophenSChutz-Organisationen über 
umfassende Kenntnisse verfügen, son­
dern auch, daß möglichst viele Bürger 
im Selbstschutz ausgebildet sind", be­
tonte Singer. 

Quer durch Niedersachsen 

Wilhelmshaven. BVS-Landesstellenlei­
ter Edgar Sohl nahm an einer Arbeitsge­
meinschaft der ehren- und hauptamtli­
chen Mitarbeiter der Dienststelle Wil­
helmshaven teil. Dienststellenleiter 
Werner Pietz gab dabei einen Überblick 
über die Leistungen der Dienststelle in 

den Bereichen Ausbildung und Öffent­
lichkeitsarbeit des Jahres 1983. Aus der 
Veranstaltungsplanung für 1984 erläuter­
te Pietz die Schwerpunkte des kommen­
den Jahres. 

Sohl dankte allen Mitarbeitern für die 
geleistete Arbeit und zeichnete den eh­
renamtlichen BVS-Fachlehrer van Loh 
für seine besonderen Verdienste um 
den Verband mit der BVS-Ehrennadel 
aus. Van Loh ist seit 1963 ehrenamtli­
cher Helfer beim BLSVlBVS. In den 
20 Jahren seiner Verbandszugehörigkeit 
hat er verschiedene Funktionen wahrge­
nommen, unter anderem war van Loh 
lange Jahre ehrenamtlicher Leiter der 
ehemaligen Dienststelle Emden. 

Dem ehrenamtlichen Helfer Heinrich 
Diring, der aus gesundheitlichen Grün­
den aus dem Verband ausschied, über­
reichte Dienststellenleiter Pietz eine 
Dankurkunde. 

Gleichen. Neun Selbstschutzberater 
sind in der Gemeinde Gleichen von Ge­
meindedirektor Harald Seufer in ihr Amt 
eingeführt worden. Nach einer umfang­
reichen Ausbildung durch den BVS wer­
den Herbert Bergedick, Helmut Kurre, 
Volkmar Büermann, Horst Fädrich, 
Heinz-Jürgen Albin, Walter Pawlowski, 
Erich Scherbaum, Reinhard Herbst und 
Dr. Jürgen Ziegler künftig ehrenamtHch 
diese Funktion für die Gemeinde aus­
üben. 

Der Verwaltungschef, Ordnungsamtslei­
ter Hartmut Weise, und Reiner Stephan, 
Beauftragter des BVS für Südnieder­
sachsen, wiesen bei der Amtseinführung 
der Selbstschutzberater nochmals auf 
deren Aufgabenfeld hin. 

Lüneburg. Wilhelm Welge, seit über 13 
Jahren ehrenamtlicher Helfer des BVS, 
ist mit der Ehrennadel des Verbandes 
ausgezeichnet worden. Landessteilenlei­
ter Edgar Sohl würdigte Welges uner­
müdlichen Einsatz für den BVS. Ein 
Schwerpunkt seiner Arbeit ist die Aus­
bi ldung der jüngeren Generation. 1975 
wurde Welge mit der Leitung der ehren­
amtlichen Dienststelle Soltau-Fallingbo­
stel betraut. Dabei widmete er sich vor­
wiegend der Unterstützung der Gemein­
den bei Aufbau, Förderung sowie Lei­
tung des Selbstschutzes. 

Wilhelm Schaper, Leiter der inzwischen 
für den Landkreis Soltau-Fallingbostel 
zuständigen Dienststelle Lüneburg, wies 
auf die Grundlagenarbeit Welges im Be­
reich des Selbstschutzes in Arbeitsstät-
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ten hin. In 291 Selbstschutz-Grundlehr­
gängen bildete Welge bis heute 7183 
Bürger aus. 

Helfervertreter Wolfgang-Peter Paul 
überbrachte dem Geehrten In Namen 
aller ehrenamtlichen Helfer der Dienst­
stelle ein kleines Präsent. 

Cuxhaven. Der neue Leiter der BVS­
Dienststelle Cuxhaven, Klaus Gissei, 
stattete in Begleitung von LandessteIlen­
leiter Edgar Sohl Oberstadtdirektor Dr. 
Hans-Heinrich Eilers seinen Antrittsbe­
such ab. An dem Gespräch im Rathaus 
nahm auch Stadtrechtsrat Hans-Peter 
Conrady teil. 

Lüneburg, Für seine langlährlge Mitar­
beit im BVS zeichnete Landessteilen­
leiter Edgar Sohl in einer kleinen Feier­
stunde Joachim Kultermann mit der 
Ehrennadel des Verbandes aus. Kulter­
mann begann seine Arbeit für den BVS 
1976 als Lehrkraft bei der damaligen 
Dienststelle Celle. Von 1979 an über­
nahm er die Aufgaben eines BVS-Be­
auftragten für den LandkreiS Celle. 
Schon seit 1977 ist Kultermann Selbst­
schutzberater der Stadt Celle. 

Aus Altersgründen beendete Kultermann 
seine Tallgkeit beim Verband. Sein 
Nachfolger als BVS-Beauftragter für den 
Landkreis Celle ist Werner Kramm. 

Blickpunkt 
Nordrhein·Westfalen 

Dortmund. In einer Aktion der BVS­
Dienststelle Dortmund Sind alle ortsan­
sasslgen Fahrschulen mit Einladungen 
zu Selbstschutz-Grundlehrgängen ver­
sorgt worden. Durch diese Maßnahme 
erhofft sich die Dienststelle mehr Tei l­
nehmer bei den jeweils am 1. und 3. 
Samstag und Sonntag eines Monats ge­
planten Selbstschutz-Grundlehrgängen 
für die Bevölkerung. 

Dortmund, Wegweisend für den Selbst­
schutz bei der Deutschen Bundesbahn 
ist die Fachausbildung des Behörden­
selbstschutzes im Bereich der BVS­
Dienststelle Dortmund. Nachdem Viele 
Mitarbeiter der einzelnen OB-Dienststel­
len Selbstschutz-Grundlehrgänge be­
sucht haben, begann in den letzten Mo­
naten die Selbstschutz-Fachausbildung. 
Vier Selbstschutz-Fach lehrgänge • Sani­
tätsstaffel"mit 44 Teilnehmern, zwei 
Selbstschutz-Fachlehrgänge • Brand­
schutzstaffel" mit 28 Teilnehmern und 
zwei Selbstschutz-Fachlehrgänge .Ber­
gungsstaffel" mit 25 Teilnehmern wur­
den bisher mit gutem Erfolg durchge-
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führt. Weitere Lehrgange Sind bereits 
festgelegt. 

Bonn_ Eine Interessante Diskussion ent­
wickelte sich im Anschluß an einen Vor­
trag mit dem Thema • Zivilschutz im Vi­
sier", zu dem der Arb8llskreis "Sicher­
heitspolitik" der CDU in Meckenheim 
eingeladen hatte. Das einleitende Refe­
rat hielt Jochen von Arnim, Mitarbeiter 
des Bundesamtes fur Zivilschutz. 

Bundestagsabgeordneter Dr. Franz Möl­
ler gehörte zu den kritischen Zuhörern. 
Er gab anschließend aus seiner Sicht ei­
ne Darstellung der Bemühungen des 
Bundes, den Zivilschutz mit den zur 
Verfügung stehenden Mitteln möglichst 
effektiv zu gestalten. BVS-Dienststellen­
leiter Heinz MÖbes, Bonn, zeigte die 
Aufgaben des Selbstschutzes auf und 
wies auf die notwendige Eigeninitiative 
der Bürger hin. 

Die rege DiskUSSion konzentrierte sich 
bald auf die Frage, ob und in welchem 
Umfang Schutzräume notwendig und 
möglich sind und wer die Mittel für die 
Baumaßnahmen aufbringen müßte. Die 
Teilnehmer schlossen sich der Meinung 
der Referenten an, daß die Bemühun­
gen auf dem Sektor Schutzraumbau ver­
stärkt werden müssen. 

Arnsberg. 52 Landfrauen besuchten ei­
ne Informationsveranstaltung des BVS In 
Erwitte mit dem Thema .Selbstschutz 
als Vorsorge und Eigenhilfe des Bürgers 
im Rahmen des Zivilschutzes'. Interes­
siert folgten die Landfrauen den Ausfüh­
rungen. 

Nach einer Diskussion versicherte die 
Vorsitzende der Landfrauengemein­
schaft, Ida Lange, sie werde Sich für die 
Durchführung einer Informationsveran­
staltung auf Bezirksebene im zweiten 
Halbjahr 1984 einsetzen. 

Zahlreiche Landfrauen zeigten Interesse 
an einem Selbstschutz-Grundlehrgang. 

Olpe. BVS-Landesstellenlelter Peter 
Eykmann überreichte In einer Feierstun­
de im Sitzungssaal der Kreisverwaltung 

Viele RepriHntanten 
des öffentlichen L.. 
bens sind der Elnl. 
dung gelolgt (von 
links): BVS-Landel­
Itallenlelt.r Eykmann, 
$PO-Fraktlonlvorsll· 
zender Morltz, CDU· 
Bund.atagsabgeord­
oet., Schwarz, der 
Vertreter de. THW, 
Keßler, und BVS-Mlt.,­
belter Junker. 

(Foto: Phllippl 

Siegen die Ehrennadel des Verbandes 
an den langjährigen Helfer Manfred Jun­
ker. In Anwesenheit von Vertretern des 
öffentlichen Lebens, der Parteien und 
der Siegener Katastrophenschutz-Orga­
nisationen konnte Eykmann eine lange 
Liste der Verdienste aufzahlen, die sich 
Junker im Laufe seiner 16,ährlgen eh­
renamtlichen Zugehörigkeit zum BVS 
erworben hat. 

Sein beispielhaftes Engagement -
z. B. als BVS-Beauftragter für den Kreis 
Siegen, BVS-Redner, BVS-Fachlehrer, 
Helfervertreter der Dienststelle Olpe -
sei stets von großem Idealismus und 
Pflichtbewußtsein getragen, sagte 
Eykmann. 

Coeslefd, In einer kleinen Feierstunde 
wurde ein langlähriger Mitarbeiter der 
BVS-Dienststelle Coesfeld In den Ruhe­
stand verabschiedet. Kurt Mann been­
dete nach langer, schwerer Krankheit, 
ein Jahr früher als beabSichtigt, seine 
hauptamtliche Tällgkeit beim BVS. 

Au. der Hand von BVS·Olenststelienlelter Köt­
terhelnrleh nimmt Kurt Mann die Dankuri(unde 
entgegen. (Foto: Wegener) 

15 Jahre war Mann Im Verband mit Aus­
bi ldungsaufgaben betraut. Zwanzig Jah­
re lang arbeitete er im Unfallrettungs­
dienst des Deutschen Roten Kreuzes 
mit. 

Sein Lebensweg war von der SOZialen 
Überzeugung bestimmt, anderen Men­
schen helfen zu müssen. betonte 
DIenststellenleiter KotterheinrIch bel der 
Verabschiedung. Manns ausgeprägtes 
Pflichtbewußtsein und sein kamerad-

, 



schaftliches Verhalten seien Vorbild . Im 
Auftrage des Landesstellenleiters über­
reichte Kötterheinrich dem Scheidenden 
eine Dankurkunde. 

Recklinghausen. Zum zweiten Male er­
hielt ein BVS-Mitarbeiter der Dienststelle 
Recklinghausen das Bundesverdienst­
kreuz . In einer Feierstunde überre ichte 
der Oberbürgermeister der Stadt Reck­
linghausen, Erich Wolfram, der ehemali ­
gen ehrenamtlichen BVS-Mitarbeiterin 
Jutta Eggers diese hohe Auszeichnung. 
In seiner Rede hob Wolfram die Leistun­
gen von Jutta Eggers im kommunalen 
und pol itischen Bereich hervor. 

Ein Glückwunsch zu der hohen Auszeichnung: 
BVSolandesstelienlelter Eykmann gratul iert 
Juttl Eggers. (Foto: Pölklng) 

Jutta Eggers gehörte dem BLSV /BVS 
von 1954 bis 1978 an . In dieser langen 
Zeit war sie als BVS-Rednerin tät ig. In 
vie len Schulen, Betrieben, Vereinen und 
Behörden hat Jutta Eggers wertvolle Öf­
fent lichkeitsarbeit auf dem Gebiet des 
Zivil- und Selbstschutzes geleistet. 

Die Glückwünsche der BVS-Landesstel­
le überbrachte Landesstellenleiter Peter 
Eykmann. 

Hessenspiegel 

Fuldabrück, Die Gemeinde Fuldabrück 
wird bei Aufbau , Förderung und Leitung 

Die Selbstschutzberater nach der Ernennung 
(von links): Joachlm Albrecht, Bürgermeister 
Wllhelm Müller, Karl Israel . 

des Selbstschutzes nunmehr durch zwei 
Selbstschutzberater unterstützt. Bürger­
meister Wilhelm Müller überreichte die 
Ernennungsurkunden an Joachim 
Albrecht und Karl Israel. 

Müller verband die Ernennung mit der 
Hoffnung, daß durch die Selbstschutz­
berater die Zusammenarbeit mit dem 
BVS bei der Aufklärung und Ausbildung 
der Bevölkerung im Selbstschutz weiter 
intensiviert werde. 

Aktuelles aus Rheinland·ptalz 

Malnz. Auf Einladung des Oberbürger­
meisters trafen sich am 15. Dezember 
1983 im Weinkeller des Mainzer Rat­
hauses 23 Mitarbeiter der BVS-Dienst­
stelle Mainz sowie Landesstel lenleiter 
Hans-Dieter Awiszus zu einem gemütli­
chen Beisammensein. Das Amt für Zivil ­
schutz war durch Abteilungsleiter Busch 
und dessen Mitarbeiter, Kreuzer und 
Breu , vertreten . 

Der Bürgermeister und Dezernent für 
den Katastrophenschutz, Dr. Hofmann, 
hieß die Gäste willkommen und bedank­
te sich für die in guter Zusammenarbeit 
geleistete Arbeit. In Zukunft gelte es, 
durch das veränderte Umfeld des Zivil ­
schutzes sich der Herausforderung zu 
stellen. Dieser besonderen Situation 
müsse auch der BVS Rechnung tragen . 

Dem zum Saarland zurückkehrenden 
bisherigen BVS-Dienststellenleiter Hel­
mut Klippel dankte Dr. Hofmann für sei­
ne Arbeit und wünschte ihm für die 
Zukunft al les Gute. Dem neuen BVS­
Dienststel lenleiter von Mainz wünschte 
er einen guten Start und viel Erfolg. 
Horst Hübner betonte in seiner Erwide­
rung, daß der BVS nach wie vor be­
strebt sein werde, möglichst alle Bürger 
zu erreichen und sie von der Notwen­
digkeit des Selbstschutzes zu über­
zeugen. 

Malnz. Die BVS-Landesstel le Rhein­
land-Pfalz konnte 1983 im Bereich der 
Öffentl ichkeitsarbeit die Gesamtleistung 
gegenüber dem Vorjahr steigern . Be­
sonders stark war der Anstieg der Stra­
ßenaktionen in Fußgängerzonen. Hierbei 
waren insbesondere die Gemeinden un­
terstützend tätig durch Bereitstellung ge­
eigneter Plätze in stark frequentierten 
Fußgängerzonen. 

Recht erfreulich gestaltete sich die Zu ­
sammenarbeit mit den Feuerwehren und 
dem Technischen Hilfswerk bei gemein­
samen Veranstaltungen. 

Ebenso erfolgreich waren die BVS-Aus­
stellungen. Es wurden 46 Veranstaltun­
gen verschiedenster Art mit insgesamt 
287 Ausstellungstagen durchgeführt. 

Gut bewährt haben sich im vergangenen 
Jahr die Einsätze der als Filmwagen um­
gerüsteten Fahrbaren Auf Klärungs- und 
Ausbildungsstellen . 

Im Bereich der Ausbi ldung wurde ver­
stärkt auf die Durchführung von Selbst­
schutz-Fachlehrgängen hingewirkt. So 
hat sich die Zahl der im Jahr 1983 ge­
genüber dem Vorjahr durChgeführten 
Fachlehrgänge auf fast das Doppelte 
erhöht. Zusätzlich fanden acht Ergän­
zungslehrgänge .Landwirtschaft " für an­
gehende Landwirtschaftsmeister in land­
wirtschaft lichen Fachschulen statt, wobei 
zu bemerken ist, daß diese Art von 
Lehrgängen sowohl bei den Landwirt­
schaftsschülern als auch bei den zum 
Teil anwesenden Lehrkräften dieser 
Schulen guten Anklang gefunden hat. 

Bayern heute 

Deggendorf, In der Jahresabschlußver­
anstaltung der BVS-Dienststel le Deg­
gen dorf gab Rudolf Hackl einen Ge­
samtbericht über die verschiedenen Ak­
tivitäten in der Öffentl ichkeitsarbeit und 
Ausbildung der Dienststelle ab. 

Zu Beginn der Veranstaltung konnte 
Hackl Landrat Dr. Georg Karl, Oberbür­
germeister Dieter Görl itz, BVS-Fachge­
bietsleiter Edgar Denke in Vertretung 
des Landesstel lenleiters sowie zahlrei­
che ehren- und hauptamtliche Mitarbei­
ter begrüßen. 

Der Schwerpunkt der Öffentlichkeitsar­
beit im Jahre 1983 lag bei der Durchfüh­
rung einer Selbstschutzwoche in der 
Stadt Passau, die unter der Schirmherr­
schaft von Oberbürgermeister Dr. Emil 
Brichta im Oktober durchgeführt wurde. 

Ehrung für langjährige BVSoMitarbeit (von 
links): Wilhelm Adler, Hlldegard GolemJewskl, 
Gerhard Broschlnsky, Joha"n Schild. 

Die Unterrichtung und Ausbildung wurde 
insbesondere auf die Aus- und Fortbil­
dung der Selbstschutzberater in den 
Gemeinden ausgerichtet. 

Für ihre engagierte Mitwirkung wurden 
auch einige verdiente Mitarbeiter geehrt: 
fü r 20jährige Mitarbeit Wilhelm Adler; für 
zehnjährige Mitarbeit Johann Schild, 
Hildegard Golemjewski sowie Gerhard 
Broschinki. 
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Abschließend dankten der Landral und 
der Oberbürgermeisler den ehren- und 
hauplamllichen' Milarbeilern der BVS­
Dienslslelle lür ihre Arbeil. Sie hoben 
besonders die gute Zusammenarbeit der 
Kreisverwaltungsbehörde und der Stadt­
verwaltung mit der BVS-Dienststelle 
hervor. 

Tutzlng. Der Landrat des Landkreises 
Starnberg. Dr. Rudolf Widmann. und 
Tutzings Bürgermeister. Dr. Allred 
Leclaire. besuchten die BVS-Dienststelle 
Starnberg. 

Die beiden Repräsentanten der Kommu­
nalverwaltung zeigten sich beeindruckt 
vom Inlormations- und Ausbildungs­
angebot des BVS. Bürgermeister Dr. 
Leclalre. der durch die Teilnahme Tut­
zings am Modellversuch zur Intensivie­
rung des Selbstschutzes schon seit Jah­
ren sehr gute Kontakte zur BVS-Dlenst­
stelle Starnberg pllegt. Wiederholte sei­
ne schon öfter aufgestellte Forderung 
nach einem stärkeren Engagement des 
Gesetzgebers beim Selbstschutz der 
Bevölkerung. 

Tuttlngs Bürgermeister, Dr. Atfred Leela lre, er· 
"ut .... BVS-Olenatltellenlelter Ralner Schramm 
und Landrat Dr. Rudotf Wldmann dal Wippen 
der Gemeinde Tuttlng. (Foto: WeIßluB) 

Zum Zeichen der Verbundenheit seiner 
Gemeinde mit der BVS-Dienststelle 
überreichte Dr. Leclalre das T utzlnger 
Wappen. 

Landshut. Zum Jahreswechsel sandte 
der Oberbürgermeister der Stadt Lands­
hut und Vorsitzende des Bayerischen 
Stadtetages. Josel Delmer, der BVS­
Dienststelle Landshut folgenden Brief: 

.Auch im nun zu Ende gehenden Jahr 
hat die Dienststelle des Bundesverban­
des lür den Selbstschutz die Stadt 
Landshut im Bemühen, zum Schutz der 
Bürger unserer Stadt größtmögliche 
Ausblldungs- und Aufklärungsarbeit zu 
leisten, in hervorragender Weise unter­
stützl. Hierfür darf ich Ihnen, sehr ge­
ehrter Herr Seemann. und Ihren Mitar­
beitern ein herzliches Dankeschön 
sagen ... " 

Landshut. Als Folgeveranstaltungen ei­
nes Informationsseminars .Zivilschutz", 
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das die Ortsbäuennnen des Landkreises 
Plaffenhofen/llm Im Frühlahr 1983 In 
Egloffstein besuchten, können sechs 
Gebietsversammlungen für die Land­
frauen In diesem Landkreis gewertet 
werden. zu denen die Kreisvorstand­
schaft der Landfrauengruppe eingeladen 
haHe. 

Zwischen 120 und 180 T eiinehmennnen 
inlormierten sich jeweils über das The­
ma • Vorsorge in allen Lebenslagen, 
Selbstschutz in der Landwirtschaft". 

In besonderer Welse engagierte sich 
Kreisbäuerin und Kreisrätin Magda 

Hirschberger sowie ihre Vertreterin 
Demmelmeier. Mit großem Interesse 
verfolgten auch Landwirtschaftsdirektonn 
Bosch mit ihren Mitarbeiterinnen die 
Veranstaltungen und beteiligten sich 
rege an den Diskussionen. 

Kreisbauerin Magda Hirschberger regte 
an, über einen Zeitraum von drei Jahren 
auf Ortsebene Vortrage. Selbstschutz­
übungen und Selbstschutzlehrgänge 
durchzuführen. 

Birnbach. Ein großer Erfolg war die 
Ausstellung • Kinder malen Katastrophen 
und Selbstschutz" im Kurmittelhaus des 
Thermalbades Birnbach. 

Mit besonderer Unterstützung des 
1. Vorsitzenden des Zweckverbandes 
RoHal-Therme, Verwaltungsdirektor 
Weber. sowie des 1 Bürgermeisters 
Hans Putz konnte diese Bilderschau den 
Kurgästen sowie der Bevölkerung ge­
zeigt werden. 

Putz verwies bei der Ausstellungseröff­
nung auf die Bedeutung des Selbst­
schutzes in Friedenszeiten und stellte 
den Begnil • Vorsorge" als moralische 
Aufgabe in die Verantwortung des Men­
schen. Gerade die Zeichnungen von 
Kinderhand machten deullich. daß den 
Erwachsenen eine Verpflichtung aus den 
Sorgen der Heranwachsenden erwächst. 
der sie speziell verpllichtet seien. 

Rund 16000 Bürger besuchten die 
14tägige Ausstellung. 

München. 160000 Besucher waren 
vom 18. bis 24. Januar 1984 auf der 
.Bau '84" in München. 1200 Aussteller 
aus 20 Staaten beteiligten sich an dieser 
internationalen Fachmesse für Baustoffe. 
Bausysteme und Bauerneuerung. 

Der BVS zeigte die Ausstel ung 
.Schutzraum - Konstruktion und Nut­
zung". Das Modell eines Hausschutz­
raumes für 25 Personen in Originalgröße 
war ein attraktiver Blickfang In der Hal-
le 9. Sechs Modelle im Maßstab 1: 1 0 
zeigten dem Betrachter Nutzungsmög­
lichkeiten im Frieden. 

~ Ein Blick In den Au.· 
.tellunglltand des 
BVS. 

(Foto: Walt.relt) 

An einem Stadtmodell wurden außer­
dem unterschiedliche Typen privater und 
öffentlicher Schutzraume wie Haus­
schutzräume, Schutzraume In Schulen 
und Mehrzweckanlagen gezelgl. 

Zur Eröffnung der Messe hatte der 
Bayertsche Staatsminister für Wirtschaft 
und Verkehr, Anton Jaumann, geladen. 
BVS-Landesstellenlelter Günther Kop­
sieker und der Referatsleiter für Bau und 
Technik der BVS-Bundeshauptstelle 
Köln, Fritz Neckermann. nahmen an der 
Veranstaltung teil. 

Zahllose Fragen wurden an die BVS-Mlt­
arbeiter gesteIlI. Das Interesse der Bür­
ger war sehr groß. Eine große Anzahl 
Anforderungskarten für Broschüren und 
Lehrgänge erhielt mittlerweile die BVS­
Dienststelle München. 

Nachruf 

Im Alter von 38 Jahren verstarb am 
9. Januar 1984 plötzliCh und unerwartet 
unsere Helferin 

Dagmar Welnberger 

Fast neun Jahre lang war sie dem BVS 
in vorbildlicher und treuer Pflichterfül­
lung verbunden. 

Wir werden der Verstorbenen ein ehren­
des Andenken bewahren. 

Dienststellenleiter. Mitarbeiter und Hel­
fersehaft der BVS-Dienststelle Weiden 

• 



Technisches Hilfswerk 

Schieswig-Hoistein 

Erfolglose Suchaktion 

Pinneberg/Barmstedt. Zu einer Such­
aktion nach einem vermißten Mädchen 
alarmierte die Polizei am Montag, dem 
9. Januar, die Helfer der THW-OV Barm­
stedt und Pinneberg am späten Abend. 

Zwei Freund innen aus Hamburg und 
Norderstedt wollten wegen angebl icher 
Schwierigkeiten in der Schule gemein­
sam im Staatsforst Rantzau zwischen 
Ouickborn und Norderstedt mit Tabletten 
und Alkohol Selbstmord begehen. Das 
Mädchen aus Hamburg erwachte jedoch 
wieder und stellte fest , daß ihre Freun­
din verschwunden war. Sie taumelte 
zum nahen Bahnhof, fuhr nach Hause 
und erzählte alles den Eltern. Daraufhin 
wurde von der Kripo noch am Abend die 
Suchaktion nach dem Norderstedter 
Mädchen eingeleitet . 

Über Funkwecker wurden die THW-Hel­
fer um 22.30 Uhr alarmiert. 75 Helfer 
fuhren sofort Richtung Quickborn , wo 
sie gemeinsam mit Feuerwehrmännern 
eingesetzt wurden. Auch Suchhunde 
der Polizei kamen zum Einsatz. Gegen 
3.00 Uhr mußte die Aktion erfolglos ab­
gebrochen werden . 

Als das Hamburger Mädchen am Mor­
gen aus dem Krankenhaus kam , führte 
es die Beamten zu dem Erdloch , in dem 
beide Mädchen sterben wollten. Etwa 
150 Meter davon entfernt wurde ihre 
16jährige Freundin aus Norderstedt un­
ter dichten Tannen tot aufgefunden. Die 
FundsteIle lag nicht in dem nachts zuvor 
abgesuchten Gelände. Bei den Helfern 
hat der tragische Ausgang der Such­
aktion tiefe Betroffenheit hervorgerufen. 

Während des nächtlichen Einsatzes 
stellte sich heraus, daß das vorhandene 
Beleuchtungsmaterial für mehrstündige, 
nächtliche Einsätze mit zahlreichen Hel­
fern nicht ausreichend ist. G. G. 

I Niedersachsen ~ I 
"Tag der Niedersachsen '84" 

Hannover. Auf Initiative des THW-Lan­
desverbandes Niedersachsen kommt es 
beim diesjährigen vom Niedersächsi­
schen Minister für Bundesangelegenhei­
ten veranstalteten" Tag der Niedersach­
sen", der am 14. und 15. Juli 1984 in 
Hann.-Münden stattfindet, erstmals zu 
einer größeren Selbstdarstellung des 
THW. 

Im von der Presse als "Programm der 
tausend Ideen" apostrophierten Veran­
staltungskalender werden einige Seiten, 
und sicherlich nicht die uninteressante­
sten, vom THW gestaltet. Unter Beteili­
gung der Ortsverbände Hann.-Münden 
einschließlich Stützpunkt Gieboldehau­
sen, Göttingen, Northeim, Einbeck und 
Gifhorn sind folgende Aktionen geplant: 

Schwimmbrückenbau und -betrieb, 
Fahrten mit THW-Mehrzweckbooten, 
Aufbau und Betrieb einer Trinkwasser­
Aufbereitungsanlage, Informationszelt 
mit Ausstellungsstand und Modellschau 
sowie Aufbau und Betrieb von FernmeI­
deeinrichtungen. R. B. 

Bäume bei orkanartigen Böen 
gefällt 

Gostar. Erheblichen Schaden richtete 
ein schwerer Sturm mit orkanartigen 

Böen an, der am Freitag, dem 13. Janu­
'ar, und am darauffolgenden Sonntag 
durch die Harzstad Goslar fegte. Mehr­
mals mußten Polizei, Feuerwehr und 
THW ausrücken, um Bäume, Ziegel oder 
Mauerwerk von der Straße zu räumen . 

Besonders schwer haNe es das Alten­
wohnheim Theresienhof getroffen. Zwei 
an einem Abhang stehende riesige Fich­
ten drohten auf eines der beiden Wohn­
gebäude zu stürzen. Für die Bewohner 
bestand Lebensgefahr. Etwa 20 Helfer 
des THW-OV Goslar waren am Freitag 
gegen 14.30 Uhr alarmiert worden. Um 
17.00 Uhr wurde die Gruppe zum Alten­
wohnheim gerufen. Nach Lageerkun­
dung und anschließender Besprechung 
kamen Zugführer Walter Tschierschwitz 
und seine Unterführer zu dem Ent­
schluß, das Haus sicherheitshalber zu 
räumen. 

Nach Evakuierung der Insassen gingen 
die Helfer daran, die zwei Fichten zu 
fäl len . Unter erschwerten äußeren Um­
ständen, bei Sturm und Regen, konnte 
die Aktion um 20.30 Uhr erfolgreich be­
endet werden und die alten Leute in ihr 
Heim zurückkehren. W. R. 

Tee vom THW für den 
Bundespräsidenten 

Llngen/Meppen. Sturm und Regen wa­
ren neben 2000 unerschrockenen Wan­
derfreunden die ständigen Begleiter von 
Bundespräsident Prof. Dr. Karl Carstens 
und Ehefrau Veronica bei ihrer Wande­
rung im emsländischen Raum am Sams­
tag, dem 14. Januar 1984. 

Ihr 28-km-Marsch über ein Teilstück des 
an diesem Tag seiner Bestimmung 
übergebenen Geestweges führte von 
Meppen nach Sögel. 

Nach einer ersten Teilstrecke von 13 km 
trat das THW, repräsentiert durch die 
Ortsverbände Lingen und Meppen, mit 
insgesamt 47 Helferinnen und Helfern in 
Aktion. In fünf THW-Zelten wurden 3000 
Portionen Tee an die Wandergesell­
schaff, zu der auf dem ersten Teilstück 
auch die Jugendgruppe des THW-OV 
Meppen gehört hatte, verteilt. Gern nah­
men der Bundespräsident und seine 
Gattin die Einladung des THW-Kreis­
und Ortsbeauftragten Alois Büring zu 
einem heißen Getränk an. 

Nach 15minütiger Rast verteilten die 
THW-Helfer vom Lkw aus 120 Kisten 
Apfelsinen an die sich wieder in Marsch 

~D~I • ..:TH=W~-H::.:::lf.~r~a~u'~B~a~rm:=.t=ed::t..::u:::nd::..:::PI:::nn:::.:::be=r~g..::be=l..:d:::.r:..:n:::ä:::ch:::t:::llc:::h=.n:.:S=u::c:::h.::k:::tlo:::n::.. ___ ::.IF.::ot:::o:.:: G:::o",lz,,) setzende Menge. 
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Der BundHprlaktent 
Im Geaprk h mit dem 
THW·KreIIfOrtlbNuf· 
tr.;ten AIoI, Bürlng. 

(Foto: Beullage) 

In Stavern hatte das DRK die Aufgabe 
übernommen, die MIttagsverpflegung 
der Wanderer auszurichten . Gerade in 
dem Moment, als der Präsident durch 
ein dichtes Spalier von Menschen zu 
seiner zweiten Wanderetappe antrat, riß 
eine mächtige Orkan böe ein DRK-Ver­
sorgungszelt aus der Verankerung und 
schleuderte die Plane samt Stangen auf 
die Gruppe um den hohen Gast aus 
Bonn, von der glücklicherweise niemand 
verletzt wurde . 

Die Wanderung endete schließlich im 
Jagdschloß Clemenswerth bei Sögel. 
Die Gerategruppe des THW-OV Meppen 
sorgte hier für die Ausleuchtung des 
Schloßplatzes. In einer kurzen Schluß­
ansprache zeigte sich der Bundespräsi­
dent voll des Lobes für die gute Vorbe­
reitung und Durchfuhrung der Wande­
rung , zu der die THW-OV Meppen und 
lingen einen kleinen Beitrag geleistet 
hatten. A. B. 

I Hessen ~ I 
Sturmschaden beseitigt 

Getnhausen. Ein starker Sturm hatte 
ein Teil des Daches des Gesundheits­
amtes In Gelnhausen losgerissen und 
auf die Bundesstraße geschleudert. An 

Oie THW .... lfer mon­
t"ren "n Notdach. 

(Foto: Sc:hWlndt) 
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den Seiten des Hauses hingen noch 
Teile der Abdeckung herunter. Die hin­
tere Häl«e des Daches wurde hochge­
drückt und wie ein Buch aufgeschlagen. 

Um 17.17 Uhr trafen 13 THW-Helfer des 
Ortsverbandes Gelnhausen am Sc ha­
densort ein . Nach der Räumung des Da­
ches begann der schwierigste Teil des 
Einsatzes. Mit der Drehleiter wurde ein 
Feuerwehrmann und der Gruppenführer 
der THW-Gerätegruppe zu der hängen­
den Dachkonstruktion gefahren, um das 
GKW-Windenseil zu befestigen . Zwi­
schenzeitlich hatten Helfer an der Au­
ßenfassade Rundhölzer und Bohlen an­
gebracht. Wicht ig war, daß der Haupt­
gasanschluß, der an der Außenfassade 
oberirdisch Ins Gebäude ging, nicht be­
schädigt wurde. Der Schutz der Außen­
fassade wurde als schiefe Ebene ange­
bracht. 

Nachdem die Sicherungsarbeiten abge­
schlossen und das Windenseil an der 
hängenden Dachkonstruktion angebracht 
waren, wurde mit dem GKW die ganze 
Konstruktion nach unten gezogen. Sie 
fiel so präzise, daß nicht einmal eine 
Fensterscheibe zu Bruch ging . Danach 
begannen die Helfer mit dem Aufbringen 
eines Notdaches. Diese Arbeiten waren 
nicht ungefährlich, wei l es auf dem Dach 
spiegelglatt war. 

Gegen 22.30 Uhr war der Einsatz be-
endet. H. F. 

Baum "umgeklappt" 

Groß-Umstadt. Die Stadt Groß-Umstadt 
hatte auf dem neuen Friedhof einen 
Baum zu beseiligen. Nach Arbeiten des 
städllschen Bauhofes und einer Fach­
firma stand noch der Stamm in vo ller 
Höhe. Bauhof und Firma waren ohne 
schweren Kranwagen nicht In der Lage, 
den Stamm abzutragen. Eine Kranfirma 
mußte ablehnen, da in einem welten 
Umkreis, bedingt durch die Grabanla­
gen, ein Anfahren mit einem Kranwagen 
unmöglich war. Die Stadt bat deshalb 
das THW um Hilfe. 

Gemeinsam mit einigen Führungskräften 
erkundete Ortsbeauftragter Josef Auer 
die Lage. Man erkannte sofort, daß mit 
den üblichen Methoden hier nichts zu 
machen war. Was tun? 

Das Problem wurde mit den Helfern dis­
kullert . Scherzhaft kam der Vorschlag , 
den Baum mit einem Scharmer umzu­
klappen, was belacht und beWitzelt 
wurde. 

Auer beauftragte den Leiter der Jugend­
gruppe, Michael POhl, und den Grup­
penführer der Gerategruppe des Ber­
gungszuges, Jakob Kübler, sich Gedan­
ken in dieser Richtung zu machen. 
Langsam entstand ein Plan , welcher von 
Pohl - einem angehenden Maschinen­
bau-Ingenieur - zu Papier gebracht und 
durchgerechnet wurde. Dann war es in 
der Theorie klar - so muß es gehen. 
Kübler baute das Klappscharnier. 

Der ang.schnlttene Baum mit dem befestigten 
Sc:harnl.r. 

Am 10. Dezember 1983 war es dann 
endlich soweit : Der praktische Beweis 
für die Idee konnte angetreten werden. 
Der Baum - Durchmesser 80 cm - wur­
de an den Selten angeschnitten, so daß 
eine Auflagefläche fur das Scharnier 



entstand. Danach wurde das Scharnier 
montiert und mit Gewindestangen befe­
stigt. Anschließend wurde der Baum 
eingeschirrt mit insgesamt fünf Greif­
zügen. 

Als Umlenkpunkt für das Hauptzugseil 
diente ein in der Nähe stehender Baum. 
Nach diesen vorbereitenden Maßnah­
men setzte der Ortsbeauftragte den al­
les entscheidenden Fällschnitt. Nach 

Langsam gesteuert über die Zugseile wird der 
Baum "umgeklappt... (Fotos: Gauß) 

dem Schnitt wurde der Stamm langsam, 
gesteuert durch die Zugseile, über das 
Scharnier abgeklappt. 

Als der Stamm flach lag, wurde er ent­
sprechend den Wünschen des Auftrag-
gebers zerkleinert. H. G. 

1 Saarland " I 
Innenminister übergab 
Feldküchen und Fahrzeuge 

Saarbrücken. "Wir rüsten uns auf Fälle, 
die wir nie erhoffen, die aber leider noch 
nicht ausgeschlossen werden können", 
betonte Innenminister Dr. Rainer Wickl­
mayr bei der Übergabe von 13 Feldkü­
chen und elf Fahrzeugen an Einheiten 
des Katastrophenschutzes auf dem Ge­
lände der KatS-Zentralwerkstatt in Saar­
louis-Roden. Dr. Wlcklmayr wies weiter 
darauf hin, es wäre Leichtsinn den Kata­
strophenschutz zu verteufeln, aus unse­
rem Denken und Handeln zu verdrän­
gen. Es gelte, gerüstet zu sein, und hier­
auf müsse sich die Bevölkerung verlas­
sen können. So selen Bund und Land 
gemeinsam bereit, die Sicherung der 

Versorgung auch in Friedenszeiten zu 
übernehmen. Trotz der angespannten 
Haushaltslage habe man die notwendi­
gen Mittel in ausreichendem Maße zur 
Verfügung stellen können und sei bei 
der Ausrüstung der KatS-Einheiten ein 
gutes Stück vorangekommen. Zwar sei 
der Katastrophenschutz im Saarland ein 
gut gerüstetes und organisiertes System 
zur Bewältigung unterschiedlichster Not­
situationen und heute schon voll ein­
satzfähig, doch werde die technische 
Ausrüstung Zug um Zug komplettiert, 
was bis 1990 abgeschlossen sein soll. 

Worte des Dankes fand Dr. Wicklmayr 
für alle im Katastrophenschutz ehren­
amtlich engagierten Bürger, die aufopfe­
rungsbereit ihre Freizeit in den Dienst 
einer guten Sache stellen und ständig 
zum Wohle der Mitmenschen bereit­
stünden. 

Für den friedensmäßigen Katastrophen­
schutz, dessen Ausstattungskosten vom 
Saarland getragen werden, übergab Dr. 
Wicklmayr an den Stadtverband und fünf 
Landkreise je einen Mannschaftswagen. 
Somit verfügt jeder der zwölf Sanitätszü­
ge des Landes über zwei Krankentrans­
port- und je einen Mannschaftswagen. 
Für den erweiterten Katastrophenschutz, 
dessen Finanzierung der Bund trägt, 
übergab der Innenminister zwei Fern­
meldekraftwagen an den Stadtverband 
Saarbrücken und einen Arzttrupp-Kraft­
wagen an die Landeshauptstadt Saar­
brücken. Der Arzttrupp-Kraftwagen für 
den Landkreis St. Wendel wird in Has­
born stationiert. Als Ersatz für ausgeson­
dertes Gerät wurden 13 neue Feldkoch­
herde geliefert. Hiervon erhielten die 
Verpflegungstrupps des THW-OV Heus­
weiler, Ludweiler, Nohfelden und Saar­
wellingen je eine neue Feldküche vom 
Typ Progress 57/5 auf Lafette. 

Im Anschluß an die Übergabe luden der 
Innenminister und der THW-Landesver­
band zu einem kleinen Imbiß aus der 
Feldküche ein. E. M. 

Im Dienste der "Deutschen 
Kriegsgräberfürsorge" 

Vöfklingen. Eine kleine, aber sehr en­
gagierte Gruppe junger THW-Helfer fuhr 
mit ihrem Einsatzleiter Hans Ronck nach 
Bergheim (Frankreich). Nach Absprache 
mit dem Volksbund Deutscher Kriegs­
gräberfürsorge sollten dort Kreuze auf 
Soldatengräbern, die durch Witterungs­
einflüsse gelitten hatten, gereinigt und 
anschließend mit einer Emulsion behan­
delt werden. 

Die Jugendlichen nahmen für die Dauer 
ihres Einsatzes begeistert von einer 
VdK-eigenen Blockhütte Besitz. Sie lag 
unweit der Soldatenfriedhöfe. 

Dank des guten Wetters und der großen 
Arbeitsfreude der Junghelfer schafffe 
man nicht nur die vorgesehene Anzahl 
der Gräber auf dem Friedhof von Ste. 
Marie-aux-Mines, sondern behandelte in 
gleicher Weise weitere Kreuze auf Grä­
bern des Friedhofes von Thanville. 

Es wurden insgesamt 832 Kreuze in drei 
Tagen von acht Helfern gereinigt. J. W. 

THW·Helfer besichtigen 
Hauptretlungsstelle der 
Saarbergwerke 

Sulzbach. Aul Grund einer Einladung 
besichl igten die Helfer des THW-OV 
Sulzbach die Hauptrettungsstelle der 
Saarbergwerke in Friedrichsthal. 

Nach der Begrüßung der Teilnehmer 
durch Direktor Andweiler erläuterte die­
ser den Aufgabenbereich. Insbesondere 
unterstrich er, die Hauptaufgabe sei 
nicht Rettung bei Unfällen, sondern die 
Ausbildung der einzelnen Grubenweh­
ren. Durch Ausbildungslehrgänge und 
Betriebskontrollen werde dem Wehr­
mann der vorbeugende Brandschutz 
und die Vermeidung von Katastrophen 
nahegebracht. 

Anschließend schilderte Andweiler an­
hand der bisherigen Unglücksfälle und 
deren Analysen die hierauf erfolgten 
Verbesserungen der Sicherheitsvorkeh­
rungen für die Bergleute. In einem Dia­
vortrag wurde dann den Gästen noch­
mals die AufgabensteIlung in Kurzform 
erläutert und auch das vorhandene Ret­
tungsgerät vorgestellt. 

Der Rundgang durch die einzelnen Ab­
teilungen führte zuerst in den Raum, in 
dem die körperliche Fitness der Wehr­
männer überprüft wird. Hier werden mit 
verschiedenen Geräten Pulsschlag und 
sonstige körperliche Funktionen gemes­
sen. So kann die Belastungsfähigkeit 
der Wehrmänner getestet werden. 

Anschließend wurde den Helfern 
die Werkstatt und das Lager fü r die 
Atmungsgeräte gezeigt und auch die 
Überprüfung der Geräte eingehend er­
läutert. Der naturgetreu einem Gruben­
stollen naChempfundene Übungsbereich 
stieß bei allen Helfern auf großes Inter­
esse und gab zu mannigfachen Fragen 
Anlaß. Das Tauchbecken, das man an­
schließend besichtigte, dient der Ausbil­
dung der Wehrmänner, die unter Wasser 
Arbeiten ausführen müssen, wobei ins­
besondere Schweiß- und Trennarbeiten 
erwähnt wurden. 

Einen besonderen Eindruck auf die 
THW-Helfer machte das Gerätelager. 
Hier sind Pumpen der unterschiedlich­
sten Größe, Belüftungsgeräte, Dämm­
materialien und auch die verschieden-
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sten Rettungsgeräte gelagert. In einem 
alten Luftschutzstollen wurde eine Anla­
ge zur Simulierung von Gasbränden in­
stalliert. Hier kann die Bekämpfung die­
ser Brände absolut wirklichkeitsgetreu 
geübt werden. 

Der Rundgang endete mit der Besichti­
gung der Wehrfahrzeuge und der Erläu­
terung der hierauf befindlichen Gerate. 
Die Helfer staunten über die enorme 
Vielzahl der verlasteten Teile. Den Ab­
schluß der Besichtigung bildete ein 
zwangloses Beisammensein im Vor­
tragsraum, bei dem noch viele Fragen 
der Teilnehmer zu beantworten waren. 

G. K. 

Jugend-Zeltlager 
des THW-OV Obermosel 

Obermosel_ Der THW-OV Obermosel 
unter Leitung seines Ortsbeauftragten 
Hans Braun hatte in das umfangreiche 
Veransta ltungs- und Ausbildungspro­
gramm für seine Jugendgruppe ein 
achttägiges Zeltlager in Nonnweiler 
aufgenommen. 

Die Idee hierzu re ifte während einer 
mehrtägigen gemeinsamen Wasseraus­
bildung beim Ortsverband Nonnweiler 
auf dem THW-Übungsgelände an der 
Mosel bei Besch. Hierbei wurde bei der 
Abschlußbesprechung die gute Zusam­
menarbeit und gegenseitige Unterstüt­
zung der Ortsverbände lobend heraus­
gestellt. Ortsbeauftragter Hans Kiefer, 
Nonnweiler, erklärte sich spontan bereit, 
dem Ortsverband Obermosel das Aus­
bildungsgelände für ein Zeltlager zur 
Verfügung zu stellen. 

Das Zeltlager, das während der Fenen­
zeit durchgeführt wurde, sol he gleichzei­
tig ein kleines Dankeschön an die Jung­
helfer fur die vielen Ausbildungs- und 
Einsatzstunden im Laufe des Jahres, 
Insbesondere bei den letzten Hochwas­
sereinsätzen sein. 

Im Zeltlager, bestehend aus drei kleine­
ren Zelten mit Feldbetten und Schlafsilk­
ken, einem großen Mannschafts- und ei­
nem Küchenzel!. verlebten die 17 Jung­
helfer im Alter von 13 bis 17 Jahren, 
darunter drei Helferinnen, schöne und 
erlebnisre iche Tage mit einem ausgefüll ­
ten Unterhaltungs- und Sportprogramm. 
Aber auch die Ausbildung, die aus­
schließlich am Vormittag staUfand, war 
fest im Tagesablauf eingeplant. Auf dem 
Dienstp lan von Zugführer Klaus Rhein, 
der die Ausbildung leitete, standen 
schwerpunktmäßig folgende Übungen: 

Stiche und Bunde, Kreuzbund, Bock­
schnurbund und Ankerstich, Erste Hilfe, 
Bergen von Personen, Transport von 
Verletzten aus Tiefen sowie Kartenkun­
de mit anschließender Anwendung im 
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Gelände, unter anderem auf dem forst­
botanischen Lehrpfad und dem Hunnen­
ring. 

Die Jugendlichen besuchten auch eine 
Flugschau in Hermeskeil, die Talsperre 
in Nonnweiler, die Bobbahn in Brauns­
hausen und das Wellenbad in Bosen. 

Gäste im Lager waren THW-Landesbe­
auftragter Günter Faß, Hauptsachge­
bietsleiter "Ausbildung", Hubertus Ball­
nus, und Kreisgeschäftsführer Engelbert 
Schumacher. P. G. 

Erneuter Beitrag zur 
"Hilf mit" Aktion 

Saarlouls_ Es ist fast schon zur Tradi­
tion geworden: An den vier verkaufsof­
fenen Samstagen vor Weihnachten wur­
den auf dem Großen Markt in Saarlouis 
die Feldküchen wieder angefeuert. Er­
neut haben die Verpflegungstrupps der 
THW-OV Saarlouis und Saarwell ingen in 
wechselndem Einsatz ihre Kochkünste 
in den Dienst der guten Sache gestellt. 

'An zwei Samstagen traten die Feldkö­
che des Ortsverbandes Saarlouis, Gerd 
Bös und Jakob Messinger, mit ihren 
Helfern in Aktion. Finanziell unterstützt 
durch einen ortsansässigen Unterneh­
mer wurden in diesem Jahr wieder vier 
große Kessel Erbseneintopf zubereitet. 
300 bis 400 Portionen gingen pro Sams­
tag über den " Ladentisch" . 

In der Saarlouiser Innenstadt herrschte 
an diesen Tagen ein recht reges und 
geschäftiges Treiben . Für viele Bürger 
war der herzhafte Erbseneintopf eine 
willkommene Gelegenheit, im vorweih­
nachtlichen Einkaufstrubel zu einem 
schmackhaften Mittagessen zu kommen . 

Die Verkaufserlöse gingen auf das Kon­
to der Akt ion "Hilf mit ", die von der 
"Saarbrücker Zeitung " all,ährlich landes­
weit für notleidende Mitbürger durchge­
führt wird. R. W. 

I Baden-Württemberg \!J I 
Technische Hilfe auf 
Verkehrswegen im Jahr 1983 

Stuttgart_ 1983 wurden wieder während 
der Oster- und Pfingstfeiertage sowie 
der Hauptreisezeit in den Sommermo­
naten Bereitschaftskrafte des THW an 
besonderen Gefahrenpunkten im Auto­
bahnbereich und sonstigen Schnell ­
straßen vorgehalten. 

Diese schnellen , leichten THW-Ber­
gungstrupps erbrachten in knapp 600 

Fällen rasche Hilfe bei Unfällen, Ver­
kehrsbehinderungen und sonstigen 
Sicherheitsstörungen. Schließl ich kommt 
hinzu, daß dieser Bereitschaftsdienst 
des THW sich auch in erheblichem Um­
fang vorbeugend im Sinne der Ver­
kehrssicherheit auswirkte. 

Die gesamte Einsatzplanung für den 
THW-Bereitschaftsdienst wurde in eng­
ster Zusammenarbeit zwischen den zu­
ständigen Führungsstellen der Polizei 
und Feuerwehr sowie dem THW frühze i­
tig abgestimmt. Die kooperative Zusam­
menarbeit zwischen den örtlichen Kräf­
ten der Pol izei, den Sanitätsorganisat io­
nen, der Feuerwehr und des THW war 
somit gesichert. Hierzu ist zu bemerken , 
daß das Innenministerium Baden-Würt­
temberg mit Erlaß vom 21. 2. 1977 be­
kanntgab, daß der Bereitschaftsdienst 
des THW mit dem Beschluß der Ständi­
gen Konferenz der Innenminister/( -se­
natoren) des Bundes bzw. der Länder 
vom 20. 7. 1975 in Einklang steht. Mit 
diesem Beschluß wurden Einzelheiten 
des Einsatzes des THW zur Hilfeleistung 
bei Verkehrsunfällen festgelegt. 

Der Bereitschaftsdienst des THW zur 
Technischen Hilfe auf Verkehrswegen 
hat sich 1983 - er wurde 1970/1971 In 
größerem Maße erstmals praktiziert -
wieder bewährt. Das Hilfeleistungssy­
stem wurde durch die Einbindung des 
THW weiter verstärkt. Somit wurde da­
mals der richtige Weg eingeschlagen . 

Zwei Häuser vor dem 
Einsturz bewahrt 

G. K. 

Mannhelm, Gleich zweimal innerhalb ei­
ner Woche wurde der THW-OV Mann­
heim zum Einsatz gerufen. Ein fünfstök­
kiges Wohnhaus in der Mannhelmer City 
drohte zuzammenzustürzen, nachdem 
aufgrund von Bauarbeiten das Hinter­
haus sich gesenkt und sich starke Risse 
gebildet hatten. 

Innerhalb kurzer Zeit war ein Bergungs­
zug des Orts verband es mit Abstutzma­
terial an der Einsatzstelle. Ein sofortiges 
Eingreifen konnte jedoch nicht erfolgen, 
da der ganze Gebäudekomplex noch 
"wanderte ". Zuerst wurden bereits aus­
gehobene Baugruben mit Beton "geflu­
tet" . Nach 14 Stunden brachten diese 
Beton-Puffer das . Abwandern " zum 
Stillstand. Die Einsturzgefahr war ge­
bannt. 

Zwei Tage später wurde der THW-OV 
Mannheim erneut für Abstützmaßnah­
men angefordert. Diesmal wies ein vier­
stöckiges Wohnhaus starke Risse auf. 
Die Statiker zeigten den Führungskräf­
ten die Gefahrenstellen und binnen kur­
zer Zeit waren alle Punkte mit Holz-



Abstützungen und Aussteifungen gesi­
chert. Ursache dieser Rißbi ldungen 
waren neben der alten Bausubstanz 
Erdverschiebungen. J. M. 

I Bayern 

Einsatz unter schwerem 
Atemschutz 

Ingolstadt. Es war kurz nach Mitter­
nacht, als der Fahrer eines türkischen 
Sattelzuges in der Nacht vom 7. auf den 
8. November 1983 die Ingolstädter Ver­
kehrspolizei alarmierte, da feuergefährli­
che Flüssigkeit aus Fässern seiner La­
dung tropfte. Die Polizei stellte fest, daß 
es sich um leicht entflammbares Aceton 
handelte. 

Der Parkplatz am Rasthaus Köschinger 
Forst wurde sofort abgesperrt und 
gleichzeitig der THW-OV Ingolstadt über 
die Einsatzzentrale alarmiert. 

Unter Leitung von Zugführer Johann 
Land fuhren 17 THW-Helfer mit sechs 
Einsatz-Kfz zur Unfallsteile. Unter 
schwerem Atemschutz leisteten die Hel­
fer SChwerstarbeit, um die 110 Fässer, 
von denen jedes 160 kg wog, auf THW­
Lkw umzuladen. Die Einsatzstelle wurde 
dabei mit der POL YMA-Lichtgiraffe tag­
hell ausgeleuchtet. 

Schwer.tarbelt leisten 
die THW-HeHer beim 
Umladen der 110 Fia­
sero (Foto: Wolf) 

Gegen 7.00 Uhr morgens wurde der 
Einsatz beendet, nachdem die gefährli­
che Ladung zur Sondermüllanlage nach 
Ebenhausen abtransportiert worden war. 

Eine einzigartige Übung 
in Dachau 

D. S. 

Dachau. Der Krankenhausbrand in 
Achern, bei dem es mehrere Tote gab, 

Zu den Obungsaufga. 
ben gehört das Ablas­
sen eines .. Verletzten" 
mit Hilfe des Roll­
GlIss-Geräts. 

(Foto: 8lnsmaler) 

war mit ein bedeutender Grund für das 
Landratsamt Dachau, für den Katastro­
phenSChutz ein Pilotprojekt zu starten. 
Das große Ausmaß des Unglücksfalles 
war nämlich unter anderem auch auf 
Mängel in der Koordinierung der Ret­
tungsmaßnahmen zurückzuführen. Da­
her wurde mit dem Kreiskrankenhaus 

Dachau eine bisher einzigartige Übung 
für die Katastrophenschutz-Organisatio­
nen im Raum Dachau durchgeführt. 

Daran teilgenommen haben das Land­
ratsamt Dachau als Fernmeldezentrale, 
das Kreiskrankenhaus Dachau , das 
Kreiskrankenhaus Indersdorf, der THW­
OV Dachau, die freiwilligen Feuerwehren 
Dachau, Karlsfeld und Oberschleißheim 
sowie die Berufsfeuerwehr München, 
das BRK Dachau, die Rettungsleitstelle 
Fürstenfeldbruck, die Polizei inspektion 

Dachau und über 100 Statisten, die es 
zu .. retten " galt. 

Die Zusammenarbeit aller Hilfskräfte 
über eine örtliche EInsatzleitung (ÖEL) 
sowie der Krankenhausalarmplan sollten 
erprobt werden. Für diese Übung eigne­
te sich das Kreiskrankenhaus Dachau 
sehr gut, weil die räumlichen Verhältnis­
se (sechs Stockwerke mit insgesamt 
400 Betten) es ermöglichten, die Patien­
ten so umzubetten, daß das 3. und 4. 
Stockwerk für die Übung, ohne den 
Krankenhausbetrieb weiter zu stören, 
genutzt werden konnten. Ein Leitungs­
und Schiedsrichterdienst, jeweils von 
den einzelnen Einheiten gestellt, über­
wachte und kontrollierte die Übungsteile. 

Um 7.00 Uhr wurde ein .. Putzmittel­
brand .. im Foyer des Krankenhauses 
gemeldet. Zunächst alarmierte man die 
Feuerwehren. Die Lage wurde inspiziert 
und man begann mit den Löscharbeiten. 
Mit vier Leiterwagen und über die Trep­
penhäuser versuchte die Feuerwehr die 
Patienten zu bergen. Neben der Feuer­
wehr bestach vor allem das THW mit ei­
ner schnellen, unkomplizierten und da­
mit effektiven Personenrettung. 

Um 7.31 Uhr wurde der THW-OV 
Dachau alarmiert. Um 7.55 Uhr kam die 
Order von der ÖEL, aus den verrauch­
ten 3. und 4. Stockwerken sowie aus 
zwei Aufzügen Personen zu retten. Der 
Bergungszug des THW teilte sich in drei 
Gruppen. Eine bemühte sich um die 
Bergung mit Hilfe des Roll-Gliss-Gerä­
tes aus dem 4. Stock, eine weitere 
Gruppe brachte das nötige Bergemate­
rial, wie Lastarm, Bergemulden, Sitzge­
schirr und Tragen, in den 4. und 5. 
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Stock und rettete dabei gehfähige und 
bettfägerlge Patienten aus dem 3. Stock 
über das Nottreppenhaus. Die dritte 
Gruppe ubernahm die Rettung aus dem 
Aufzug. 

Für die Helfer gestaltete sich die Ber­
gung sehr wirklichkeitsnah, das Trep­
penhaus war verraucht und man brauch­
te zum Teit schweren Atemschutz. Als 
um 8.17 Uhr der Lastarm im 5. Stock 
auf dem Balkon aufgebaut und das Roll­
Gliss-Gerät eingehängt war, konnte der 
erste Pallent abgeseilt werden. 

Auch hier wurde deutlich, daß man dem 
Ernstfall so nah wie möglich kommen 
wollte. Den Statisten wurden zum Teil 
deutliche Verletzungen an geschminkt, 
um beim Helfer einen wirklichkeitsnahen 
psychischen Druck zu erreichen 

Inzwischen machten der 2. Gruppe die 
Aufzugstüren Schwierigkeiten. Nachdem 
zwei Helfer ins Obergeschoß des Kran­
kenhauses geeilt waren und die beiden 
Aufzüge per Hand in den 3. Stock ge­
kurbelt hatten, versuchten sie vergeb­
lich, mit Notschlüsseln die Türen zu öff­
nen. Auch der AufzugmechanIker stand 
zunächst ratlos vor dem Problem, konn­
te aber schließlich doch helfen . Im 
Ernstfall wäre in Anbetracht der Gefahr 
für die eingeschlossenen Personen wohl 
nicht so viel Zeit in Kauf genommen 
worden , man hätte die Türen mit dem 
hydraulischen Spreizgerät geöffnet. 

So "rettete" das THW, obwohl durch die 
Wartestellung erst relativ spät einge­
setzt, noch 24 Personen . Acht liegende 
und zwei sitzende Patienten wurden mit 
dem Roll -Gliss-Gerät abgeseilt. Sieben 
Lelcht- und Schwerkranke wurden aus 
den Aufzügen geholt, weitere Patienten 
konnten über das Nottreppenhaus in 
Sicherheit gebracht werden. 

Um 8.48 Uhr waren alle Patienten aus 
dem Krankenhaus geborgen. 

Inzwischen war auch seitens der Feuer­
wehren das Gefahrengebiet evakuiert. 
Jetzt beschränkte sich der Einsatz 
hauptsächlich auf die Verletztenbetreu­
ung. Hier war in erster Linie das BRK 
zustandig, aber auch das THW leistete 
Hilfe. Es lieferte die Zelte für den Ver­
bandplatz und kümmerte sich mit sei­
nem Beleuchtungsfahrzeug um die 
nötige Stromversorgung. 

Nach dieser Großübung konnten nun 
einige Mängel im Alarmplan des Kreis­
krankenhauses Dachau sowie In der Or­
ganisation und Leitung mehrerer Einhei­
ten In einem Ernstfall vergleichbarer 
Größe festgestellt und zum Großteil be­
hoben werden. Ein zweites Achern ist 
zwar damit nicht ausgeschlossen, aber 
zumindest können Projekte in einer 
Größenordnung wie dieses das Risiko 
bzw. das Ausmaß einer neuen Ret-
tungsmisere vermindern . W. B. 
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Zusammenarbeit erprobt 

Coburg, Zusammen mit der Freiwilligen 
Feuerwehr, dem Bayerischen Roten 
Kreuz und der Landespol izei nahm der 
THW-OV Coburg an einer Landkreis­
übung teil. 

Sinn dieser Übung war es, die Zusam­
menarbeit zwischen den einzelnen Hilfs­
organisationen zu testen und die Hilfs­
möglichkeiten und -mittel zu demon­
strieren. Diese Ziele, so bestätigten stv. 
Landrat Günter Seiler und Kreisbrandrat 
Friedhelm Häfner, wurden voll erreicht. 

Folgende Situation war Ausgangslage: 
Die Arbeiten mit offener Flamme in der 
Kraftfahrzeugwerkstatt einer Polstermö­
belfabrik verursachten eine Explosion. 
Die Halle wurde stark beschädigt, es be­
stand Einsturzgefahr. Die Werkstatt und 
das Reifenlager brannten. Insgesamt 
neun .. Verletzte " - sie wurden von 
THW-Helfern "gespielt" - lagen In der 
Halle oder waren aufgrund des Explo­
sionsdruckes In den Hof und auf das 
Dach eines angrenzenden Gebäudes 
geschleudert und schwer verletzt 
worden. 

Während die Freiwilligen Feuerwehren 
den "Brand" bekämpften - er wurde mit 
Rauchpatronen simuliert - übernahmen 
die Besatzung eines Rettungswagens, 
ein Notarzt und Helfer der Sanitätsko­
lonne Ebersdorl-Frohnlach die Versor­
gung der" Verletzten ", die zum Teil von 
Atemschutztragern der Feuerwehr aus 
der verqualmten Halle geborgen werden 
mußten. 

Da eine Person In der Kfz-Halle einge­
klemmt war und schwere Trager anzu­
heben waren, wurde das THW verstän­
digt. Die Helfer zogen die über einer 
Kfz-Grube liegenden Betonteile mit Hilfe 
der Seilwinde des Geratekraftwagens 
weg und befreiten den "Schwerver­
letzten" . 

Auf die Einsatzkräfte des Bergungszu­
ges wartete jedoch noch eine weitere 

Ein Blick auf da. 
Obungogolinde. 
(Foto. : Braunachmldt) LL ........ w.I 

Aufgabe. Von einem Dach mußte ein 
"Schwerverletzter" mit Hilfe des Leiter­
hebels geborgen werden . Diese De­
monstration fand bei den eider nur we­
nigen Zuschauern großes Interesse und 
auch der stv. Landrat zeigte sich von 
der Vorführung beeindruckt. 

-

Llndr.t Helmut Knauer, FIrmeninhaber WIIli 
Sehllllg und Itv. Landrat GOnler Seiler (von 
Unq) ,Ind 'ntere •• lert. Beob.chter der Obung. 

Bei der abschließenden "Manöverkritik" 
bestätigte die Einsatzleitung den Helfe­
rinnen und Helfern eine vorbildliche Zu­
sammenarbeit. Stv. Landrat Seiler appel­
lierte an die Mitglieder der Feuerwehr, 
des DRK und des THW, noch mehr als 
bisher miteinander zu üben. W. B. 

Nachruf 

Der THW-OV Bamberg trauert um sei­
nen Helfer 

Claus Höhlefn 

der durch einen tragischen Verkehrs­
unfall tödlich verunglückte. 

Helferschalt und Führungskrälte des 
THW-OV Bamberg 



Deutsches Rotes Kreuz 
Jürgen Kronenberger 

zusaml11enarbeit 
im Intemationalen Roten Kreuz 
Grundlagen, Anmerkungen , Probleme, Inhalte 

(1. Fortsetzung) 

Die Hilfsmaßnahmen des Internationalen 
Roten Kreuzes, genauer gesagt die Rot­
kreuz-Hilfen, die unter der Koordin ie­
rung von der liga der ROlkreuz-Gesell ­
schaften und des Internalionalen Komi­
tees vom Roten Kreuz unler Beteiligung 
der nalionalen Rotkreuz-Gesellschalten 
wellweit abgewickelt werden, sind in 
den letzten zehn Jahren stelig gewach­
sen. Die Ausweilung bezieht sich nicht 
nur aul den finanZiellen Aufwand, son­
dern schließt auch die immer mehr wer­
dende Zahl jährlicher Aktiv itäten und die 
Anzahl benötigter Einsatzkräfte mit ein. 
Hintergründe für diese verstärkte inter­
nationale Rolkreuz-Tätigkeit können den 
Medienberichten über Konflikte, Kata­
strophen, Entwicklungsnotstände ent­
nommen werden. 

So wurden all eine vom Internationalen 
Komitee vom Roten Kreuz mit Unter­
stützung von Regierungen und anderen 
Gebern in den letzten Jahren jährl ich bis 
zu 200 Mio. DM für internationale Hilfs­
maßnahmen aufgewendet. Die Hilfen bei 
Dauernotständen und Naturkatastro­
phen, wie sie von der liga der Rot­
kreuz-Gesellschaften in Genf koordiniert 
und wie sie von den nationalen Rot­
kreuz-Gesellschaften weltweit finanziert 
werden, liegen in ähnlicher Größenord­
nung, manchmal noch darüber. 

Eine Übersicht über die vom DRK gelei­
steten Auslandshilfen im Jahre 1983 
folgt im Rahmen dieser Ausführungen. 

Öffentl iche Zuwendungsgeber we Aus­
wärtiges Amt, Bundesministerium für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und EG 
fördern die Rotkreuz-H ilfen des DRK mit 
beachtlichen Zuwendungen. 

Die technische Abwicklung der Hilfen 
erfolgt nicht immer reibungslos, und es 
treten die vielfältigsten Probleme bei 
uns, beim Transport in das Empfänger­
land und in der Zusammenarbeit vor Ort 
auf. Diese Schwierigkeiten gilt es zu er­
kennen und zu überwinden. 

Hier einige Beispiele : Eine nationale 
Rotkreuz-Gesellschaft erhält neben An-

regungen und Hinweisen auf Initiativen 
zur Auslandshilfe häufig Sachspenden 
angeboten , die den eigentl ichen Bedarf, 
die tatsächl ichen Umstände der gegebe­
nen Notlage oder die Einsatzlage in ei­
nem Katastrophengebiet kaum berück­
sichtigen. So sind häufig spontane Klei­
derspenden unverpackt, unsortiert, un­
gereinigt, und sie entsprechen gewöhn­
lich keinesfalls geltenden Importbestim­
mungen. Sie sollen aber unmittelbar 
weitergeleitet werden. 
Man übergibt uns Arzneimittel ohne An­
gaben über deren Verfal ldaten, ohne die 
erforderlichen Hinweise in der erforderli ­
chen Landessprache des Einsatzgebie-

Die Zentrale der "SOS­
Apotheke" In War­
schau: Tag für Tag 
fragen Dutzende von 
Menschen nach Medi­
kamenten, die sonst 
nirgendwo erhältlich 
sind. Polnische Rot­
kreuzschwestern neh­
men die Bestellungen 
entgegen und geben 
die Medikamente aus. 

(Foto: Centr. audio­
vlsuel da la eralx -

Rouge Internationale! 
Fr8n~olse Vermol) 

tes. Die Arzneimittel sind meist nicht 
nach Indikation getrennt bzw. vorsortiert, 
oft gibt es keine Kenntnisse über die 
Zu lässigkeit der Medikamente im Ein­
satzland, und die Gewichtung der Medi­
kamente orientiert sich meist nach den 
Krankheitsbildern und Problemen (Psy­
chopharmaka) unserer Zivilisation . Son­
derposten verschiedener Waren des 
Handels und der Wirtschaft fließen au­
ßerdem oft in die Zentralen der organi­
sierten Hilfsbereitschaft. Darüber hinaus 
erreichen uns immer wieder gut ge­
meinte Sonderkonditionen der See­
schiffahrt und anderer Transportunter­
nehmen zur Verladung von Hilfsgütern 
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Da. IKRK hltft den afghanlachen A Ochtlingen in Pakistan. 

in aktuelle Einsatzländer, wobei Immer 
TermIne genannt werden und sofortiges 
Wahrnehmen von einmaligen Gelegen­
heiten erwartet Wird. Nach großen Erd­
beben Sind es auch oft die Hundeführer 
der eigenen Bergwacht oder anderer 
Verbände, die mit ihren Hilfsdiensten zur 
Bergung von Verschütteten in die oM 
Tausende von Kilometern entfernten Ka­
tastrophengebiete entsandt werden 
wollen. 

Hinzu kommen Einzelanfragen von en­
gagierten Personen oder Verwandten 
von Betroffenen, die erst vor kurzer Zelt 
in der von der Katastrophe betroffenen 
Region waren, die das Einsatzgebiet 
kennen und sich somit spontan bereit­
stellen für die personelle AbWicklung 
von Hilfen. Es gibt In solchen Situalio­
nen viele spontane Helfer und Helferin­
nen, die sich telefonisch und schriftlich 

melden, ohne berufliche oder sprachli­
che Qualifikation zu beachten. Es bedarf 
dann Vieler Aufklärung über Formen der 
Zusammenarbeit in der Katastrophen­
hilfe, PartnerschaMsstrukturen im Ein­
satzgebiet und örtlichen staatlichen Be­
stimmungen, die schließlich von einer 
Hilfsorganisation wie dem DRK beachtet 
werden müssen, um überhaupt helfen 
zu können . 

Ungeduldige Anfragen nach Einbezie­
hung in die Rotkreuz-Hllfe häufen sich 
regelmäßig nach Katastrophenmeldun­
gen, und die Bearbeitung dieser oM mit 
Hingabe vorgetragenen Vorstellungen 
nimmt im DRK-Generalsekretariat Viel 
Zelt In Anspruch . Es muß zunächst ge­
prüft und dann überzeugt und verstan­
den werden, warum das DRK nicht le­
des gutgemeinte HIlfsangebot anneh­
men kann. 

Auf der 23. Internationalen Rotkreuz­
Konferenz in Bukarest 1977 wurden 
Maßnahmen zur beschleunigten Abwick­
lung internationaler Katastrophenhilfe 
beschlossen. Die Beschlüsse dienten 
der UNDRO in Genf für ein 21 Punkte 
umfassendes Dokument, das dem Wirt­
schaMs- und Sozial rat der Vereinten Na­
tionen (ECOSOC) vorgelegt wurde. Die 
Vereinten Nationen nahmen diese Vor­
schläge auf und empfahlen allen Mit­
gliedsländern, diese Regeln nach Kata­
strophen zu beachten . 

Die internationale Hilfe nach Katastro­
phen findet demnach Anerkennung, 
wenn sie von einer anerkannten Hilfsor­
ganisation (z. B. eine nationale Rotkreuz­
GeseIlschaM) bzw. von der Regierung 
des betroffenen Landes angefordert 
wu rde und von großer Notwendigkeit für 
das betroffene Land ist. Die Hilfe muß 
bestimmt sein für die kostenlose Vertei­
lung an Opfer einer Katastrophe und 
nicht für den Wiederverkauf oder andere 
kommerzielle Zwecke. 

Da alle nationalen Rotkreuz-Gesellschaf­
ten (oder Roter-Halbmond-) als Hilfsor­
ganisationen in Ihren Ländern in der Re­
gel anerkannt sind, reicht die Anfrage ei­
ner unserer SchwestergeselischaMen 
zur Abwicklung von Hilfe gemäß interna­
tionaler Vereinbarungen aus. 

Der internationale Zoll rat (Customs 
Cooperation Council) hat bereits im JUni 
1976 anerkannt, daß bestimmte Hilfsgü­
ter nach Katastrophen bevorzugt und 
schnell von einem Land Ins andere ge­
liefert werden können und von den Zoll­
behörden bevorzugt behandelt werden. 
Hilfsgüter für Katastrophenopfer werden 
wie folgt definiert: . Güter wie Fahrzeuge 
und andere HIlfsgerate, Nahrungsmittel , 
Medikamente, Kleidung, Wolldecken, 
Zelte, Fertigbauteile oder andere Waren 
von dringender Notwendigkeit, die als 
kostenlose Hilfe an die betroffene Be­
völkerung nach Naturkalastrophen oder 
ähnlichen Notlagen verteilt werden ." 

Im einzelnen werden folgende Vorschlä­
ge zur Beachtung durch die leweiligen 
Zoll- und Steuerbehörden der betroffe­
nen Länder gegeben: 

a) In jedem Land sol l eine zentrale Stei­
le nach Katastrophen die gesamten be­
nötigten internationalen HIlfsgüter be­
stimmen, quantifizieren und die Zollbe­
hörden unternchten. 

b) Bei Katastrophenhilfesendungen soll­
te man bei der Einfuhr auf Ursprungs­
zertifikate (Consular Certificates of 
Origin) verzichten. 

c) Besondere Beschreibungen der Gü­
ter auf Proforma-Rechnungen, Packli­
sten etc. sollten von den Einfuhrbehör­
den in Katastrophenfällen nicht als unab-

Evakuierung verwundeter Palistlnenser aus Belrut: In LamacalZypern werden die Verwundeten vom dingbare Voraussetzung einer Zollab-
OAK-HIIt .. chlff FLORA an Land gebracht. (Foto: Oettling) wicklung angesehen werden. 
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d) Es wird empfohlen, keine Import­
oder Exportlizenzen (Einschränkungen) 
aufrecht zu erhalten, wenn anerkannte 
Hilfsorganisationen in Notfällen Hilfs­
güter liefern. 

e) In einigen Staaten gibt es Vorschrif­
ten zur Desinfizierung von gebrauchter 
Kleidung, bevor die Einfuhr erlaubt wer­
den kann. Es wird daher den Regierun­
gen empfohlen, zeitweise in Notsituatio­
nen auf die Einhal tung dieser Vorschrif­
ten zu verzichten, bis ausreichend Klei­
dung zur Verteilung vorhanden ist. 

f) Die Gesundheitsbehörden in vielen 
Ländern erlauben keine freie Einfuhr von 
Nahrungsmitteln. Es bedarf der Überprü­
fung vor deren Weitergabe an die Bevöl­
kerung. Auch hier sollten wie zuvor in 
Notsituationen Ausnahmen erlaubt sein, 
um bis zur Bewältigung einer Notlage 
die Versorgung der betroffenen Kata­
strophenopfer sicherzustellen . 

g) Zur Begleitung von Hilfsgütersendun­
gen und besonderen Hilfseinsätzen ent­
sendet das Internationale Rote Kreuz 
häufig Personal in die Einsatzländer. Die 
Mitg liedsstaaten der Vereinten Nationen 
sind daher aufgefordert, besondere Be­
vorzugung bei der Erteilung von Einrei­
sevisa dem Rotkreuz-Personal zu ge­
währen. 

h) In Katastrophensituationen werden 
immer wieder mit den besten Absichten 
Hilfsgüter angeliefert, die im Zuge der 
Soforthilfen nicht benötigt werden. Ab­
gesehen von der Enttäuschung bei den 
Spendern bzw. dem Absender der Hilfs­
güter schaffen die vielen Tonnen unnöti­
ger Sachspenden in Katastrophengebie­
ten Probleme bei den stark belasteten 
Zollbehörden, beschäftigen viele Ein­
satz kräfte mit Sortierarbeiten, erfordern 
Arbeiten zur Identifizierung der einzel­
nen Waren und Prüfung der Verwend­
barkeit und bilden schießlich Arbeits­
staus im Verteilungsablauf. 

Müßte das Einsatzpersonal nach Kata­
strophen sich nicht oft tagelang mit un­
angemeldeten und unnötigen Hilfsliefe-

. rungen beschäftigen, so könnte es sich 
den wichtigeren Aufgaben der Katastro­
phenhilfe besser widmen. 

Unkenntnis auf seiten vieler Geber 
schafft trotz bester Absichten Komplika­
tionen in der Abwicklung internationaler 
Hilfen. Daher wird allen Geberländern 
dringend empfohlen, sich nach Anforde­
rungslisten und deren Prioritäten aus 
dem Einsatzland zu richten und Be­
schaffungen bzw. Hilfslieferungen nur in 
Absprache mit anerkannten Hilfsorgani­
sationen einzuleiten. Regierungsstellen 
und Nicht-Regierungsorganisationen in 
Geberländern sollten die Medien und 
Spender über Hintergründe dieser For­
men der Zusammenarbeit unterrichten 
und um Verständnis werben. 

-' 

Flüchtlingselend in Somalia 1980: Tau sende von Athloplern warten auf Hilfe. (Foto: IKRK) 

i) Alle Hilfslieferungen für Katastrophen­
hilfen im Ausland sollten 

- rechtzeitig vorab dem Empfänger im 
Detail angekündigt werden , 

- die Sendungen sollten nach geltenden 
Regeln gekennzeichnet und mit den er­
forderlichen Begleitpapieren versehen 
sein. Der Empfänger wiederum hat so­
fort die Ankunft und den Zustand der 
Hilfsgüter zu bestätigen. Es wird emp­
fohlen, den Kennzeichnungen und Be­
schriftungen, wie sie von der liga der 
Rotkreuz-Gesellschaften erstellt worden 
sind, Folge zu leisten. 
j) Hilfsgüter, die über Transitländer ge­
leitet werden, sollen die besondere Be­
achtung der dortigen staatlichen Stellen 
finden, und eine rasche Weiterleitung ist 
sicherzustellen. 
k) Fluggesellschaften sollen kostenlo­
sen oder aber ermäßigten Transport für 
Einsatzpersonal und Hilfsgüter in das 
Einsatzgebiet gewähren (IATA-Resolu­
tion 200). Die Regierungen der Mit­
gliedsstaaten der Vereinten Nationen 
wurden aufgefordert, ihre nationalen 
Fluggesellschaften entsprechend anzu­
weisen. 
I) Weitere Empfehlungen befassen sich 

mit Landerechten und Überflugrechten 
tür Hilfsflüge in das Einsatzgebiet und 
um die bevorzugte Gewährung von 
Genehmigungen für Funk, Telefon und 
Telexverbindungen für international tätig 
werdende Hilfsorganisationen wie das 
Rote Kreuz. 

Neben diesen Abwicklungsempfehlun­
gen für internationale Hilfstransporte gibt 
es bei der Bearbeitung von Maßnahmen 
der Auslandshilfe noch eine Reihe wei­
terer Aspekte, die für eine effektive 
Handhabung von Hilfen zu beachten 
sind. So arbeitet das DRK in der Aus­
landshilfe mit Mitteln von öffentlichen 
Zuwendungsgebern, deren Zuwen­
dungsbedingungen im einzelnen bel der 
Abwicklung mit einzubeziehen sind. Ver­
änderungen im Ablauf der Hilfen (ob 
Maßnahmen der Entwicklungszusam­
menarbeit oder Katastrophenhilfen) sind 
immer im voraus anzuzeigen. Sollten 
sich Inhalte der geplanten Hilfe ändern 
oder auch nur Abwicklungsfragen, so ist 
der Zuwendungsgeber vor Durchführung 
der Änderung mit Begründung zu unter­
richten, sonst entstehen bei der Abrech­
nung bzw. Nachweisung der MitteIver­
wendung Schwierigkeiten . 

Internationale Aktionen des IKRK für Angola 1978: Dringend benötigte Hilfsgüter tOr die FIOchtlinge 
BUI zaire treffen ein. (Foto: IKRK) 
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Die HIlfsmaßnahmen des Roten Kreuzes 
sind so auszurichten, daß alle Betroffe­
nen einer Katastrophe erreicht werden 
und nicht besonders bevorzugte Bevöl­
kerungsteile. Die Hilfen streben eine fai­
re Verteilung unter den Betroffenen an, 
so daß alle Opfer einer Katastrophe glei­
chermaßen davon Nutzen ziehen. Daher 
bevorzugt das Rote Kreuz bei Wieder­
aufbaumaßnahmen beispielsweise die 
Bereitstellung von Gemeinschaftsein­
richtungen (z.B. Waisenhäuser nach 
dem Erdbeben in Algenen), die einer 
ganzen Gemeinde oder besonders be­
dürftigen Personen dienen. Auch in ita­
lien hatte die Liga nach dem Erdbeben 
1980 ein großes Hilfsprogramm für den 
Bau von Sozialzentren mit Unterstüt­
zung des DRK durchgeführt, das eine 
Verbesserung für die bisher vorhandene 
medico-soziale Versorgungsstruktur dar­
stellte. Wegen umfangreich zur Verfü­
gung stehender Spenden mittel erweiter­
te das DRK sein Hilfsprogramm durch 
Vereinbarungen mit Gemeinden. So 
wurden In Italien vom DRK gleichzeitig 
auch IndivIdualhilfen geleistet, indem 
ganze Gemeinden einfache Fertighäuser 
vom DRK erhielten, in die Erdbeben­
opfer einzogen, die von der Gemeinde 
gemäß ihrer Bedürftigkeit bestimmt 
wurden. 

Nach einigen Jahren können wir inzwi­
schen feststellen, daß die Individual hilfe 
des DRK letzten Endes vollständig von 
den Erdbebenopfern genutzt wird, denn 
alle DRK-Häuser, die mit Einsatzkräften 
der Landesverbände errichtet wurden, 
sind von Erdbebenopfern bewohnt und 
werden als wirksame Hilfe bezeichnet. 

Viele der Gemeinschaftseinrichtungen 
sind andererseits noch nicht vollständig 
von den Gemeinden genutzt worden, da 
die Sozialzentren neben den Räumlich­
keiten auch qualifiziertes Personal (von 
der Gemeinde, der Regionalverwaltung) 
benötigen, um Medico-Sozial-Program­
me der Bevölkerung permanent anbie­
ten zu können. Bel dieser Erdbebenhilfe 
wickelte das DRK also Individualhilfen 
erfolgreich ab, wahrend die Gemein­
schaftsbauten Probleme In der Nutzung 
und im Hinblick auf Folgekosten 
schafften. 

Einer Bitte zur IndivIdualhilfe konnten wir 
kürzlich Im Zuge der Erdbebenhilfe für 
die Türkei nicht zustimmen. Ein Spender 
bot sein Wohnmobil für die Winterzeit 
einer turkischen Familie in der Region 
Erzurum an und bat das DRK, einen be­
dürftigen Empfänger zu benennen, der 
ihm dann sein kostbares Fahrzeug in 
diesem Frühjahr wieder aushändigt. Die 
Ermittlung mußte der Spender schon 
selbst durchführen, wir konnten Ihm nur 
Beratung für Anreise und Aufenthalt lei­
sten Als Rotes Kreuz konnten wir kein 
Erdbebenopfer herauspIcken und eine 

46 ZS-MAGAZIN 3/84 

Verteilung 'Ion Spenden an die Ärmsten der Armen . 

Sonderunterkunft anbieten, während die 
anderen Opfer auch im Winter in Camps 
und in Zelten weiter untergebracht 
werden. 

Das Rote Kreuz kann In seiner Aus­
landshilfe sich nicht nur bestimmten 
Aufgaben oder Regionen zuwenden, 
sondern wir haben oblektlv die vielfälti­
gen Notlagen in der Welt auszuwerten 
und erstellen einen Katalog der Prioritä­
ten, orientiert an unseren Möglichkeiten. 
Damit soll erreicht werden, daß gemäß 
vorhandenem Potential mit Hilfe des In­
ternationalen Roten Kreuzes tatsächlich 
alle Opfer schlimmer Notstande Berück­
sichtigung finden 

Wir sind bemüht, die bestehenden Re­
geln in der Zusammenarbeit ständig zu 
verbessern und Schwlengkeiten in der 
Abwicklung von Hilfen abzubauen. 
Durch bessere EInsatzvorbereitung und 
durch Schulungsmaßnahmen sowie die 
Nutzung und Beachtung von Handbü­
chern, Verhaltensregeln fur Delegierte 
etc. werden Voraussetzungen geschaf-

fen. Auswertungsseminare und Fach­
tagungen ergänzen diese wichtigen An­
strengungen zur Überprufung unserer 
Leistungen. 

Ein Beispiel zur Verbesserung interna­
tionaler Beziehungen in der Katastro­
phenhilfe sind die sog. Stand-by-Teams 
(Bereitschaftseinheiten) der Liga, die 
von nationalen Rotkreuz-Gesellschatten 
monatlich in Alarmbereltschatt versetzt 
werden und nach Katastrophenmeldun­
gen sofort ausreisen. Durch die arbeits­
teilige Einbeziehung Vieler leistungsfähi­
ger Rotkreuz-Gesellschatten Wird das 
Instrumentarium der internationalen Rot­
kreuz-Hilfe mit Fachleuten sofort nach 
Katastrophenmeldungen tätig. Man über­
prütt vor Ort die gemeldete Notlage, lei­
tet bei Bedarf Soforthilfen ein und regelt 
in den ersten Tagen der Katastrophen­
hilfe die internationale Zusammenarbeit. 

Gleichzeitig werden junge Rotkreuz-Ge­
seilschaften in der erfolgreichen Bewälti­
gung Ihrer lokalen Aktivitäten beraten. 

(Wird fortgesetzt) 



Arbeiter-Samariter-Bund 
Über 100000 Menschen 1983 an Hunger gestorben 

Intemationale Hilfe 
für Moc;ambique 
ASB und befreundete Partnerorganisationen haben Hilfsaktionen 
ins Leben gerufen - Lebensmittel, Medikamente und Fahrzeuge für 
das leidgeprühe Land 

In einem Aufruf der UNDRO (United Na­
tions Disaster Relief Coordinator - Ka­
tastrophenhilfswerk der Vereinten Natio­
nen) in Genf an den ASB und auch dem 
ASB befreundete Partnerorgamsationen 
in Norwegen, Belgien und Österreich 
wurde um sofortige Lieferung von 
Lebensmitteln, Medikamenten und Fahr­
zeugen gebeten. 

Nach kurzer telefonischer Absprache 
untereinander trafen sich die Vertreter 
von Solidarit<! Socialiste (Belgien), Norsk 
Folkjehelp (Norwegen) und die Öster­
reichische Volkshilfe in der Bundesge­
schäftsstelle des ASB in Köln. Hier wur­
den die Möglichkeiten einer Zusammen­
arbeit abgesprochen, und die Hilfe für 
Mocambique konnte anlaufen. 

Aufgrund des UNDRO-Berichtes ergibt 
sich, daß allein im vergangenen Jahr in 
Mocambique mindestens 100000 Men­
schen an Hunger gestorben sind. Amtli­
che Stellen schätzen, daß bereits über 
100000 Menschen an der Grenze zwi­
schen Mocambique und Simbabwe auf 
der Flucht sind . 

Die wenigen Krankenhäuser sind über­
füllt, und selbst hier ist nicht genug an 
Medikamenten und Lebensmitteln vor­
handen, um die Flüchtlinge zu behan­
deln und zu versorgen. Die geschwäch­
ten Flüchtlinge sind Opfer von Anstek­
kungskrankheiten wie Tbc, Lepra und 
Cholera; auch besteht die große Gefahr 
von Seuchen. 

Allein in der Tete-Provinz sind nach 
Aussagen mocambiqueanischer staatli­
cher Stellen über 600000 Menschen 
vom Hunger bedroht. Neben den krie­
gerischen Auseinandersetzungen kommt 
hier die seit Jahren anhaltende Dürre 
jetzt grausam zum Tragen. 

Dies gilt es, bei der gemeinsamen Hilfe 
mit zu berücksichtigen. Am 9.3.1984 
bereits wurde ein Lastkrahwagen mit 
Anhänger (Wert: 30000,- DM) ver­
schifft und auf den Weg nach Maputo 
gebracht, damit er dort zur Verteilung 

von Lebensmitteln, die von anderen 
Staaten bzw. der EG kommen, einge­
setzt werden kann. 

Die Österreichische Volkshilfe stellte 
16 t Lebensmittel in 2200 Paketen ab­
gepackt zur Verfügung . Mit ASB-Krah­
fahrzeugen wurden diese in Wien abge­
holt und nach Antwerpen in den Hafen 
zur Verschiffung gebracht. 

Der ASB konnte wichtige Medikamente 
im Wert von 60000, - DM, die den Was­
ser- und Salzhaushalt des Körpers re­
geln, in einem Gesamtgewicht von 
1 400 kg ebenfalls mit dieser Nahrungs­
mittel-Sendung, die am 23.3. 1984 Ant­
werpen verließ, mitsenden. 

Trotz mehrerer Versuche, um die teue­
ren Transportkosten zu sparen, in Afrika 
Mais, Bohnen und Hirse zu kaufen , ist 
dort in den meisten Ländern nichts ein­
zukaufen. Aus diesem Grunde müssen 
weitere Nahrungsmittel in Höhe von 
200000, - DM, die von der Norwegi­
schen Volkshilfe mitfinanziert werden, 
gekauh werden. 

Der ASB bemüht sich zur Zeit, diese in 
Deutschland einzukaufen und auf den 
Weg zu bringen. 

In einer weiteren Aktion sollen neben 
den Medikamenten und Lebensmittelhil­
fen Saatgut eingekauft werden, das dort 
kaum noch vorhanden ist, um die Land­
wirtschaft wieder in Gang zu setzen. 

Für den ASB ist hier von großer Wich­
tigkeit, daß erstmalig vier Partnerorgani­
sationen spontan sich zusammengetrof­
fen und diese gemeinsame Hilfsaktion 
ins Leben gerufen baben. 

Schnelle Hilfe für den 
Libanon 

Im Libanon tobt seit Jahren ein sinnlo­
ser, unmenschlicher Krieg. Vor allem die 

Zivilbevölkerung leidet darunter. Die 
Schreckensbilanz ist kaum vorstellbar: 
Für die letzten Jahre werden vorsichtig 
über 60000 Tote geschätzt, allein in den 
letzten Februartagen 1984 gab es viele 
Hunderte Tote und viele Tausende Ver­
letzte. 

Das Land kann sich nicht beruhigen, 
weil politische Kräfte mit unvereinbaren 
Zielsetzungen auf einen Sieg hoffen. 

Der ASB hilh überall dort, wo die Bevöl­
kerung leidet und hat in einer Sofort­
aktion, im Auhrag des Auswärtigen Am­
tes der Bundesrepubli~ Deutschland, elf 
Krankentransportfahrzeuge auf den Weg 
gebracht. 

Die Fahrzeuge wurden direkt von den 
ASB-Ortsverbänden zentral nach Mün­
chen gebracht. Zusätzlich wurde eine 
Medikamentenlieferung des ASB von 
8,9 t (Wert 70000,- DM) zusammenge­
stellt. An dieser Medikamentenlieferung 
war auch die Partnerorganisation des Ar­
beiters-Samariter-Bundes, die Norwegi­
sche Volks hilfe, beteiligt. Das Auswärti­
ge Amt übernahm dankenswerterweise 
die Frachtkosten. Der Weg nach Beirut 
führte über Venedig nach Zypern. 

In einer weiteren Aktion wurden an­
schließend nochmals vier Krankentrans­
portwagen des ASB und Medikamente 
vom Auswärtigen Amt in den Libanon 
geschickt. 

Der ASB hom, daß mit dieser Hilfe der 
Bevölkerung spürbar geholfen wurde. 

ASB·Ortsverband 
Zweibrücken stellte 
Betreuungsstelle auf 

Der ASB Zweibrücken sieht in seiner 
Mitwirkung im Katastrophenschutz eine 
elementare Aufgabe, in der sich alle 
Organisationsgliederungen mit entspre­
chenden Einheiten verpflichten . 

Der ASB-Ortsverband, der seit mehr als 
zehn Jahren im örtlichen Katastrophen­
schutz der Stadt Zweibrücken mitwirkt, 
konnte der Stadt die Aufstellung einer 
Betreuungsstelle anzeigen. Die Aufga­
ben gliedern sich in der Unterbringung, 
Betreuung und Versorgung hilfsbedürfti­
ger Personen. Das heißt im einzelnen, 
daß die Betreuungsstelle auch bei der 
Vorbereitung, bei der Planung zur Auf­
nahme hilfsbedürftiger Personen, insbe­
sondere von Kindern, Müttern, Kranken 
und Verletzten mitwirkt und ggfs. auch 
deren Transporte zu den einzelnen Ver-
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sorgungsstätten sowie die Zubereitung 
von Verpflegung, deren Verteilung und 
für ausreichende Bekleidung sorgt. 

Ohne die freiwillige, ehrenamtliche und 
aktive Beteiligung der Bürger Innerhalb 
und außerhalb der humanitären Hilfsge­
meinschaft ist ein wirksamer Katastro­
phenschutz nicht möglich. Das Prinzip 
der Freiwilligkeit ist eine tragende Saule 
dieses Hilfeleistungssystems. Dazu ist 
es auch notwendig, die Ouote der für 
den Katastrophenschutz vom Wehr­
dienst freizustellenden Helfer zu erhö­
hen bzw. auszuschöpfen. 

Auch Mädchen und Frauen sind ange­
sprochen, hier mitzuarbeiten. Besonders 
engagierte MItarbeiterInnen oder Mitar-

beiter können zu Führungskraften aus­
gebildet werden. Auf leden Fall hat der 
ASB durch die IntegratIOn der Betreu­
ungssteile gezeigt, daß er geWillt ist, im 
Katastrophenschutz der Stadt Zweibrük­
ken sinnvoll mitzuarbeiten. Der Ortsbe­
auftragte und die Helfer hollen zuver­
sIchtlich, daß durch geZielte finanzielle 
Hilfe aus Bundes- und Landesmitteln 
fehlende Ausrüstung und Materialien 
sinnvoll ergänzt werden können. 

Für die Verantwortlichen im Katastro­
phenschutz bei der Stadtverwaltung 
Zweibrücken ist es sicherlich eine Freu­
de festzustellen, daß die Organisationen 
sich selbst bemühen, fehlende Einheiten 
zu ergänzen und somit Lucken im Kata­
strophenschutz zu schließen. 

Hario+ I MICh für den 
• 

Als praktISche Lose-Blatt-Sammlung in 
DIN-A5-Format mit einem Umfang von 
1 700 Selten in zwei stabilen Ordnern 
kann dieses Werk bestellt werden. 
In 19 Kapiteln führt das Handbuch in 
Theorie und Praxis der vielfältigen ASB­
Aufgaben ein . Jährliche Ergänzungslie­
ferungen dienen zur Berichtigung des 
Werkes entsprechend dem jeweiligen 
ErkenntnIsstand. 

Mtt der 3. Erginzunga· 
lieferung luf dem 
neuesten 5h1nd: d •• 
ASB-Orglnlutlonl­
handbuch. 
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Mit dem Erscheinen des Handbuches 
für den Arbeiter-Samariter-Bund, kurz: 
ASB-Organisationshandbuch, werden 
die Wünsche der verantwortlichen Mitar­
beiter im ASB erfüllt. Grundlage für die 
Konzeption des Handbuches war die 
Feststellung, daß die Zelt der Mitarbeiter 
im ASB aulgrund der Vielzahl der Tatlg­
keiten und durchzuführenden Aufgaben 
nur knapp bemessen ist. In einer Hilfs-

und Wohlfahrtsorganisalion wirken über­
wiegend Helfer und Mitarbeiter an der 
Basis und an der direkten Hilfe für den 
Nächsten mit. Für die Lösung von Sach­
problemen am Schreibtisch bleibt nur 
sehr wenig Zeit. Hinzu kommt, daß die 
Durchlührung SOZialer Aulgaben auch In 
einer HilfsorganIsation durch die Vielzahl 
der zu beachtenden Richllinien, Geset­
ze, FInanzierungsmöglichkeiten, Verord­
nungen und Vorschriften so umfangreich 
geworden ISt, daß schnell der Überblick 
verlorengeht, wenn man sich nicht stän­
dig intensiv mit allen Fragen und Hin­
weisen beschälligen kann. 

Das ASB-Organlsatlonshandbuch ist da­
bei keine Sammlung ausschließlich von 
Richtlinien, Verordnungen oder Geset­
zen, sondern legt den Schwerpunkt auf 
praxisnahe Erläuterungen und ArbeItshil­
fen . Den vielen tausend ehrenamtlichen 
und hauptamtlichen FunkliOnstragern 
und Mitarbeitern Im ASB soll ein Ratge­
ber zur Verfügung stehen, der einen 
grundsatzlichen Einblick in Organisa­
tionszusammenhänge ermöglicht. 

Hier ein Überblick über die einzelnen 
Kapitel: 
1. Organisationsgrundlagen 
2. Rechts- und Vereinswesen 
3. Satzung, Richtlinien, Ordnungen 
4. Mitglieder und Mitarbeiter im ASB 
5. Geschäftsführung und Finanzwesen 
6. Versicherungsschutz 
7. Einsatz von Kraftfahrzeugen im ASB 
8. Soziale Dienste im ASB 
9. Aus- und Fortbildung 

10. Rettungswesen 
11 . Sanitätswesen 
12. Katastrophenschutz 
13. Fernmeldewesen 
14. Presse- und Ollentlichkeltsarbelt 
15. Kontrolle und Revision 
16. Beschallungswesen 
17. Zivildienst 
18. Jugendarbeit 
19. Anhang 

Die einzelnen Kapitel sind entsprechend 
numerisch untergliedert, so daß ein 
schnelles Zurechtfinden gewährleistet 
ist. Dazu trägt auch ein umfangreiches 
Stichwortverzeichnis Im Anhang des 
Handbuches bel. Auch für ASB-Außen­
stehende ist das Handbuch interessant. 
Sie erhalten über das Handbuch erst­
mals einen inlormativen Einblick in die 
Struktur und Aufgaben und Probleme 
einer Hllfs- und Wohllahrtsorganisahon 
und sehen, wie sich eine solche Organl­
sahon selbst organisiert. Über das 
Handbuch ist ein Faltprospekt lieferbar, 
der einen weiteren Einblick in das In­
haltsverzeichnis des Handbuches gibt. 

Bestellungen nimmt die ASB-Bundesge­
schäftsstelle In 5000 Köln 41, Sülzburg­
straße 140, entgegen. 

Soeben ist die 3. Ergänzungslieferung 
März '84 erschienen. 



Johanniter-Unfall-Hilfe 
Besuch einer Delegation des Japan Medical Team 
for Disaster relief (JMTDR) bei der JUH 

Gäste aus den1 
fenlen Osten 
Reges Interesse an der Organisation des Katastrophenschutzes -
Umfangreiches Besichtigungsprogramm 

Nachdem die Japanische Botschaft im 
Herbst letzten Jahres bei der JUH die 
Erfahrungen unserer Organisation in Be­
zug auf die Auslandseinsätze, ihre Orga­
nisation und Abwicklung erfragt hatte, 
war die JUH nunmehr Besuchsziel einer 
vierköpfigen JMTDR-Delegation aus 
Japan. 

Die Organisation JMTDR ist in Japan 
von Regierungsseite gebildet worden, 
in Zusammenhang mit der Tätigkeit von 
JICA (Japan International Cooperation 
Agency), einer Entwicklungshilfeorgani­
sation des Staates. Trotz dem schon 
zweijährigen Bestreben von JMTDR ist 
es aus verschiedenen Gründen jedoch 
noch nicht zu einem Einsatz gekommen. 
Vorwiegend standen bei den notwendi-

gen Entscheidungen offensichtlich die 
verschiedenen Abstimmungsprobleme 
im Vordergrund, die verhinderten, daß 
JMTDR schnell in ein Katastrophenge­
biet Hilfe entsenden konnte. Die Dele­
gation kam jetzt aus Dänemark, besuch­
te in der Bundesrepublik einige Organi­
sationen und reiste über die Schweiz 
wieder zurück. Die JUH hatte ein inter­
essantes Programm für die japanischen 
Gäste zusammengestellt. 

Am 9. März 1984 begann der Tag beim 
Kreisverband Köln, der zunächst Gast­
geber für eine Diskussions- und Erfah­
rungsrunde war, in der die Gäste ihre 
Fragen an die Fachleute der JUH stellen 
konnten. Die Vorstellung unserer Orga­
nisation wurde durch einen Film sowie 

Bur1!;hard Kühtz (Zwei­
ter von link.), Referent 
für den Kalastrophen­
schutz in der Bundes­
geschäftsstelle, erklärt 
mH Hilfe einer Dolmet­
seherin den Gästen 
EInsatzmaterial In dem 
Katastrophen-Elnsatz­
lager Ausland (KElA). 

lagerleiter Guth In der 
Runde der Besucher 
aus Japan. 

eine Dia-Reihe ergänzt. Der Schwer­
punkt der Erläuterungen lag auf dem 
Gebiet der Struktur der Erfahrungen des 
Katastropheneinsatzes und Rettungs­
dienstes. Besonders interessiert zeigten 
sich die Japaner an Fragen der schnel­
len Abwicklung eines Einsatzes, der 
Personalvorhaltung sowie der Kriterien, 
nach denen Hilfsangebote gestellt 
werden. 

Eine Besichtigung der Rettungswache 
Köln schloß sich an. Stark beeindruckt 
zeigten sich die Gäste von der Größe 
des Fahrzeugparks und seiner Einrich­
tung sowie der zentralen Einsatzleit­
stelle. Das Mittagessen wurde in den 
Rheinterrassen eingenommen, die einen 
Blick über den Rhein auf den Dom bo­
ten. So war der Wunsch der Gäste nach 
einer kurzen Besichtigung des Kölner 
Domes nur allzu verständlich. 

Der sich anschließende Besuch galt der 
KELA (Katastrophen-Einsatzlager Aus­
land) der JUH in Köln-Deutz. Hier wurde 
der Aufbau, die Gliederung und Mög­
lichkeiten des Bundeskatastrophen­
schutzzuges (BKZ) der JUH an hand des 
im Lager deponierten Materials erläutert. 
Besonderer Wert wurde auf die Erklä­
rung der guten Qualität der Ausrü­
stungsgegenstände und des Baukasten­
systems der Teileinheiten gelegt. Be­
sichtigt wurden ebenfalls Zelte und 
Fahrzeuge sowie die zu Darstellungs­
zwecken aufgebauten Teile des OP und 
Pflegetrupps. Viele sachkundige Fragen 
wurden den japanischen Besuchern be­
antwortet, an deren Inhalt sich das gro­
ße Interesse der Gäste am Sachstand 
im Katastrophenschutz der Bundesrepu­
blik widerspiegelte. 

Längst war der Zeitplan durcheinander, 
und mit entsprechender Verspätung fuh­
ren die Delegationsteilnehmer nach Nie­
derweisel bei Butzbach zur Bundes­
schule der Johannller-Unfall-Hllfe, wo 
sie durch den dortigen Gesamtleiter 
Scheihing und Bundesschulleiter Mahr 
herzlich empfangen wurden. Ein Abend­
essen in rustikaler Umgebung mit hessi­
sehen Spezialitäten gab den Gästen ei­
nen kleinen Einblick in deutsches Essen 
und Lebensart. Bei der anschließenden 
gemütlichen Runde im Kaminzimmer 
wurden die Erlebnisse des Tages reka­
pituliert, zusammengefaßt und ergänzt. 
Die neuen Räume der Bundesschule 
boten ein angenehmes Nachtlager für 
die Gäste, die schon unter den pausen­
losen neuen Eindrücken Mühe hatten, 
diese auch noch am späten Abend zu 
verkraften. 

Nach gutem Frühstück und Rundgang 
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durch die Ordenskirche und Schulräume 
hatte die Bundesschule sämtliches Aus­
bildungsgerät vorbereitet, um den hiesi­
gen Standard der Fachausbildung darzu-
legen. Auch das häuJig verschämt nur 
diskutierte Thema der ABC-Ausbildung 
wurde nicht verschwiegen, sondern mit 
Darstellungsmaterial und Bekleidung 
diskutiert. Besonderes Interesse fanden 
vor allem einfache Geräte zur Hilfelei­
stung wie Orospirator, Beatmungsbeutel 
usw. Die Gäste hatten anschließend die 
einmalige Möglichkeit, die unterirdische 
Befehlsstelle eines Hauptverwaltungsbe­
amten für den Katastrophenfatl zu be­
sichtigen . Bundesschulleiter Mahr, der 
selbst als S 3 in diesem Stab tätig ist, 
konnte interessante fachkundige Erläute­
rungen geben. Erganzt wurde die Be­
sichllgung durch eine parallel stattfin­
dende Übung einer AMAST (ABC-Mel­
de- und Auswertestelle) . Die Ausführun-
gen über das Funktionieren des Ret­
tungsdienstes am Beispiel der Rettungs­
wache Köln wurden hier erganzt durch 
die Besichtigung der Rettungsleitstelle 
Friedberg. 

Die persönliche Ausstattung der Hetfer 
im Katastrophenfall wurde an läßlich der 
Besichtigung des kv Frankfurt begut­
achtet. 

Die abschließende Diskussion brachte 
immer wieder deutlich die Vorteile zum 
Vorschein, die die JUH und das Diakoni-
sche Werk als unabhangige pnvate Ein­
richtungen gegenuber solchen, die 
staatlich gelenkt in den Einsatz gehen, 
haben. Wo hier nur nach humanitären 
Gesichtspunkten entschieden Wild, ISt 
es im anderen Falle schwierig, die politi­
sche Meinung In angemessener Zeit 
sich bilden zu lassen und die besonde­
ren Anforderungen diplomatischer 
Überlegungen mit einem Konzept der 
schnellen Hilfe zu vereinbaren. Die Fra­
ge nach den Bedingungen, unter denen 
JUH-Kräfte ehrenamtlich in den Einsatz 
gehen, ließen Rückschlüsse auf japani­
sche unterschiedliche Verhältnisse zu . 
Das große Interesse an einfachen, aber 
zweckmäßigen persönlichen Ausrü­
stungsteilen und Fragen nach der be-
sonderen Verpflegung und Zeite inteilung 
im Katastropheneinsatz zeigte, daß in 
diesem Bereich nur wenige Erfahrungen 
im Entwicklungshi lfegebiet gesammelt 
werden konnten. 

Das Interessante, vollgepackte Pro­
gramm zu verdauen und sich noch mit 
einigen Souvenirs zu versorgen, war 
Aufgabe der restlichen beiden Stunden 
vor dem Abflug in die SchweIZ. 

Beim Abschied bedankten sich die Gä­
ste mit großer Herzlichkeit von der JUH, 
verwiesen auf den Erfolg solcher Infor­
mationsreisen für ihr Land, und wünsch­
ten den Johannitern weiterhin gutes Ge-

(Fotos: Wrobel) lingen ihrer Arbeit. B. Kühtz 



Malteser-Hilfsdienst 
Eine Ärztesymposion über Katastrophenmedizin in Homburg/Saar 

Unter allen UI1'1Stär.clen helfen 
Positive Resonanz - Aufgeschlossenheit bei den Ärzten 

Unter Leitung des MHD-Landesbeauf­
tragten im Saarland, Dr. med. Paul Bir­
kenbach, fand Ende 1983 als gemein­
same Veranstaltung des Malteser-Hilfs­
dienstes und der Medizinischen Fakultät 
des Saarlandes in Homburg/Saar ein 
Ärztesymposion über Katastrophen­
medizin statt. 

Trotz des ungünstigen Termins - kurz 
vor Jahresende - war die Veranstaltung 
außerordentlich gut besucht, so daß die 
Platz kapazität des Hörsaals gerade noch 
ausreichte. 

Nach den Referaten, die sich aus­
schließlich mit den Problemen des Kata­
strophenfalles und nicht alltäglicher Not­
fälle auseinandersetzten, fand eine sehr 
rege Diskussion statt, die wohl auch den 
Gegnern der Katastrophenmedizin ver­
ständlich gemacht hat, daß politisches 
Engagement nicht mit der ärztlichen 
Verpflichtung gleichgesetzt werden 
kann, die darin besteht, daß der Arzt, 
ganz gleich unter welchen Bedingungen, 
immer und unter allen Umständen in der 
ihm möglichen Weise helfen muß. Es 
sei denn, er will sein Arzt-Sein ad ab­
surdum führen und seine Pflicht zu hel­
fen pervertieren. 

Die einzelnen Referate "Ärztl iche Mit­
wirkung im Katastrophenschutz - ethi­
sche Aufgabe oder gesetzl iche Pflicht? " 
(Dr. Birkenbach), "Analgesie und Anäs­
thesie unter Notfall- und Katastrophen­
bedingungen" (Prof. Dr. Hutschenreu­
ter), " Möglichkeiten der zivil-militäri­
schen Zusammenarbeit im Katastro­
phenfall " (Generalarzt Dr. Sautter, Bun­
desarzt des MHD), "Die Aufgaben der 
Rechtsmedizin im Katastrophenfall " 
(Prof. Dr. Wagner) waren insgesamt von 
hoher wissenschaftl icher und praxisbe­
zogener Aussagekraft. Deshalb kann die 
Gesamtveranstaltung auch in das uni­
versitäre Programm einbezogen werden. 
Die Resonanz aus dem Kreis der Teil­
nehmer war so posit iv, daß aus dieser 
Anregung heraus die Überlegung ent­
stand, ähnliche Veranstaltungen auch in 
Zukunft durchzuführen. 

Dabei sollte es sich nicht nur um Vorträ­
ge wissenschaftlicher und allgemeiner 
Erkenntnisse handeln, sondern auch die 
praktischen Dinge der Taktik, Logistik, 
Sichtung und sonstiger Erfordernisse im 

Katastrophenfall müssen in praxisnahen 
Fortbildungen erlernt und geübt werden. 

Es ist zu hoffen, daß die Bemühungen 
der "Katastrophenmediziner", das Be­
wußtsein bei Ärzten, Politikern und der 
Bevölkerung zu fördern, daß auch bei 
uns eine Verbesserung der Fürsorge für 
extreme Notfälle herbeigeführt werden 
muß, langsam zu Erfolgen führen 
werden. 

Das Symposium in Homburg hat einmal 
mehr gezeigt, daß die überwiegende 
Zahl der Ärzte derartigen Fortbildungen 
aufgeschlossen gegenübersteht, sie be­
grüßt und wünscht. 

Anzumerken ist noch, daß der MHD 
Homburg die Betreuung der Teilnehmer 
übernommen hatte. Ihm gebührt herzli­
cher Dank für die Bewirtung in der Kon­
greßpause und für die Bewält igung der 
Transport- und Unterkunftprobleme. 

Dr. med. Paul Birkenbach 

Anmerkung: Der Wortlaut von Or. Bir1c:enbachs Re­
ferat .Ärztliche Mitwirkung im Katastrophenschutz -
ethische Aufgabe oder gesetzliche Pflicht?- ist beim 
MHO-Generalsekretariat. Referat Öffentlichkeitsar­
beit, Postfach 501660. 5000 Köln SO, zu beziehn. 

Erste Fortbildungsveranstal­
tung für Sanitätshelfer 

Da nicht nur im Rettungsdienst, sondern 
auch bei Sportplatzdiensten oder bei 
sonstigen Sanitätseinsätzen eine qualifi­
zierte Hilfeleistung durch unsere Sani­
tätshelfer erforderlich ist, scheint uns die 
Aus- und Fortbildung der Sanitätshelfer 
eine wichtige Aufgabe zu sein. 

Die Notwendigkeit, den Kenntnisstand 
der im MHD tätigen Sanitätshelfer und 
-helferinnen zu verbessern bzw. zu fe­
stigen, war ausschlaggebend für die 
Durchführung der hier beschriebenen 
Fortbildungsveranstaltung. 

Unter dem Thema " Der Sportunfall" 
fand am 6. November 1983 die erste 
Fortbildungsveranstaltung für Sanitäts­
heifer in der Diözese Freiburg statt. 
Über 175 Sanitätshelfer fanden sich im 
Hörsaal 1 der Universität Konstanz ein. 
Sie erwartete ein anspruchsvolles Bil­
dungsprogramm. 

Nachdem Diözesanausbildungsreferent 
Arnold die Teilnehmer begrüßt hatte, be­
gann Taucherarzt Dr. Schläfer mit sei­
nen Ausführungen über Bade- und Tau­
chunfälle. Hier wurden speziell die pa­
thophysiologischen Vorgänge im Körper 
und die durch Sanitätshelfer durchzufüh­
renden Maßnahmen angesprochen . 

Dr. Lutz ging dann auf die notwendigen 
Maßnahmen zur richtigen Herz-Lungen­
Wiederbelebung ein. Von den einfachen 
manuellen Wiederbelebungsmaßnahmen 
bis hin zur Wiederbelebung mit Geräten 
wurden alle notwendigen Sofortmaßnah­
men sehr einprägsam veranschaulicht. 

Während Chefarzt Dr. Ehlers zwei sehr 
lebendige und eindrucksvolle Referate 
über die klinische Therapie von Knie­
und Hüftgelenksverletzungen hielt, 
sprach Herr Strutz über die Massage­
therapie und die notfallmäßige Versor­
gung von Sportverletzten. 

In klar gegliederter und sehr anschauli­
cher Form referierte anschließend Dr. 
Brune über neurologische Notfallsituatio­
nen. Er ging insbesondere auf das 
Schädelhirntrauma ein. 

Den Gebrauch und die Verwendungs­
möglichkeiten der bisher im Sanitäts­
dienst wenig genutzten Schlauch- und 
Netzverbände demonstrierte G. Dannen­
mayer, Krankenpfleger in den Städt. 
Krankenanstalten Konstanz. 

OptiSCh untermauert wurden die Vorträ­
ge durch Dia, Folien, Videoaufzeichnun­
gen und durch Aufnahmen aus dem 
Computerthomographen. 

Im Anschluß an die Referate und die 
zahlreichen Informationen konnten die 
angesprochenen Maßnahmen in ver­
schiedenen Workshops unter sachkundi­
ger Anleitung von Ausbildern und Ret­
tungssanitätern des MHD-Konstanz ge­
übt werden. Hierzu zählten die Herz­
Lungen-Wiederbelebung, Beatmung mit 
Gerät, Absaugen, Ruhigstellungsmaß­
nahmen sowie die richtige HeImabnah­
me beim bewußtlosen Motorradfahrer. 
Zahlreiche Teilnehmer nutzten die Gele­
genheit, ihre praktischen Fähigkeiten zu 
verbessern bzw. aufzufrischen . 

Von dem großen Erfolg der ganztägigen 
Fortbildung war auch der MHD-Kon­
stanz, der die Veranstaltung plante und 
organisierte, sehr überrascht. Diese Ver­
anstaltung fand jedoch nicht nur bei den 
Organisatoren, sondern vor allem bei 
den Teilnehmern, die aus allen Teilen 
der Diözese (Bruchsal, Freiburg, Offen­
burg, Villingen, Sigmaringen etc.) ange­
reist waren, sehr großes Interesse. Da 
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die durchgeführte Maßnahme auf so po­
sitive Resonanz stieß, sind für die Zu­
kunft weitere Fortbildungen dieser Art 
beabsichtigt. 

Vielleicht ist diese Veranstaltung auch 
für andere Diözesen ein Ansporn, ein­
mal eine solche Schulung für ihre Sani­
tätshelfer durchzuführen. 

Jürgen Raupp 

Einsatz von Schwesternhelfe· 
rinnen in Schmerzklinik für 
Krebskranke 

Im April 1982 wurde durch die großzügi­
ge Unterslützung der Deutschen Krebs­
hilfe eine kleine Fünf-Setten-Station für 
palliative Therapie in der Kölner Chirur­
gischen Universitäts klinik eingerichtet. 
Es handelt sich um eine Station, auf der 
Krebskranke behandelt werden, deren 
Leiden nicht mehr geheilt werden kann, 
die aber durch palliative Maßnahmen ih­
ren Gesamtzustand erheblich verbes­
sern können. 

Dies geschieht konkret in einer auf den 
einzelnen bezogenen Schmerzbehand­
lung durch Medikamente. So ist es das 
erste Ziel, den Patienten von seinen 
physischen Schmerzen zu befreien. Wir 
wissen aber, daß die Schmerzen nicht 
nur physischer Art, sondern vielmehr 
spiritueller, psychischer oder sozialer Art 
sein können . Somit ist das zweite Ziel, 
diese Schmerzen beim Patienten zu be­
heben, so daß er sein Leiden ertragen 
und durchleben kann. Hier ist eine be­
sondere Aufgabe für Schwesternhelfe­
rinnen gegeben. Der Patient, der von 
der Schwesternhelferin als Mensch und 
nicht als Symptom bündel oder als 
Krankheitsfall angesehen Wird, sucht bel 
ihr Hilfe. Ernstnehmen heißt: Zelt haben, 
bereit sein zuzuhören, sich in diesem -
für den Patienten wichtigen Augenblick 
- wo er in einer existentiellen Krise lebt, 
sich Ihm ganz zuzuwenden. Hier sind 
Schwesternhelferinnen zusammen mit 
Ärzten, Seelsorgern, Pflegekräften und 
allen Mitarbeitern der palliativen Abtei-

Ehrenamtl ich arbeit ... 
tan MHD-Schw •• tern· 
henlf'lnnen auf einer 
Krank.nll.tlon für 
Kreb.kranke. 
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lung in einem äußersten Maß gefordert. 
Die Station für palliative Therapie der 
Chirurgischen Universltatskllnik in Köln 
hat mittlerweile über mehrere Monate 
hinweg Erfahrungen im Einsatz mit 
Schwesternhelferinnen des Malteser­
Hilfsdienstes machen können. 

Gegenseitige Hilfe 

Pfarrer Zielinkski, der Seelsorger der 
Station , bat den MHD um Mitarbeit. Bei 
einem Informationsabend, zu dem 
Schwesternhelferinnen aus dem Raum 
Köln eingeladen waren, erläuterte Pfar­
rer Zielinski den Sinn und Zweck der 
palliativen Station. Danach entschlossen 
sich verschiedene Schwesternhelferin­
nen für einige Zeit ehrenamtlich auf der 
Station mitzuarbeiten, u. a. eine Schwe­
sternhelferin für Insgesamt drei Monate, 
um danach ihre Ausbildung als Kranken­
schwester zu beginnen . Sie beschreibt 
ihre Erfahrungen folgendermaßen : 

"Die Arbeit ISt ganz anders als auf den 
normalen Stationen eines Krankenhau­
ses. Für jeden Patienten wird eine spe­
zielle Schmerztherapie erstellt. Das Be­
sondere dabei ist, daß die Patienten ihre 
Medikamente bekommen bevor die 
Schmerzen wieder einsetzen und daß 
die Dosierung täglich mit den Patienten 
besprochen wird. Oft konnte ich beob­
achten wie Patienten, nachdem ihre 
Schmerzen gelindert waren, andere 
Menschen wurden. Wenn sie von der 
großen Schmerzbelastung weitgehend 
befreit waren, hatten sie die Möglichkeit 
sich mit Ihrer Situation bewußt auseinan­
derzusetzen. 

Bel der Visite nimmt sich die Stations­
ärztin genügend Zelt für leden einzelnen 
Patienten und redet so mit ihm, daß er 
sie auch versteht. Durch die ungezwun­
gene Atmosphäre bei den Visiten fällt es 
dem Patienten leicht, ihn bedrückende 
Fragen zu stellen. Wichtig finde ich auch 
die gemeinsamen Gespräche zwischen 
Patienten, AngehÖrigen und Betreuen­
den, bei denen man sich gegenseitig 
kennenlernt und versucht, Probleme ge­
meinsam zu lösen. Oft wird es dadurch 
möglich, den Patienten für einige Zeit 

oder auf Dauer nach Hause zu ent­
lassen. 

Die Zeit auf der Station für palliative 
Therapie war fur mich sehr wertvoll. Ich 
war gezwungen, über vieles nachzuden­
ken. Durch die Hilfe von MItarbeiterin­
nen und Mitarbeitern der Station und 
durch die Hilfe der Kranken habe ich 
schließlich eine eigene Einstellung zu 
meinem Sterben, zu meinem Tod ge­
funden. " 

Positive Reaktionen 

Der Stationspfleger schreibt über die 
Schwesterhelferinnen: "Ein Einsatz un­
ter 14 Tagen oder In geteilter Form von 
nur einigen Stunden in der Woche 
scheint uns nicht sehr hilfreich. Alle bis­
her eingesetzten HelferInnen hatten die 
Möglichkeit, an Fortbildungen, die spe­
ziell für die Station einger chtet wurden, 
teilzunehmen. Das gilt ebenso für die in­
ternen Besprechungen, so daß wir er­
reichten, daß die Schwesternhelferinnen 
den gleichen Informationsstand hatten, 
wie die anderen Pflegekräfte. 

Die Erfahrung zeigt uns, daß besonders 
bei einer Betreuung und Begleitung nur 
dann etwas für den Patienten und seine 
Angehörigen erreicht werden kann, 
wenn alle Mitarbeiter und Mitarbeiterin­
nen den gleichen Kenntnisstand über 
den Verlauf der Erkrankung haben. 

Bisher haben Wir von den Patienten nur 
Positives über den Einsatz der Schwe­
sternhelferInnen des Malteser-Hilfsdien­
stes gehört. Nicht selten hörten Wir den 
Satz: ,Die Schwester ist für mich meine 
Tochter geworden.' Eine weitere Erfah­
rung, die Wir machen konnten, war, daß 
wir eine Schwesternhelferin mit einer 
unserer Patientlennen nach Hause ge­
ben konnten, wo sie die Patientin wei­
terhin betreut. 

So hat sich auch Frau Dr. Mildred 
Scheel, Präsidentin der Deutschen 
Krebshilfe, im September letzten Jahres 
über den Einsatz der Schwesternhelfe­
rinnen vor Ort Informieren können. Auch 
sie hat ihren Dank zum Ausdruck ge­
bracht. 

Um die Belastung der Schwesternhelfe­
rinnen nicht zu groB werden zu lassen, 
empfiehlt sich, den Dienst als Blockein­
satz zeitlich zu begrenzen. Wir versu­
chen in Supervisionen, die Wir für alle 
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen anbie­
ten, mit diesen Belastungen fertig zu 
werden. Generell dürfen wir sagen, daß 
die Schwesternhelfennnen auf der 
Schmerzstation eine nicht wegzuden­
kende Hilfe sowohl fur die Patienten als 
auch für die Mitarbeiterinnen und Mitar­
beiter sind." 

Klaus Starke, Stationspfleger 
Stefanie Witthöft, Schwesternhelferin 
des MHD 



Deutscher Feuerwehrverband 
Die Feuerwehren in der Bundesrepublik Deutschland 

Dienst aus Bereitschaft zum Helfen 
1,6 Millionen Männer, Frauen und Jugendliche arbeiten in den verschiedenen Feuerwehrsparten 

Die Organisation der deutschen Feuer­
wehren ist vorgegeben durch das 
Grundgesetz der Bundesrepublik 
Deutschland, wonach bei den einzelnen 
Bundesländern das Recht der Gesetz­
gebung für das Feuerwehrwesen, den 
Katastrophenschutz und Rettungsdienst 
liegt. Dieser Beitrag soll einen kurzge­
faßten Überblick über die Organisation 
des Feuerwehrwesens in der Bundesre­
publik Deutschland geben, ohne hierbei 
auf länderspezifische Unterschiede ein­
zugehen. 

1. Die Geschichte 

Nach über einem Jahrhundert Entwick­
lung des Feuerwehrwesens in Deutsch­
land gibt es heute in der Bundesrepublik 
Deutschland in jeder Gemeinde bzw. 
Stadt eine Feuerwehr. Rund t ,6 Mio. 
Männer, Frauen und Jugendliche verse­
hen in den verschiedenen Feuerwehr­
sparten - Freiwillige Feuerwehr, Berufs­
feuerwehr, Werkfeuerwehr sowie Ju­
gendfeuerwehr - ihren Dienst. Pflicht­
feuerwehren, die nach den geltenden 
Brandschutzgesetzen in der Bundesre­
publik Deutschland noch möglich sind, 
gibt es derzeit in keiner Gemeinde, da 
sich ausreichend Bürger für den ehren­
amtlichen oder hauptberuflichen Dienst 
in den Feuerwehren zur Verfügung stei­
len. Das Anwachsen der Zahl der Feuer­
wehren in den letzten 140 Jahren zeigt 
deutlicher als viele Worte, wie sehr die­
se Einrichtung einer Notwendigkeit ent­
sprach. Was auch immer die Motive wa­
ren, die die Männer und Frauen in die 
Feuerwehr führten, der Strom der Hilfs­
bereitschaft in dieser Org,anisatlon stieg 
ständig an, und auch heute ist dieser 
Wille zur Hilfe ungebrochen. Keine ge­
setzlichen Verpflichtungen, sondern die 
Bereitschaft zum Helfen, wo Not am 
Mann ist, veranlaßt die Bürger zum 
Dienst in den Feuerwehren. 

Die Feuerwehren der Bundesrepublik 
Deutschland gliedern sich gegenwärtig 
(Stand 1982) in 

• Freiwillige Feuerwehr mit 
893900 Mitgliedern 

• Jugendfeuerwehr mit 
99900 Mitgliedern 

• Berufsfeuerwehr mit 
22000 Mitgliedern 

• Werkfeuerwehr mit 
40700 Mitgliedern 

Gesamt 1056500 Mitglieder. 

2. Rechtsgrundlagen für die 
Feuerwehren 

Nach dem Grundgesetz der Bundesre­
publik Deutschland haben die Länder 
das Recht der Gesetzgebung für das 
Feuerwehrwesen und den Katastrophen­
schutz sowie für den RettungSdienst. 
Bundestag und Bundesregierung haben 
nach der Verfassung somit hier kein 
Mitwirkungsrecht, außer im Rahmen der 
"Erweiterung des Katastrophen­
schutzes" . 

Die Feuerwehren der Bundesrepublik 
Deutschland sind Einrichtungen der Ge­
meinden, denen durch Landesgesetze 
die Aufgabe des Feuerschutzes als 
Pflichtaufgabe nach Weisung übertragen 
worden ist; die Feuerwehren sind somit 

hoheitliche Einrichtungen. Die in Lan­
desgesetzen niedergelegten rechtlichen 
Voraussetzungen für die Feuerwehren 
gleichen sich in den wesentlichen Be­
stimmungen, verleihen den deutschen 
Feuerwehren aber doch ein gewisses 
buntes Kleid des Föderalismus. Trotz al­
ler Unterschiedlichkeit der gemäß dem 
Grundgesetz auf Länderebene geschaf­
fenen Gesetze ist in allen die Aufgaben­
steilung gleich, nämlich: 

• Abwehr von Gefahren, die der Allge­
meinheit oder den einzelnen durch 
Schadenfeuer drohen, 

• Hilfeleistung bei anderen öffentlichen 
Notständen. 

Trotz unterschiedlicher Formulierungen 
und Regelungen im einzelnen wird es 
bei den Feuerwehren aller Sparten 
selbst niemals zu Reibungen kommen, 
weil sie alle aus der gleichen ideellen 
Einstellung heraus vom menschlichen 
und nicht nur vom gesetZlichen Stand­
punkt aus tätig werden. 

Nach den in allen Bundesländern gel­
tenden Gesetzen über den Feuerschutz 
ist in jeder Gemeinde eine Feuerwehr 
aufzustellen, woraus sich ein dichtes 
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Netz von Feuerwehren ergibt. Nach den 
Brandschutzgesetzen sind die Gemein­
den verpflichtet, einen ausreichenden 
Brandschutz sicherzustellen. So sind die 
Feuerwehren eine Einrichtung der jewei­
ligen Gemeinde. Zu der kommunalen 
Feuerwehr gehören die Feuerwehr­
sparten: 

• Freiwillige Feuerwehr 
• Pflichtfeuerwehr 
• Berufsfeuerwehr 
Wenn eine Freiwillige Feuerwehr nicht 
zustande kommt, hat die Gemeinde eine 
Pflichtfeuerwehr einzurichten. Das glei­
che gilt auch, wenn eine bestehende öf­
fentliche Feuerwehr nicht ausreichenden 
Feuerschutz gewährleistet. Die Pflicht­
feuerwehr Wird vom Leiter der Feuer­
wehr (Freiwillige Feuerwehr oder Be­
rufsfeuerwehr) geführt. Herangezogen 
werden zur Pflichtfeuerwehr kann jeder 
männliche Einwohner vom 18. bis zum 
60. Lebensjahr. Auch bei technlachen HIHelel. tungen kommt die Feuerwehr zum Einsatz. Foto: Oelmler Ben.z AG 

Aufgaben der Trager 

Die Gemeinden sind Träger des Feuer­
schutzes Die Bezeichnung Träger be­
deutet, daß dieser die anfallenden Ko­
sten zu tragen hat, was jedoch nicht 
ausschließt, daß das Land insbesondere 
für Beschaffungs- und Baumaßnahmen 
Zuschüsse aus der Feuerschutzsteuer 
leistet, um so den jeweiligen Träger zu 
entlasten. Zur Bekämpfung von Scha­
denfeuern sowie zu Hilfeleistungen un­
terhalten die Gemeinden den örtlichen 
Verhalt nissen entsprechend leistungsfä­
hige Feuerwehren, treffen Maßnahmen 
zur Verhütung von Branden und sorgen 
fur eine ausreichende Löschwasserver­
sorgung. Soweit überörtliche Regelun­
gen notwendig sind, haben die Kreise 
gemeinsame Einrichtungen für die Feu­
erwehren Ihres Gebietes zu unterhalten. 
Das Land schließlich hat die Aufgabe, 
den Feuerschutz und die Hilfeleistung 
zu fördern sowie die notwendigen zen­
tralen Ausblldungsstatten zu betreiben. 

Die Feuerwehren 

Die einschlaglgen Gesetze enthalten die 
Bestimmungen über die Feuerwehren 
und Ihre Angehörigen. Die Feuerwehren 
Sind unterteilt In öffentliche Feuerwehren 
(Berufsfeuerwehren, Freiwillige Feuer­
wehren , Pflichtfeuerwehren) sowie Be­
triebs- und Werkfeuerwehren. 

Die Aufgaben der Feuerwehren Sind: 

• Brandbekampfung 
• Technische Hilfeleistung 
• Rettungsdienst 
• Katastrophenschutz 

Neben der Brandbekämpfung gehört al­
so die Hilfeleistung bel Unglücksfällen, 
die Rettung von Menschen und Tieren 
aus Notlagen und die Bergung von 
Sachwerten zu den gesetzlichen Aufga-

54 ZS·MAGAZIN 3/84 

ben der Feuerwehr. Auch Sind die Feu­
erwehren nach den Landesgesetzen zur 
nachbarlichen Löschhilfe verpflichtet. 
Hierbei addieren sich die kleineren Ein­
heiten mehrerer Orte an der EinsatzsteI­
le zu größeren Einheiten mit den im Ein­
zelfall benötigten SpezIalgeräten. Auf 
diesem AdditionsprinzIp beruhen 
Schlagkraft und Vielseitigkeit der Feuer­
wehren . Zur Erfüllung dieser überörtli­
chen Aufgaben sind die Feuerwehren 
der Stadte und größeren Gemeinden als 
Stützpunkte mit zusatzlichen und spe­
ziellen Geräten ausgerüstet, mit Spezial­
geräten, die nicht in jeder Gemeinde vor­
gehalten werden können. 

AufSicht 

Die Aufgaben und Einrichtungen von 

• Gemeinden 
• Kreisen 
• Regierungsbezirken 
• Ländern 
sind in den Brandschutzgesetzen fest­
gelegt. Hier wird die AufSicht über die 
Feuerwehr geregelt. Aufsichtsbehörden 
sind der OberkreisdIrektor, der Regie­
rungspräsident und der Innenminister. 
Die Aufsichtsbehörden sind berechtigt, 
jederzeit den Leistungsstand der öffent­
lichen Feuerwehren zu überprüfen. Sie 
können Weisungen erteilen, um die ge­
setzmäßige Erfülfung der den Gemein­
den und Kreisen nach dem Gesetz ob­
liegenden Aufgaben zu Sichern. 

Pflichten der Bevölkerung 

In den Gesetzen werden auch die 
Pflichten der Bevölkerung festgelegt. 
Man unterscheidet hier zwischen Melde­
pflicht, Hilfeleistungspflicht sowie Pflich­
ten der Grundstückseigentümer und 
Besitzer. 

Unter Meldepflicht ist zu verstehen, daß 
jemand, der ein Schadenfeuer, einen 
Unglücksfall oder ein anderes Ereignis, 
durch das Menschen oder erhebliche 
Sachwerte gefährdet sind, entdeckt, ver­
pflichtet ist, dies unverzüglich der näch­
sten Feuerwehr- oder Polizeidienststelle 
zu melden. 

Unter Hilfeleistungspflicht ISt zu verste­
hen, daß der Einsatzleiter der Feuerwehr 
berechtigt ist, in bestimmten Fällen Per­
sonen zur Hilfeleistung oder zur Gestel­
lung von Hilfsmitteln oder Fahrzeugen 
heranzuziehen. 

Die Pflichten der Grundstückseigentü­
mer und Besitzer sind im wesentlichen, 
die Brandschau sowie das Anbringen 
von Feuermelde- und AlarmeinrIchtun­
gen sowie Hinweisschildern ohne Ent­
schädigung zu dulden. Bei Schadenfeu­
er oder öffentlichen Notständen dürfen 
die Feuerwehrmänner oder sonstige 
beim Einsatz dienstlich tätige Personen 
fremde Grundstücke betreten oder diese 
für Arbeiten zur Abwendung der Gefahr 
benutzen. 

Wenn jemand einen Schaden erleidet, 
ist ihm dieser zu ersetzen. 

2.1 Kalaslrophenschutzgesetze der 
Bundesländer 

Zu den Pflichtaufgaben der Feuerwehren 
im friedensmäßIgen Einsatz gehört, bei 
öffentlichen Notständen, die durch Na­
turereignisse, Einstürze, Unglücksfälle 
und dergleichen verursacht sind, Hilfe 
zu leisten und den einzelnen und das 
Gemeinwesen vor hierbei drohenden 
Gefahren zu schützen. Aufgabe des Ka­
tastrophenschutzes ist, Katastrophen ab­
zuwehren, Katastrophenzustände zu be­
seitigen und die dafür notwendigen Vor­
bereitungen zu treffen. 



Eine Katastrophe ist dann gegeben, 
wenn ein Ereignis so erhebliche Störun­
gen oder unmittelbare Gefährdungen 
der öffentlichen Sicherheit oder Ord­
nung verursacht, daß es nur durch Ein­
satz der für den Katastrophenschutz be­
reitgehaltenen Einheiten und Einrichtun­
gen beseitigt werden kann. Es müssen 
Leben oder Gesundheit zahlreicher 
Menschen, erhebliche Sachwerte oder 
die lebensnotwendige Unterkun« oder 
Versorgung der Bevölkerung unmittelbar 
gefährdet oder wesentlich beeinträchtigt 
sein. 

Von Notständen sprechen wir, wenn Le­
ben, Gesundheit, Eigentum und Versor­
gung der Bevölkerung bedroht sind. Ein 
Notstand ist öffentlich, wenn er einen 
unbestimmten Personenkreis trifft oder 
treffen kann. 

Zur Beseitigung dieser größeren Scha­
densereignisse haben die Bundesländer 
eigene Katastrophenschutzgesetze ver­
abschiedet. Der friedens mäßige Kata­
strophenschutz ist in diesen Gesetzen 
geregelt. Die Verantwortung für die Auf­
rechterhaltung der öffentlichen Sicher­
heit und Ordnung und damit für die 
Katastrophenabwehr liegt jeweils beim 
Innenminister des Bundeslandes. 

Die im Katastrophenschutz mitwirkenden 
Organisationen , die privaten und öffentli­
chen Hilfsorganisationen, stellen folgen­
de Fachdienste auf: 

• Brandschutzdienst 
• Bergungsdienst 
• Instandsetzungsdienst 
• Sanitätsdienst 
• ABC-Dienst 
• Betreuungsdienst 
• Fernmeldedienst 
• Versorgungsdienst 

Die im Katastrophenschutz mitwirkenden 
privaten Organisationen müssen dem 
Gesetzgeber (der Landesregierung) ge­
genüber ihre Mitwirkung schriWich erklä­
ren. Die Landesregierung prü« die Eig­
nung der privaten Organisationen und 
erklärt sie bei entsprechender Eignung 
zu "im Katastrophenschutz tätiger Orga­
nisation w

. 

2.2 Rettungsgesetze der 
Bundesländer 

Die Aufgaben des Rettungsdienstes 
werden in Gesetzen der Länder be­
schrieben. Die Aufgabe des Rettungs­
dienstes ist es, bei Nottallpatienten le­
bensrettende Maßnahmen am Nottallort 
durchzuführen und die Transportfähig­
keit herzustellen sowie diese Personen 
unter Aufrechterhaltung der T ransportfä­
higkeit und Vermeidung weiterer Schä­
den in ein geeignetes Krankenhaus zu 
bringen. In den einzelnen Bundeslän­
dern wird der RettungSdienst von den 
Sanitätsorganisationen und der Feuer­
wehr durchgeführt. Der Anteil dieser Or-

Im Rlhrnen des Kata­
.trophenachutzes 
nimmt die Feuerwehr 
die Aufgaben de. 
Brandachutzdlenlill 
wahr. Foto: Fratz.r 

ganisation am Rettungsdienst ist unter­
schiedlich. In einigen Bundesländern 
wird der RettungSdienst vorwiegend von 
den Feuerwehren durchgeführt. Der pro­
zentuale Anteil der Feuerwehren am ge­
samten Rettungsdienst in der Bundesre­
publik Deutschland beträgt rund 30 % 
der anfallenden Rettungstransporte. 

2.3 Katastrophenschutzgesetz 
des Bundes 

Da zu den Pflichtaufgaben der Feuer­
wehren die Mitwirkung im friedensmäßi­
gen Katastrophenschutz gehört, wirkt 
die Feuerwehr aufgrund des "Gesetzes 
über die Erweiterung des Katastrophen­
schutzes· (aus dem Jahre 1968) auch 
bei der Beseitigung besonderer Gefah­
ren und Schäden, die im Verteidigungs­
fall drohen, mit. 

Für die Hilfeleistung und die Rettungs­
maßnahmen bei friedensmäßigen Kata­
strophen und im Verteidigungsfall gibt 
es im Grundsatz nur einen einheitlichen 
Katastrophenschutz. Das vorhandene 
Potential des friedensmäßigen Katastro­
phenschutzes wird den Bedürfnissen 
des Zivilschutzes (Verteidigungsfall) ent­
sprechend zusätzlich ausgestattet und 
ausgebildet sowie durch weitere Kräfte 
verstärkt. Der einheitliche Katastrophen­
schutz wird von Bund und Ländern ge­
meinsam finanziert . Dabei haben die 
Länder die Kosten für den friedensmäßi­
gen Katastrophenschutz zu tragen, wäh­
rend der Bund die Kosten für die durch 
Zivilschutzzwecke erforderlichen Maß­
nahmen übernimmt. Nach einer Verwal­
tungsvorschri« zum Katastrophenschutz­
gesetz des Bundes für die " Erweiterung 
des Katastrophenschutzes" werden der 
Feuerwehr die Fachdienstaufgaben im 

• Brandschutzdienst 
• ABC-Dienst 
• Fernmeldedienst 
• Bereiche des Bergungsdienstes 

übertragen. Der Bund hat lür den V-Fall 
bisher nur einen geringen Teil der Feu­
erwehrfahrzeuge beschafft und diese 
den in Frage kommenden Feuerwehren 
überlassen. Sie stehen auch für den 
täglichen friedensmäßigen Einsatz zur 
Verfügung. 

3. Struktur der Feuerwehren 

Hier soll ein Überblick gegeben werden 
über die Struktur der Feuerwehren in 
der Bundesrepublik Deutschland. Insbe­
sondere aber auch auf das Wirken, den 
Aufbau und die Zielsetzung der Feuer­
wehrverbände. 

3.1 Gesamtstruktur 

Die Struktur unserer Gesellschaft ist in 
einem ständigen Wandel begriffen. Die 
Feuerwehren bleiben davon nicht unbe­
rührt . Von diesem Wandel unmittelbar 

Aktuelle Termine 

32. Delegiertenversammlung des 
Deutschen Feuerwehrverbandes 
am Freitag, den t. JUni 1984, In Holz­
mindenlWeser. 

Beginn 9.00 Uhr nichtöffentlicher Teil, 
10.45 Uhr öffentlicher Tei 

Bundesausscheidungen für die 
VIII. Internationalen Feuerwehr­
wettkämpfe 1985 am 1. und 2. Juni 
1984 In Holzminden/Weser. 

Training. Freitag, 1 JUni, 
11.00-16.00 Uhr. 

Wettkampf: Samstag, 2. Juni, 
8.00-18.00 Uhr. 

Teilnehmer: 59 Feuerwehren aus neun 
Bundesländern. 
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betroffen wurde ihre Aufgabe, ihre Aus­
rüstung und Ihre Ausbildung, da sich der 
Schwerpunkt der Einsatze von der 
Brandbekämpfung zur technischen Hilfe­
leistung verlagert hat und künftig auch 
weiter verlagern wird . Dieser Entwick­
lung mußten die einzelnen Landesregie­
rungen in der Bundesrepublik Deutsch­
land durch entsprechende Maßnahmen 
in den letzten Jahren begegnen, da 
mehr und mehr deutlich wurde, daß die 
Feuerwehren der Gemeinden mit ihren 
Ausrüstungen diesen EinsatzrisIken oft 
kaum noch gewachsen waren. 
Stadt und Land unterscheiden sich nicht 
grundsatzlieh nach der Art der Gefahren, 
für die eine Feuerwehr nötig ist. Gefähr­
liche Güter kommen über Straße und 
Schiene überall hin. Fabriken stehen 
auch im Schutzbereich dörflicher Freiwil­
liger Feuerwehren. Große Ferienzentren 
gehören ebenfalls zu deren Schutzob­
lekten. Vie Freiwilligen Feuerwehren 
wurden bis heute allen diesen Aufgaben 
gerecht. Selbstverständlich muß die 
Ausrüstung standig den Risiken ange­
paßt und die Ausbildung laufend vertieft 
werden . In einigen Gemeinden ist es 
notwendig geworden, für bestimmte 
Aufgaben der Feuerwehr hauptamtliche 
Kräfte anzustellen. Die ständige Beset­
zung von Leitstellen und der Umfang 
von Wartungs- und Pflegearbeiten an 
den Geraten haben dieses erforderlich 
gemacht. 
Der Wert der Freiwilligen Feuerwehren 
für die Gemeinschaft ist nicht allein an 
Einsatzzahlen abzulesen. Über diese 
Leistung hinaus sind die Feuerwehren 
auch Beispiel und Vorbild für andere. 
Nicht selten beleben die Freiwilligen 
Feuerwehren In den Gemeinden die Ge­
meinschaft des Dorfes. Die stärken dort 
das ZusammengehÖrigkeitsgefühl der 
Menschen. Ihre stete und freiwillige 
Hilfsbereitschaft gibt ein Beispiel, das 
auf andere Lebensbereiche ausstrahlt. 

3.2 Struktur der Frefwliligen 
Feuerwehr 

Daß die Freiwilligen Feuerwehren in der 
Bundesrepublik Deutschland die Basis 
für das gesamte Feuerwehrwesen bil­
den, wurde bereits in den vorherigen 
Abschnitten herausgestellt. Der Name 
"Freiwillige Feuerwehr· besagt berells, 
daß die Feuerwehrmänner in diesen 
Feuerwehren fre iwillig ihren Dienst ver­
sehen, ehrenamtlich und uneigennützig 
zum Wohle der Bürger. Ein Dienst ne­
ben der beruflichen Tätigkeit; im Falle 
eines Einsatzes verlassen diese Manner 
umgehend Ihren Arbeitsplatz und ellen 
zur Einsatzstelle. Daß die größte Anzahl 
der Freiwilligen Feuerwehren nicht in 
den Stadten, sondern In den Gemein­
den tatig ist. geht aus nachstehender 
Tabelle über den Wohnort der Feuer­
wehrmanner hervor: 
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Wohnort Aktive der Feuerwehren Aktive der KatS­
Organisationen (ohne FF) 

Dorf 
Kleinstadt 
MItteistadt 
Vorort einer Großstadt 
Großstadt 

67,9% 
12,3% 

7,3% 
9,4% 
3,1 % 

36,5% 
14.2% 
14.8% 
17.9% 
16.6% 

Die berufsspezifische spate re Abkömm­
lichkeit vom Arbeitsplatz hangt ursäch­
lich mit den beruflichen Aufgaben am 
Arbeitsplatz zusammen. Daß bei einer 
Alarmierung nur knapp die Hälfte der 
Feuerwehrmänner sofort zum Einsatz 
zur Verfügung steht, hangt zusammen 

mit den Tätigkeiten am Arbeitsplatz und 
mit der Beschäftigung außerhalb des 
Wohnortes (Pendlergemeinden). Die so­
fortige Abkömmlichkeit der Feuerwehr­
männer zwischen Land und Stadt ist un­
terschiedl ich: 

am Arbeitsplatz Bel Alarmlerung 

abkömmlich Land Stadt Land Stadt 

sofort 
Innerhalb 1 Std. 
sonsliges 

82,4% 
4,3% 

t3,3% 

77,6% 
9,7% 

12.7% 

42,0 % 
13,2% 
44 ,8% 

38,3% 
15,1% 
46,6% 

3.3 Der freiwillige Feuerwehrmann 

Daß die Freiwilligen Feuerwehren In der 
Bundesrepublik Deutschland in ihren 
Gemeinden und Städten einen wichtigen 
kulturellen Faktor darstellen , ISt unbe­
stritten. Die Feuerwehren bilden einmal 
einen Faktor der allgemeinen Sicherheit 
für den Bürger, andererseits aber einen 
Mittelpunkt im Leben der Gemeinschaft 
der Gemeinde. Im land lichen Bereich 

GemeInschaftsleben 

eingestuft als Land 

sehr Wichtig 86,6 
.. weniger wichtig 13,4% 

3.4 Motivation 

Für Außenstehende stellt sich immer 
wieder die Frage, welche Motivation ha­
ben die freiwilligen Feuerwehrmänner, 
um ständig dem Nächsten In seiner Not 
und Gefahr zu helfen. Welche materiel­
len Entschädigungen bekommen sie da­
für oder machen sie dieses alles fre iwil­
lig, ehrenamtlich und unentgeltlich? 

Die Feuerwehrmänner dienen freiwillig , 
nicht um Anerkennung zu erhalten, son­
dern, weil sie von dem Gedanken be­
seelt sind, ihre ganze Kraft und ihren 
Willen und, wenn es sein muß, ihre Ge­
sundheit oder Ihr Leben aufs Spiel zu 
setzen, um den Nächsten zu helfen. 

Das Wort" freiwillig" drückt aus, daß es 
sich hier um eine Leistung handelt, die 
aus eigenem Antrieb bereitwillig, das 
heißt aus innerer Überzeugung und 
nicht berufsmäßig unter dem Gesichts­
punkt der Bezahlung erbracht wird. Die 

liegt in der Feuerwehr das Bedurfnis 
nach gesellschaftlichem Leben etwas 
höher als Im städtischen Bereich. Die­
ses hängt vermutlich damit zusammen, 
daß im städtischen Bereich das FreIZeIl­
angebot größer ist als im landlichen Be­
reich. Wie hoch die Mitglieder der Frei­
willigen Feuerwehren das GemeIn­
schaftsleben einschätzen , ergibt sich 
aus nachfolgender ÜberSicht: 

In der FF KatS-Organ. 

Stadt Gesamt (ohne FF) 

78,8% 87,1 % 80,5% 
21,2% 12,9% 19,5% 

Freiwilligen Feuerwehren halten deshalb 
auch heute und In der Zukunft daran 
fest, daß fur Übungsdienst und Kame­
radschaft dem einzelnen keinerlei Ent­
schädigung gewahrt wird. 
Der freiwillige Feuerwehrmann erwartet 
bei seinem Eintritt in die Feuerwehr kei­
ne materiellen Vorteile, keine Bezahlung 
oder Vergütung, aber er setzt voraus, 
daß man sein Engagement anerkennt. 
Das Tätigwerden der Feuerwehren ISt 
ein klassisches Beispiel für das Verant­
wortungSbewußtseIn des StaatSburgers 
gegenüber der Gemeinschaft. 
Die Rechte und Pflichten des Feuer­
wehrmannes sind in den Brandschutz­
gesetzen der Bundesländer geregelt 
und festgelegt. Den Feuerwehrmannern 
dürfen aus ihrem Dienst n der Freiwilli­
gen Feuerwehr keine Nachteile im Ar­
beitsverhältniS sowie in der SOZial- und 
Arbeitslosenversicherung entstehen. 

(Wird fortgesetzt) 



o LRG DEUTSCHE LEBENS-RETTUNGS-GESELLSCHAFf 

Rettungsschwimiller der DLRG 
beim Bau einer Freileitung 

Anstricharbeiten an den Masten der 
Freileitungen müssen - da zumindest 
zum Anstrich der Traversen stets Frei­
schaltungen erforderlich sind - lange im 
voraus geplant werden. Bei der Bestim­
mung so frühzeitiger Termine ist aller­
dings nicht vorauszusehen, welche Er­
eignisse zum Zeitpunkt der Ausführung 
der Arbeiten eintreten können . So ge­
schehen im vergangenen Jahr, als das 
Hochwasser des Rheins die zwischen 
den Städten Dormagen und Monheim 
verlaufende 380-kV-Leitung erreichte. 
Dort war mit den Korrosionsschutzarbei­
ten der 26 Maste mit ca. 34000 m' an­
zustreichender Fläche im September 
1982 begonnen worden . Drei Firmen 
beschäftigten bis zu 50 Anstreicher. 

Die geplante Freischaltung der Leitung, 
an der immerhin 600 MW angeschlos­
sen sind, traf nun ausgerechnet mit dem 
Hochwasser des Rheins zusammen und 
konnte nicht rückgängig gemacht 
werden. 

Der im Hochwasser stehende Leitungs­
abschnitt erstreckte sich in dem schnell 
dahinfließenden Wasser über eine Län­
ge von mehr als drei Kilometer. Die Ma­
ste standen bis zu 2,50 m mit den Eck­
stielen im Wasser. Am 9. Apri l war das 
Hochwasser so weit zurückgegangen, 
daß nur noch drei Maste voll im Wasser 
standen. 

Wie sollte es weitergehen? Eine weitere 
Freischaltmöglichkeit der Maschinenlei­
tung war für lange Zeit nicht in Sicht. 
Hilfesuchend wandte sich der Leiter der 
Anstrichgruppe der Abt. E-Leitungsbau 
an die örtliche Feuerwehr, die ihn an die 
DLRG, Gruppe Monheim, verwies. 

Wenngleich es nicht die Aufgabe der 
Rettungsschwimmer der DLRG ist, kom­
merziell arbeitende Unternehmen bei 
der Erfüllung ihrer Aufgaben oder Arbei­
ten zu unterstützen, so wollten die 
DLRG-Aktiven in diesem besonderen 
Fall ihre Unterstützung nicht versagen. 
Sie transportierten mit einem Motor-Ret­
tungsboot elf Anstreicher und das Mate­
rial über die riesige Wasserfläche von 
Mast zu Mast, so daß die Arbeiten frist­
gerecht beendet werden konnten. 

Ein dankenswertes Beispiel nach­
ahmenswerter Hilfsbereitschaft. 

(Quelle : RWE Verbund) 
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Es hat gefunkt 

Bertiner DLRG·Wasseneltungsdienst 
seit 1984 mit 

" ... Querverbindung frei ... Pelikan 25 
von Adler 3 ... kommen .. . Äskulap 7 
hat mitgehört . .. Florian 9 ... aus mei-
ner Leitung 'raus ... Anrufer ... nicht 
gehört ... Ende." 

Zugegeben, derartigen Wellensalat gibt 
es selbstverstandlich nicht Im Wasser­
rettungsdienst, obwohl schon gelegent­
lich Freude aufkommt, wenn ein - zwar 
gut ausgebildeter, aber aufgeregter -
Funksprecher statt der vorgesehenen 
Einsatzmitteilung "Segelboot mit Mast­
bruch" ein hastiges "Da hat's geknackt, 
Mann!" spendiert. 

Das allein würde auch keinen Umbau 
einer FunkieltsteIle nach sich ziehen. 
Tatsächlich wurde die Erneuerung der 
Berliner Funkleitstelle ,m DLRG-Haus in 
Berlln-Spandau zwischen Pichelssee 
und Scharfer Lanke wegen Überalterung 
der vorhandenen, zwölf Jahre alten An­
lage, der ständig wachsenden Zahl an 
Einsätzen sowie der Mitarbeit des Lan­
desverbandes im Katastrophen-Hilfs­
dienst dringend notwendig. 

Berlin ist die Stadt der Wasserstraßen, 
Häfen und Seen. Den größten Anteil an 
dieser Wasserfläche beansprucht die auf 
verschiedenste ,weise ,n den Sommer­
monaten besonders genutzte Havel­
Seen-Kette. Die Havel ist eine Wasser­
straße, die von der Personen- und Gü­
terschiffahrt befahren und von den Berli­
nern in der warmen Jahreszeit als Was­
sersport- und Badegebiet ungewöhnlich 
stark belastet Wird. 

Für Ihre Mitbürger hat die DLRG ge­
meinsam mit den Partnerorganisationen 
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der Arbeitsgemeinschaft Wasserret­
tungsdienst im Auftrag des Senators für 
Inneres einen weit verzweigten, gut aus­
gebauten Wasserrettungsdienst einge­
richtet. An den Einsatztagen werden die 
27 DLRG-Wasserrettungsstationen re­
gelmäßig von ungefähr 500 lungen 
Frauen und Männern besetzt, die auf ei­
ner 80 km langen Uferstrecke (manch­
mal auch Küste genannt) ihre jeweiligen 
Standorte und Bereiche zu Fuß und vom 
Boot aus betreuen. Für diese Boote -
aber auch vier Kraftfahrzeuge - werden 
im Rettungsdienst gute Funkverbindun­
gen auch mit Handsprechfunkgeräten 
auf allen Berliner Wasserwegen und im 
Stadtgebiet erforderlich. In besonderen 
Einsatzfällen muß die Alarmierung von 
Kräften über Meldeempfänger auch in 
allen Berliner Bezirken Sichergestellt 
sein. So wollten wir das haben. Um die­
se Forderungen zu erfüllen, wurden ne­
ben den Im DLRG-Haus installierten 
zentralen Einrichtungen auf dem Steg­
litzer Kreisel in Steglitz und auf einem 
Hochhaus in Spandau je eine Doppelan-

lage Teleregent 11 von AEG-Telefunken 
für das 2-m- und 4-m-Band sowie eine 
EInzeianlage für das 2-m-Band auf ei­
nem Hochhaus In Charlottenburg er­
richtet. 

Die beiden Doppelanlagen sind mit ei­
nem hochstabilen Frequenznormal und 
Einrichtungen zum Laufzeitausgleich 
ausgestattet. Hiermit ISt ein Gleichwel­
lenbetrieb gleichzeitig über zwei Sender 
und somit eine weitestgehende flächen­
deckende Funkversorgung des Berliner 
Stadtgebietes möglich . Um die Anlagen 

den Erfordernissen des taglichen Betrie­
bes anpassen zu können, wurden Fern­
steuerungen zur Übertragung und Aus­
wertung von bis zu zehn Steuerbefehlen 
eingebaut. Die 2-m-Slmplexanlage in 
Charlottenburg kann im Bedarfsfall als 
zusätzlicher Empfänger an die Empfän­
gerauswahl des 2-m-Gleichwellenfunkes 
zuge schaltet werden. 

Neben diesen "ausgelagerten" Funkan­
lagen sind in einem Funktisch zusätzlich 
ein FuG 8 b-I (4-m-Band-Gerät). ein 
FuG 9c (2-m-Band-Gerät) und ein Tele­
car TS (2-m-Band-Gerät) für den be­
weglichen Betriebsfunk installiert. Diese 
Geräte können Im Falle von LeItungsstö­
rungen als Relaiszubringer, als Reserve­
geräte oder, wenn eine örtliche Leitstelle 
aufgebaut wird, als Mithöreinrichtung 
oder als Überwachungsempfänger 
dienen. 

Die zentralen Einrichtungen bestehen 
aus zwei Funktischen der Firma AEG­
Telefunken vom Typ SFL 1212 mit Je 
zwei Arbeitsplätzen. Diese Funktische 
sind als Kompaktvermittlung mit einge­
bauter Elektronik konZipiert . Jeder der 
sechs Funkkreise ist von jedem Platz 
bedienbar. Die Benutzung eines Funk­
kreises Wird auf den anderen Plätzen 
angezeigt. Bei Belegung eines FunkkreI­
ses durch einen Funkteilnehmer Wird die 
Anrufkontrollampe durch die Modulation 
auf Blinken geschaltet und blinkt ca. 
5 Sek. nach. Beim Abfragen leuchtet die 
Lampe ständig. Wird von diesem Platz 
ein anderer Teilnehmer abgefragt, wird 
automatisch umgeschaltet. Die Schal­
tung von Funk-Funk- und Funk-Draht­
Verbindung ist als Einzel- oder Sammel­
verbindung möglich. In die Anlage sind 
vier Telefonnebenstellenleitungen Inte­
griert. Sie Sind von ledem Platz abfrag­
bar und mit einem automatischen Ruf­
nummerngeber ausgestattet. 

Als Besprechungseinrichlungen für alle 
Funk- und Drahtleitungen dient alternativ 
ein Handapparat, ein Mikrofon mit Fuß­
taste und Lautsprecher oder eine Hör­
Sprech-Garnltur. Für den Nachtbetrieb 
können Lautsprecher und Wecker durch 
Rufsignal durchgeschaltet werden. 

Für drei Funkkreise sind je ein Casset­
tengerät mit Sprachsteuerung fest auf­
geschaltet. Ein ivertes Gerät ISt wahlwei­
se auf die restlichen Funk- oder Draht­
leitungen aufschaltbar. 

H. Stahr / D. Schulze 



DLRG infotnlierte in München zu Fragen 
der Siehelheit im und am Wasser 
Internationaler Caravan-, Boots- und Reisemarkt ein Tummelplatz für Wassersportier 

Zu den bedeutenden Plätzen Deutsch­
lands, an denen sich in jedem Jahr die 
Wassersportbegeisterten treffen, gehört 
die Stadt München. Treffpunkt für Seg­
ler, Surfer, für Motorbootlührer, Reiselu­
stige und Camper war auch in diesem 
Jahr einmal mehr die C-B-R, die inter­
nationale Ausstellung Caravan, Boot und 
Reisemarkt. 

Es präsentierte sich dem Besucher ein 
Angebot, das von Segelbooten bis Mo­
torbooten, vom Schlauchboot über Mo­
toren bis zur Schiffsausrüstung und vom 
Campingzubehör bis hin zum luxuriösen 
Reisemobil reichte. Annähernd 200000 
Besucher sprechen dafür, daß das Inter­
esse am Wassersport gerade auch im 
"Seenland" Bayern nach wie vor groß 
ist. 

Dort, wo Wassersport-Aktivisten und 
-Interessierte zusammenkommen, da 
bietet sich für die DLRG das geeignete 
Umfeld zu breiter Information. Auf einem 
mit zahlreichen Exponaten ausgestatte­
ten Ausstellungsstand informierten die 
bayerischen DLRG-Mitarbeiter über Fra­
gen der Sicherheit im und am Wasser. 

An neun Messetagen wurden viele In­
formationsgespräche geführt sowie um­
fangreiches Aufklärungs- und Informa­
tionsmaterial an die Besucher ausgege­
ben. HÖhepunkte waren auch in diesem 
Jahr die Sonderaktionen auf dem 
DLRG-Stand. Hierzu zählten u. a. die 
Auftritte des Münchener Matrosenchores 
sowie eine Autogrammstunde des TV­
Showmasters Chris Howland. 

Bernd Schäfer 

Wie funktioniert eine korrekte Wiederbelebung? 
DLRG-Mltarbelter gaben Auskunft. 

Eine Neuentwicklung: 
Der Prototyp des .. Vie­
Mr Offshor." fand 
beim sachkundigen 
Münchener Publikum 
großes Inter.lIs. 

Eine Fotowand mit 
Motiven aua der 
DLRG-Arbelt vermlttel­
t. dem Besucher ei­
nen Einblick In das 
Wirken der OlRG. 

Oe, Angebot auf dem 
Internationalen Cara­
van-Boots- und Reise­
markt reichte vom 
Kompaß bis hin zur 
luxus-Segeljacht. 

Schon eine Tradition 
auf DLRG-Measestän­
den: Button. mit Indi­
viduellem Namens.ln­
trag für jung und alt. 
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Auch an anderen 
StJnden w.rben Ret­
tungsboote fOr die 
DlRG. Im Bild ein bis 
heut, fünfzigmai für 
die DLRG gebautes 
Mehrzweck-Rettung ... 
bool 

~ 
Eine " W.I .. rr.ttung.­
Station" prägte von 
waltem da. Bild des 
OLRG-$tandes. 

Eine Attraktion auf 
dem DLRG-Stand: Die 
Banner Ersatzkasse 
ersteUt. Individuelle 
Computer-Ftt~Pro­
gram.".. 

Wa.terbille, Schirm­
mützen und Spiele­
poster waran der lohn 
tOr "n richtig gelegtes 
Puzzle. 

Exponate und Gerät­
"haften aus und tür 
dia Arbeit der DlRG 
g.lben dem Besucher 
etn prax'anahes Bild 
der Was .... rettung.­
Arbon. 

DLRGJugencliche 
nagonen an einem 
Jugel'Nlager 
des THWteil 

Fast schon Tradition ist die Teilnahme 
junger DLRG-Rettungsschwimmer am 
LandeSlugendlager des THW Baden­
Württemberg . Zusammen mit knapp 130 
THW-Junghelfern verbrachten sie zehn 
Tage lang auf dem früheren Manzeller 
Campingplatz am Bodensee. Für die 
THW'ler war es ein Ausbildungslager mit 
vielen praktischen Übungen .quer durch 
den Garten" . Dazu gehörte das Unter­
weisen in Erster Hilfe ebenso wie 
Schwimmen und Bootfahren, Knoten- • 
kunde, das Kennenlernen der Wirkungs­
weise von Flaschenzügen, eine Fern­
meldeausbildung und das Stangen­
schlagen im Wald. 

Aufgabe der DLRG-Retlungsschwlmmer 
war es, die THW-Junghelfer während 
der Wasserausbildung und der Badefrei­
zeiten im Bodensee zu beaufsichtigen. 
Unter Leitung des Lehrscheininhabers 
H. Angerer leisteten acht Rettungs­
schwimmer aus dem DLRG-Bezirk 
Oberschwaben rund 180 Wachstunden. 
Oas Ausbildungsprogramm des THW 
unterstützten die Retlungsschwlmmer 
zum einen durch eine Einweisung über 
die Bootsbergung eines oder mehrerer 
Verunglückten und zum anderen durch 
die Abnahme von verschiedenen 
Schwimmabzeichen. Die Erfolgsmeldung 
lautet für den Deutschen Jugend­
schwimmpaß: 14 Bronze-, 10 Silber­
und 7 Goldabzeichen; für den Deut­
schen Schwimmpaß: 2 Bronze- und 2 
Silberabzeichen und fur den Deutschen 
Rettungsschwimmpaß 2 Silberabzei­
chen. 

Gegen Ende des Lagers durften beide 
Organisationen auf eine gute und kame­
radschaftliche Zusammenarbeit zurück­
sehen. 



Presseschau 
des Inlands 

Schutzräume bleiben 
Mangelware 

Schutzräume bleiben in der Bundesre­
publik Deutschland auch weiterhin Man­
gelware Nummer Eins. Da ein entspre­
chend dotiertes Programm noch immer 
nicht in Sicht ist - man denke nur an 
den damit verbundenen konjunkturellen 
Belebungseffekt für viele Wirtschafts­
zweige -, dürfte sich auch in den näch­
sten zehn Jahren an dieser Lage nichts 
ändern. Dabei ist erwiesen, daß Schutz­
räume nach wie vor die besten Überle­
benschancen bieten. 

Nach den Ausführungen von Staatsse­
kretär Carl-Dieter Spranger stellt sich 
die Schutzraumlage wie folgt dar: Ge­
genwärtig stehen bundesweit 2t 84 295 
Schutzplätze zur Verfügung (Stand: 31. 
Dezember 1982). Davon befinden sich 
1389299 Plätze ;n öffentlichen Schutz­
räumen - das sind Schutzbauwerke des 
Zweiten Weltkrieges und Schutzräume 
in Mehrzweckanlagen (Tiefgaragen, U­
Bahn-Bahnhöfe) - und 607253 Schutz­
plätze in Gebäuden der öffentlichen 
Hände (Bund, Länder und Gemeinden). 
Von den in Hausschutzräumen zur Ver­
fügung stehenden 187743 Schutzplät­
zen entfallen: 

- 79138 Plätze auf Hausschutzräume in 
Schulen, 

- 108605 Plätze auf Hausschutzräume 
in Wohngebäuden . 

In den vorstehenden Zahlen sind dieje­
nigen Hausschutzräume nicht berück­
sichtigt, die lediglich durch Inanspruch­
nahme der erhöhten steuerlichen Ab­
schreibungsmöglichkeiten geschaffen 
worden sind. Über weitere behelfsmäßi­
ge Schutzmöglichkeiten aufgrund der 
vorhandenen Bausubstanz, z. B. in aus­
gebauten Kellern, unterirdischen Lager­
räumen und noch aus dem Zweiten 
Weltkrieg erhaltenen privaten Schutzräu­
men, liegen keine Zahlenangaben vor. 

" 

Die Zahl der am 31 . Dezember 1982 
vorhandenen Schutzplätze dürfte sich im 
Jahre 1983 durch Zugang neuer Schutz­
bauwerke insgesamt um rund 100000 
neue Schutzplätze erhöht haben. 

(Gefahrenabwehr, Bonn) 

tungsgebäuden und Tiefgaragen sollten 
von vorherein Schutzräume eingeplant 
werden. Dies käme billiger als ein nach­
träglicher Bau. 

(Aus: Delmenhorster Kurier) 

Mehr Luftschutzkeller 
in der DDR Im Verteidigungsfall 

überfordert .:...c:.::..:..:..::.:..::=-=-________ . Während im Bundesgebiet der Bau von 

Was kann und muß die Pol izei in einem 
Verteidigungsfall tun, und wie ist es um 
den Schutzraumbau in der Bundesrepu ­
blik bestellt? Mit diesen beiden Fragen 
befaßte sich der Fachausschuß für Si­
cherheitspolitik im CDU-Landesverband 
Oldenburg . In die Thematik führten Poli­
zeidirektor Heinz Steguweit und der 
Landtagsabgeordnete und frühere 
Oberstleutnant Hans-Jörg Schramm ein. 

Die Polizei ist, dies wurde auf der Ver­
anstaltung deutlich, in einem Verteidi­
gungsfall nicht in der Lage, alle anfallen­
den Aufgaben optimal zu bewältigen. 
Sie wäre personell überfordert. Auch die 
Hilfe der Katastrophenschutzorganisatio­
nen würde nicht ausreichen. Deshalb 
wurde vom CDU-Fachausschuß der Vor­
schlag zur Diskussion gestellt, die nicht 
mehr der Wehrpflicht unterliegenden 
Reservisten zu Hilfsdiensten heranzu­
ziehen. Sie müßten dann in Kurzlehr­
gängen für ihre pOlizeilichen Hilfsaufga­
ben ausgebildet werden. Dann könnten 
die Reservisten im Verteidigungsfall den 
Schutz wichtiger Versorgungseinrichtun­
gen wie Wasserwerke , Post- und Fern­
meldestellen übernehmen und die Poli­
zei personell entlasten. 

Den Schutzraumbau hält die CDU für 
völlig ungenügend. Dies beeinträchtigte, 
so Schramm, die Verteidigungsfähigkeit 
der Bundesrepublik gegenüber einem 
Angreifer. Eine Armee sei nur dann ein­
satzfähig, wenn die Soldaten die Zivi lbe­
völkerung in Sicherheit wüßten. Regie­
rungen, die den Schutz der Bürger nicht 
gewährleisten könnten, seien mit An­
griffsdrohungen erpreßbar. Als untragbar 
bezeichnete Schramm, daß bis heute 
ein Erfassungssystem für medizinisches 
Personal fehle. Dies scheitere am Wi­
derstand der Datenschutzbeauftragten. 
Man müsse sich aber fragen, was wich­
tiger sei : der Datenschutz oder Leben 
und Gesundheit der Menschen? 

Beim Schutzraumbau müsse, so der 
CDU-Fachausschuß, die öffentliche Ver­
waltung mit gutem Beispiel vorangehen. 
Beim Neubau von Schulen, Verwal-

Schutzräumen für die Bevölkerung ein 
Schattendasein führt, läuft zur Zeit in der 
DDR ein großangelegtes Programm zur 
"geschützten Unterbringung " der Bevöl­
kerung in Wohngebieten , Betrieben und 
Schulen. Einer kürzlich im Ostberliner 
Staatsverlag erschienenen Broschüre 
zufolge, wurden bereits "i n allen Bezir­
ken spezielle Beschlüsse zur geschütz­
ten Unterbringung gefaßt". 

Parallel zum Schutzbauprogramm, das 
von den zuständigen Kommissionen 
möglichst bei allen Neu-, Um- und Er­
weiterungsbauten zu berücksichtigen ist, 
werden offenbar auch rasch einsetz bare 
behelfsmäßige Schutzanlagen vorberei­
tet. In einem Beschluß des Bezirkstages 
Schwerin heißt es beispielsweise, daß 
auf Bezirks- und Kreisebene "die erfor­
derlichen Maßnahmen. zur Herrich­
tung schnell errichtbarer Schutz räume 
und zum Ba~ einfacher Deckungen kon­
zeptionell festzulegen" seien. Zur Ver­
sorgung der Bevölkerung unter Kriegs­
verhältnissen müsse außerdem der 
"Aufbau beweglicher Versorgungsein­
heiten " vorbereitet werden. 

Zur Begründung des" Luftschutzkeller­
programms " heißt es in der Broschüre, 
die NATO plane den Kampf gegen das 
Hinterland des Warschauer Paktes, um 
"das ökonomische Potential der soziali­
stischen Staaten zu zerschlagen". Ne­
ben dem Schutz der Bevölkerung müs­
se daher in den Betrieben auch eine 
"standhafte Produktion" gewährleistet 
sein. 

Genaue Zahlen über die schon fertigge­
stellten Schutzräume sind nicht bekannt. 
Grobe Anhaltspunkte liefert die Angabe, 
daß bei Ubungen der ZivilverteIdigungs­
einheiten im Bezirk Potsdam 2000 
Schutzräume eingerichtet worden seien. 
Das entspricht einem Schutzraum auf 
5.60 Einwohner. Bei einer zweitägigen 
Ubung in Blankenburg (Harz) seien 360 
Schutzplätze geschaffen worden, wobei 
die rechnerischen Kosten je Platz 
170 Mark betragen haben. 

(Deutsche Tagespost, Würzburg)/ 
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Presseschau 
des Auslands 

Drei neue Zivilschutzfilme 
mit Inigo Gallo 

Ab Mal Sind Im Filmverleih des Bundes­
amtes für Zivilschutz drei neue, elf bis 
zwölfeinhalb Minuten laufende Fi me er­
hältlich, fur deren Drehbuch und Regle 
Andreas Fischer verantwortlich zeichne­
te und die das 1981 gestartete Kurzfilm­
programm In eine Interessante R chtung 
fortsetzen 

Die erste Serie, die sich auf das Guisan­
Wort "Bereltseln ist nötig, BereItseIn ist 
WIchtig, Bereitsein ISt alles" stutzte, hat­
te allgemein der Orientierung und ersten 
Motivation gedient. Die Filme Wirken di­
stanZiert, dies schon der unvermittelten 
Bildfolge und der Schriftsprache wegen. 
Allerdings lief der Verleih sehr gut an, 
die Filme wurden sogar ins Ausland ver­
kauft 

Mit der eben fertiggestellten Filmtrilogie 
"Vorsorgen ist besser", " Im Dienste der 
Bevölkerung" und "Zufluchlsort Schutz­
raum " fahrt die ZIvilschutzIdee den Zu­
schauern dagegen regelrecht unter die 
Haut Das will etwas heißen, wenn man 
an das Reglementsdeutsch der Konzep­
tion 1971 oder all die Erlasse über die 
Details der Schutzdienstpflicht bis zum 
60. Alterslahr denkt. Inigo Gallo spielt 
den Soldaten Berger, mit dem sich die 
in erster linie anvisierte Zielgruppe alt­
gedlenler Wehrmanner identifiZieren soll 
und vermutlich auch Wird. Der erste Film 
zeigt Berger beim "Letzten", stalionlert 
auf einer Bergkuppe, Im Gespräch mit 
seinem Kameraden, gespielt von Jürgen 
Brügger Auch Brügger spielt den "Ge­
wöhnlichen" (einige Zuschauer werden 
in ihm relativ rasch den Mitwirkenden 
der "Motel"-Sene Wiedererkennen .. ). 
Zu diesem echt wirkenden, unaufdring­
lichen und nie schulmeisterlichen Ge­
sprach - Robert Aeberhard vom Bun­
desamt hatte mit seiner" Produkllons­
philosophie " die Tonart vorgegeben -
wurden Bilder aus dem Zivilschutz be­
trieb gestellt. Mutmaßungen finden sich 
so mit der Realität konfrontiert, wobei al­
les zurückhaltend einfach und unüber­
trieben dargestellt 1St. Möglicherweise 
werden Sich pedantische Militars über 
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den herzlich unbekümmerten Dienstbe­
tneb oben auf der Bergkuppe ärgern 
und das grimmige Bedrohungsbild von 
"The Day Mer" vermissen. Vielleicht tut 
es andererseits einigen engagierten 
"Gelbhelmen " weh, mithören zu müs­
sen, daß der Zivilschutz als noch aus­
baubedürftig und die SChutzwIrkung als 
keineswegs hundertprozentig hingestellt 
werden. Zur Identifikation des Soldaten 
Berger mit dem ihn erwartenden Zivil­
schutz trägt diese FilmstImmung jeden­
falls wesentlich bei. 

Inigo Gallos zweiter Partner ist Paul Fe­
lix B,nz, der dntte Bert Müller-Kopp. Die 
Szenerie wechselt gleichzeitig vom Berg 
hinunter in die Wirtschaft - diesmal 
dreht Sich das Gespräch über das Ver­
halten im Ortskommandoposten und im 
öffentlichen Schutzraum bei Strahlen­
alarm und Brandausbruch . Der dntte Film 
leuchtet In die Atmosphäre eines schritt­
weise bezugs- und betnebsberelt ge­
machten privaten Schutzraumes hinein. 
116 Frauen, Manner und Kinder aus 
Stefflsburg haben ohne Entschädigung 
und freiwillig mitgewirkt Sogar der Män­
nergesangvereln war mit von der Partie 
und probte unter dem gelben Helm. 
Nach Hitchcock-Manler ließ sich schließ­
lich die filmende Equipe unauffällig auf 
den Streifen bannen . Ob Sich aber das 
Schweizer Fernsehen, das die Ausstrah­
lung der ersten Serie ablehnte, diesmal 
packen läßt? 

Das Erlebnishafte der drei neuen Zivil­
schutzfilme sorgte für ausreichende 
Spannung. Gesprache unter Soldaten 
und Sachinformatlon über ZIvilschutzor­
ganisatIon und -betneb wechseln lau­
fend ab, trotzdem wird nie das Gelbe 
vom Himmel heruntergeschwatzt. 

(Aus: Neue Zuricher Zeitung) 

Gelber Regen -
eine chemische Superwaffe? 

Nachdem die Sowjelunion angeblich frü­
her schon chemische Kampfstoffe, so­
genannten Gelben Regen, in Afghani­
stan und in SüdostasIen angewendet 
hat, soll sie letzt diese Waffe auch an 
Irak geliefert haben. Der Irak habe eine 
teuflische Mischung dieser Stoffe mit 
Senfgas Im Golfkneg eingesetzt, sagte 
ein Toxikologe aus Gent, der verwunde­
te Iraner In Wien untersucht hat. Wieder 
einmal Wird der Gelbe Regen, über des­
sen mögliche Anwendung als Kampfstoff 
seit Jahren heftig gestntten Wird, als 
chemische Superwalfe hingestellt. 

Hinter dem Schlagwort vom Gelben Re­
gen verbergen sich sogenannte Mykoto­
xine, von manchen Pilzen gebildete gifti­
ge Substanzen. Im einzelnen handelt es 

sich dabei um die Stoffgruppe der Tri­
chothecene. In Proben aus Südostasien 
haben amerikanische Forscher, die im 
Auftrag der Militärs arbeiten, im wesent­
lichen vier verschiedene Tnchothecene 
isoliert. Diese werden von Pilzen aus 
der Gattung Fusanum unter bestimmten 
Umweltbedingungen synthetisiert. Am 
giftigsten sind das T-2, das Nlvalenol 
und das Dlacetoxyscirpenol (DAS). Die 
vierte Substanz, das Übelkeit verursa­
chende Vomotoxin, gilt als weniger ge­
fährlich. Die Giftstoffe greifen vor allem 
Schleimhäute des Verdauungsapparates 
sowie die Haut und das blutbildende 
Gewebe an. 

Ob Irak solche Pilzgifte als Kampfstoff 
verwendet hat, ist bislang noch nicht of­
fiziell bestätigt. Fest steht ledenfalls, daß 
der Gelbe Regen - Im Gegensatz zum 
Senfgas - eine recht ungeeignete Waf­
fe ist. Als ein Hinweis für die Anwen­
dung chemischer Kampfstoffe werden un­
ter anderem auch die Atembeschwerden 
aufgeführt, die man bel verletzten, unter 
Verbrennungen leidenden iranischen 
Soldaten beobachtet hat. Bislang scheint 
man aber nicht untersucht zu haben, ob 
die Lungenschäden nicht aus den gifti­
gen Produkten beruhen könnten, die 
beim Verbrennen von Erdöl - im Golf­
krieg gewiß keine Seltenheil - enlste­
hen. Daß häufig nicht die Brandwunden 
selbst tödlich sind, sondern aggressive 
Stoffe aus dem Verbrennungsvorgang, 
hat Sich InZWischen bei Vielen Untersu­
chungen gezeigt. 

(Aus: "Frankfurter Allgemeine Zeitung") 

Rat für den Ernstfall 

Seit in mehreren Kapstadter Kinos der 
Film" The Day After" angelaufen ist, 
wird allen Haushalten mit der neuesten 
Stromrechnung letzt ein Merkblatt der 
Stadtverwaltung ins Haus geschickt, mit 
Ratschlägen, wie man sich im Falle ei­
nes Unfalls zu verhalten habe: Türen, 
Fenster, Luftschächte und Abzugsziegel 
selen sofort abzudichten, .. in Ausnah­
mefällen " müßten einige WOhngebiete 
evakUiert werden. 

Die Schulen sollten fortan Atomalarm 
üben - sich unler die Banke auf den 
Boden legen, Augen und Nase zu . Ei­
nes der schadlicheren Elemente sei ra­
dioaktives Jod "Ein wirksames Gegen­
mittel iSI die Einnahme von Kalium-Jodld­
Tabletten noch vor der Bestrahlung des 
Körpers." Diese Tabletten stelle der 
Stadtrat auf Antrag jedermann kostenlos 
zur Verfügung . 

(Dorothee Razumovsky 
in .. Kölner Stadtanzeiger") 



Wissenschaft 
&Technik 

Neuer Beatmungsbeutel 
vorgestellt 

Der neuentwickelte Beatmungsbeutel 
baut auf die vorausgegangenen Modelle 
auf und berücksichtigt die neuesten For­
schungsergebnisse. 

Das Prinzip der individuell druckbegren­
zenden Außenhülle ermöglicht den Ver­
zicht auf bewußt oder unbewußt verstell­
bare Überdruckventile. Vermindertes 
Beatmungsvolumen bei eingeschränkter 
Lungenmechanik und Leckage der Ver­
bindungen sowie des Ventilsystems 
werden ausgeschlossen. 

Die antistatische Außenhülle ist 
schmutzabweisend und rutschfest auch 
bei verschwitzten Handflächen. Alle Ein­
zelteile des Beatmungsbeutels und der 
Ventile lassen sich schnell zerlegen und 
einfach zusammenbauen. Die verwechs­
lungsfreien Verbindungen sind dekon­
nektionssicher und bei Bedarf leicht zu 
lösen. 

Durch 02-Reservoir kann die Sauerstoff­
konzentration bei Beatmung und Spon­
tanatmung bis zu 100 Prozent erfolgen. 
Die Hinweise für die erreichbaren Kon­
zentrationen sind aufgedruckt. Das O2-
Reservoir ist in Verbindung mit Patien­
tenventil und Beatmungsmaske auch als 
reines Inhalationsgerät anzuwenden. 

Am Einlaßstutzen kann mit Hilfe eines 
Konnektors ein Gas- oder ABC-Filter 
angeschraubt werden. Das Gerät ist mit 
verschiedenen Maskengrößen lieferbar. 

(WerkfoIO: Heraeus GmbH,) 

Problemloses Absaugen von 
Flüssigkeiten und Staubgut 

Wenn die Pumpen von Feuerwehr und 
THW wegen des geringen Flüssigkeits­
standes nicht mehr einsetzbar sind, fin­
det ein neuentwickelter elektrischer 
Sauger seine Anwendung. Das Gerät 
läßt sich sowohl für Flüssigkeiten als 
auch für Staubgut einsetzen. Es ist für 
harten Dauereinsatz konzipiert; darauf 
ist auch die breite Palette von Spezial­
zubehör abgestimmt. 

Der vier Meter lange Saugschlauch ist 
ölbeständig, besonders flexibel und be­
sitzt einen Bajonettkupplungsanschluß. 
Das einteilige gebogene Handrohr hat 
eine Drehgelenkdüsenaufnahme, die 
450 mm breite Bodendüse ist mit ölfe­
sten Sauglippen und Rollen ausgestat­
tet. Mit der 550 mm breiten Fahrbahn­
düse, die mit wenigen Handgriffen an 
das Fahrgestell des Saugers montiert 
ist, werden auch große Flächen rasch 
und mühelos abgesaugt. 

Das kontinuierliche Abpumpen des 
Saugkesselinhalts zum vorgesehenen 
Bestimmungsort erfolgt bei größeren 
Flüssigkeitsmengen mit der Universal­
Absaugpumpe. Die selbstansaugende 
Pumpe hat eine extrem kurze Ansaug­
zeit, ist schmutzunempfindlich und war­
tungsfrei. 

Ein wesentliches Konstruktionsmerkmal 
des Saugers ist die problemlose T ren­
nung von Sauger und Universal-Ab­
saugpumpe. Dadurch können beide Ge­
räte unabhängig voneinander eingesetzt 

werden. Die Saugkesselentleerung er­
folgt rasch und sauber über das stabile 
Kippgelenkfahrgeste ll. 

Durch die kompakte und robuste Bau­
weise findet der Sauger sowohl stationär 
als auch auf Einsatzfahrzeugen seinen 
Platz. Das Aus- und Einladen geschieht 
leicht und schnell. Die Bereifung der 
großdimenSionierten Scheibenräder und 
der Lenkrol len ist ölbeständig. 

GehÖrlosen·Telefon in Bonn 
vorgestellt 

Mit einem neuartigen Gerät können Ge­
hörlose und Stumme ab sofort in einem 
te lefOnischen Notruf die Bonner Feuer­
wehr alarmieren. Bonns Oberstadtdirek­
tor Dr. Karl-Heinz van Kaldenkerken 
stellte das Gehörlosen-Telefon vor, das 
als aktentaschengroßes Zusatzgerät mit 
SChreibmaschinentastatur an jedes nor­
male Telefon angeschlossen werden 
kann . Berufsfeuerwehr-Chef Heinz Diek­
mann erklärte: "Dieser Minifernschreiber 
schickt für jeden Buchstaben eine be­
stimmte Tonfrequenz in die Leitung. Das 
akustische Signal wird beim Empfangs­
gerät wieder in einen Buchstaben über­
tragen , der auf einem Lochstreifen aus­
gedruckt wird." 

In Bonn Sind 23 Mitglieder des Gehörlo­
sen-Vereins "Einigkeit" mt dem 
Schreibtelefon ausgerüstet. So können 
sie untereinander Kommunikation auf­
nehmen; wenn aber das Schreibtelefon 
in der Bonner Feuerwehrleitstelle in Be­
trieb gesetzt wird, weiß man, daß ein 
gehörloser Mitbürger in Not ist. Schnelle 
Hilfe ist dann sofort gewährleistet. 

(Foto: Sondermann, 
Presseamt der Stadt Bonn) 
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NeueBücher 

Handbuch Rettungsdienst 

Notfallmedizin - Rechtskunde -
Transport 
Loseblattwerk, herausgegeben vom 
Präsidium des Bayerischen Roten 
Kreuzes 
ecomed verlagsgesellschaft mbh, 
8910 Landsberg 

Es Ist bekannt, daß die Zahl der Mitbür­
ger, die Im Straßenverkehr, im Beruf, zu 
Hause, beim Sport oder anderswo ver­
unglückt, jährlich in die Hunderttausende 
geht. Daher kommt dem vorliegenden 
Handbuch für den Rettungsdienst eine 
besondere Bedeutung zu . 

Hier wird In verständlicher Form die Tä­
tigkeit des Rettungssanitäters im gesam­
ten Umfang beschrieben und in Bildern 
dargestellt. Von besonderer Bedeutung 
ist das Bemühen, dem Rettungssanitäter 
konkrete Anhaltspunkte aufzuzeigen, 
wie welt er bei einer selbständigen 
Durchführung von Maßnahmen gehen 
kann und darf, wann er Maßnahmen nur 
auf Anordnung des Arztes durchführen 
soll und welche Maßnahmen ausschließ­
lich dem Arzt vorbehalten sind. 

Durch die Beschreibung einer Vielzahl 
von Notsituationen, die im täglichen Ein­
satz jederzeit auftreten können, trägt das 
Handbuch zur Verbesserung des Wis­
sensstandes der Im Rettungsdienst ein­
gesetzten Helfer bei . 

Gefahrgut·Schlüssel 

Von Kühn/Blretl 
8. Aullage 
ecomed verlagsgesellschaft mbh, 
8910 Landsberg 

Die vorliegende 8. Auflage der Lose­
blattsammlung im handlichen Kunststoff­
ordner bringt in erster Linie die Einar­
beitung der von der International Mariti­
me Organisation (IMO) übernommenen 
Änderungen der UN-Stoffliste. 
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Neu aufgenommen wurde In den Ab­
schnitt Fachinformationen das Kapitel 
1-8 mit einer Tabellendarstellung über 
die Anwendung des Sprengstoffgeset­
zes gemäß §§ 1 bis 5 der 1. SprengV. 

Die Gefahrgutvorschriften für Straße und 
Eisenbahn (GGVS und GGVE) wurden 
1983 neu erlassen und wurden ebenso 
neu aufgenommen wie die Gefahr­
gutverordnung Binnenschiffahrt 
(GGVBinSch) . Die in der GGVS enthal­
tenen Listen (B 5 und B 8) wurden auf 
den neuesten Stand gebracht und die 
Tabellen mit den Gefahrgut-Labeln den 
jeweils letzten amtlichen Veröffentlichun­
gen angepaßt. 

Ergänzungslieferungen zu 
Sammelwerken 

Klaus Rldder 
Gefahrgut·Handbuch 
15. Ergänzungslieferung 
ecomed verlagsgesellschaft mbh, 
8910 Landsberg 

In immer größerem Umfang werden 
heute gefährliche Stoffe erzeugt, trans­
portiert und angewendet; der Anteil der 
gefährlichen Güter am gesamten Trans­
portgeschehen liegt bereits bei etwa 
einem Drittel. 

National und international werden große 
Anstrengungen unternommen, um die 
Risiken bei den verschiedenen Ver­
kehrstragern möglichst niedrig zu halten. 
Dadurch ergibt sich eine Fülle von Emp­
fehlungen, Richtlinien und Vorschriften, 
in denen der Umgang mit gefährlichen 
Transportgütern geregelt 1St. 

Im Gefahrgut-Handbuch werden diese 
Vorschriften zusammengefaßt und erläu­
tert. Damit steht eine systematische und 
übersichtliche Arbeitsunterlage zur Ver­
fügung. 

In die vorliegende 15. Ergänzungsliefe­
rung wurden neben zahlreichen Ände­
rungen und Erganzungen der neue bun­
deseinheitliche Bußgeldkalalog für Ver­
stöße gegen die GGVS ebenso aufge­
nommen wie die Straßen-Gefahrgutaus­
nahmeverordnung In der Fassung vom 
1. September t983. 

Das Transport-Unfall-Informations- und 
Hilfeleistungssyslem der chemischen In­
dustrie (TUIS) wurde weiter ausgebaut. 
Alle nunmehr vorliegenden Informatio­
nen, insbesondere eine Übersichtskarte 
sowie ein alphabetisches Stoffverzeich­
nis, finden sich im Handbuch. 

Das Erscheinen neuer Fachliteratur 
machte es erforderlich, das Literaturver­
zeichnis zu überarbeiten. Darüber hin­
aus erfolgten redaktionelle Änderungen 

sowie kleinere Anpassungen an die 
neuesten gesetzlichen Regeln. 

Roeber/Goeckel 
Katastrophenschutzgesetz 
12. Ergänzungslieferung 
Verlag für Verwaltungspraxis 
Franz Rehm, 8000 München 80 

Die Ergänzungslielerung bringt das 
Werk auf den Stand vom November 
1983. Sie enthält neben der KaIS-Jah­
resbeträge-VwV Regelungen über die 
Aussonderung und Verwertung bundes­
eigener Ausstattung des Katastrophen­
schutzes sowie eine vorlaufige Anpas­
sungsregelung zur KatS-Unterbrin­
gungs-VwV. 

Ferner wurden die Empfehlungen des 
BundesernährungsminIsters für den 
Selbstschutz in landwirtschaftlichen Be­
trieben und die Festlegung eines neuen 
allgemeinen Zeichens für den Zivil­
schutz aufgenommen. 

Weitere Neuaufnahmen betreffen die Er­
stattung fortgewahrter Leistungen, Frei­
stellungen nach § 13 a WehrpfiG für den 
DRK-Hilfszug sowie die Wohnsitzverle­
gung freigestellter Helfer. Das Landes­
recht Baden-Württembergs wurde eben­
falls aktualisiert. 

Töpfer/Lind 
Notstandsrecht der Bundesrepubtlk 
Deutschland 
79. und 80. Ergänzungslieferung 
Verlag R. S. Schulz, 8136 Percha 

Das Bundesrecht wird mit den Ergan­
zungslieferungen auf den Stand vom 
1. September 1983 gebracht. Neu auf­
genommen wurde das Rundschreiben 
des Bundesinnenministers betreffend 
die Sicherheitskriterien fur die Endlage­
rung radioaktiver Abfälle In einem Berg­
werk, das Atomgesetz wurde in den An­
merkungen ergänzt. 

Das Landesrecht des Landes Baden­
Württemberg wurde mit zahlreichen Än­
derungen und Ergänzungen ebenfalls 
auf den Stand September 1983 ge­
bracht. Neu aufgenommen wurden u. a. 
die Verordnung der Landesregierung 
über die Zuständigkeiten nach dem 
Atomgesetz und die Verwaltungsvor­
schrIft des Ministeriums für Kultus und 
Sport über die Durchführung der Strah­
lenschutzverordnung. 

Das Landesrecht Nordrhein-Westfalens 
erreicht den Stand 1. Januar t983. Für 
diesen Bereich wurden neben zahlrei­
chen Aktualisierungen u. a. die Titel Poli­
zeiorganisationsgeselz sowie Errichtung 
und Betrieb von Leitstellen für Feuer­
schutz- und Katastrophenschutzaufga­
ben neu aufgenommen. 



Winfried Hoffmann 

Das 
Minimagazin 

Safety first -
im Bergungsdienst 

Die nachfolgenden wichtigen Sicherheitshinweise 
für den Bergungsdienst sind dargestellt durch Teilnehmer an 
THW-Lehrgängen an der Katastrophenschutzschule des Bundes, 
AußensteIle Hoya. 

Beim Transport Verletzter auf Krankentragen blickt der Verletzte grundsätzlich in Transportrichtung (KatS-OV 260, Seite 10). 
Im Gegensatz zur allgemeinen FesUegung, daß Verletzte auf Krankentragen und im Schleifkorb zu sichern sind (verg i. KatS·DV 260 " Transport 
Verletzter aus SchadensteIlen") ist diese Sicherung beim Transport durch Gewässer verboten (KatS-LA 283, "Retten aus Wassergetahren"). 

Bei Steigungen Ist die Krankentrage stets waagerecht zu halten (KatS-OV 260, .. Transport Verletzter aus SchadensteIlen", Seite 36). 



Postve r t rie b ss tuck - Gebühr bezahlt 
Vertrieb : A. Bernecker, 
Postfach 140, 3508 Melsungen 
Vertriebskennzahl G 2766 E 

Tauchen in 150 Meter Wassertiefe 

DRLG - die vier Großbuchstaben ragen hoch über Berl in­
Spandaus Dächer. Die Bundeslehr- und Forschungsstätte 
der Deutschen Lebens-Rettungs-Gesellschaft in Berlin bie­
tet die Möglichkeit, in einen zwölf Meter hohen Tauchturm 
zu steigen und dort simulierte Tiefen bis zu 150 Meter zu 
erleben. Unter Leitung des Präsidenten der DLRG, Profes­
sor Siegfrred JOhn, werden In der Bundeslehr- und For­
schungsstätte nrcht nur Tauchgange durchgeführt, sondern 
auch Tauchtauglichkeitsuntersuchungen und eine ganze 
Reihe medizinischer Forschungsarbeiten vorgenommen. 

Diesen Aktivitäten im "Schiefen Turm von Pichelsdorf " , wie 
die Bundeslehr- und Forschungstätte aufgrund Ihrer eigen­
willigen architektonischen Konstruktion Im Volksmund 
genannt wird, ist das "Zivilschutz-Magazin " nachgegangen 
und berichtet darüber im Innenteil dieser Ausgabe. Von 
Druckkammerbehandlungen bis zur freiwilligen Taucher­
ausbildung Berliner Studenten - die Palette der Aktivitäten 
bei der Berliner DLRG ist breit. 


